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Vorwort

Vorwort

Vor gut drei Jahren drohte ein Foto die Republik zu erschüttern: Der Faschist Björn Höcke 
gratulierte dem FDP-Politiker Thomas Kemmerich, der sich zuvor mit den Stimmen der AfD 
zum thüringischen Ministerpräsidenten hatte wählen lassen. Ginge es nach AfD-Partei-
chefin Alice Weidel, dann gratuliert Kemmerich im nächsten Jahr Höcke. Zumindest rief 
sie von der Bühne einer Wahlkampfveranstaltung in Erfurt, bei der sie erstmals mit ihrem 
rechtsextremen Parteikollegen auftrat, dass in Thüringen zukünftig nicht mehr an der AfD 
vorbeiregiert werden könne. Der Spiegel wertete dies als eindeutiges Zeichen: „Höcke hat 
sich durchgesetzt, ohne ihn geht es nicht“.

Die AfD hat sich seit ihrer Gründung 2013 immer weiter radikalisiert – und ist inzwi-
schen fest im deutschen Parteiensystem etabliert. Sie sitzt in 14 von 16 Landtagen, im 
Bundestag und im Europaparlament. Spätestens seit dem Parteitag 2022 ist deutlich er-
kennbar, dass der völkisch-nationalistische ‚Flügel‘ die Ausrichtung der Partei domi niert. 
Setzten die neoliberalen und nationalkonservativen Netzwerke in der AfD lange auf eine 
Strategie der taktischen Mäßigung und Selbstverharmlosung, hat sich der fundamental-
oppositionelle Kurs des offiziell aufgelösten ,Flügels‘ inzwischen durchgesetzt. 

Ende Juli 2023 trifft sich die AfD zu ihrem nächsten Parteitag. Schon im Vorfeld dieses 
Treffens hat sich der Eindruck verfestigt, dass der Kurs einer Radikalisierung auf Resonanz 
stößt: In Umfragen steht die Partei derzeit so gut, wie nie zuvor. In Sachsen und Thüringen 
hat sie derzeit tatsächlich Aussicht, bei den Landtagswahlen in 2024 stärkste Kraft zu 
werden, im Kreis Sonneberg stellt sie seit Kurzem den Landrat. Bundesweite Umfragen 
sehen sie gegenwärtig mit der SPD gleichauf. Die Hoffnungen, die Partei würde, wie andere 
rechtsextreme Projekte, an inneren Widersprüchen scheitern, haben sich nicht erfüllt. 

Die Otto Brenner Stiftung hat die Entwicklung der AfD in den vergangenen zehn Jahren 
kontinuierlich und kritisch beobachtet. Bereits 2014 hat unser erstes Arbeitspapier zur 
Partei gezeigt, wie eng verwoben die programmatische Euro-Skepsis mit einer national-
chauvinistischen Abwertung der ,Anderen‘ war. Es folgten Studien, die das Medienver-
halten der AfD aufarbeiteten, und Analysen, die immer wieder die engen Verbindungen 
der Partei, ihrer Abgeordneten und Mitarbeitenden in rechte Netzwerke aufgezeigt haben. 
Diese Auseinandersetzung führen wir mit dem nun vorliegenden Arbeitspapier fort. Wir 
freuen uns, mit Wolfgang Schroeder und Bernhard Weßels zwei renommierte Parteien-
forscher für eine aktuelle Bestandsaufnahme vor dem kommenden ,Superwahljahr‘ ge-
wonnen zu haben. Die Autoren beurteilen die AfD als eine Partei der „Metamorphosen“, 
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der es trotz zahlreicher innerparteilicher Konflikte immer wieder gelungen ist, sich durch 
Anti-Establishment-Rhetorik und Mobilisierung weit verbreiteter Ressentiments als Partei 
derjenigen zu inszenieren, die sich abgehängt und nicht vertreten fühlen. 

Dabei richten die Autoren den analytischen Blick insbesondere auf die vergangenen 
drei Jahre, die wegweisend waren: Während der Corona-Pandemie gelang es der Partei 
nicht, die rechten Proteste auf der Straße für eigene Wahlerfolge zu nutzen. Erstmals 
musste sie Stimmenverluste verzeichnen. Hinzu kam, dass der Verfassungsschutz nach 
einer langen Nicht- Beachtung der Partei zu einer verschärften Beobachtung überging. 
Deutlich wird, dass der ,Flügel‘ diese Entwicklungen nutzte, um die innerparteilichen 
Richtungskämpfe für sich zu entscheiden. Ausführlich behandelt das Arbeitspapier auch 
die vielfältigen Verflechtungen zwischen AfD und russischen Regierungsmitgliedern so-
wie entsprechenden Netzwerken, wobei Russland als gesellschaftspolitisch ideologi-
scher Fixpunkt der Partei erkennbar wird. 

Mit Blick auf die Wählerschaft der Partei kann auf Basis der Auswertung von Umfragen 
verdeutlicht werden, dass der Wahlentscheidung für die AfD substanzielle Orientierun-
gen und Einstellungen zu Grunde liegen. Klar wird: Wer die AfD wählt, entscheidet sich 
bewusst für die Programmatik und die populistische Ausrichtung dieser Partei. Damit 
liefern die Autoren wichtige Einsichten für die öffentliche Debatte, in der immer wieder 
die (alte) These vertreten wurde, die AfD werde vor allem aus Protest und Orientierungs-
losigkeit gewählt. Dagegen gilt es endlich anzuerkennen, dass sich auf Bundesebene um 
die 18 Prozent und in manchen Bundesländern bis zu 30 Prozent Wähler:innen bewusst 
dazu entscheiden, ihre Stimme einer in Teilen rechtsextremen Partei zu geben.

Konsterniert hielt die Journalistin Antonie Rietzschel jüngst im ARD-Presseclub fest, 
dass die anderen Parteien der AfD auch nach zehn Jahren ohnmächtig gegenüberstehen 
würden. Einen Masterplan, wie mit der AfD umzugehen ist, liefert auch das vorliegende 
Arbeitspapier nicht. Ein solcher sei, den Autoren zufolge, auch nicht möglich, dafür sei 
die Partei zu beweglich. Es bedürfe spezifischer und situativer Antworten. Sicher ist je-
doch, dass die Lösung nicht darin bestehen kann, sich inhaltlich und rhetorisch der AfD 
anzunähern, wie es insbesondere bei den konserva tiven und liberalen Parteien, aber 
auch in den Bestrebungen einer möglicherweise neuen Partei um Sahra Wagen knecht 
derzeit zu beobachten ist.

Jupp Legrand
Geschäftsführer der OBS           Frankfurt am Main, im Juli 2023
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1 Einleitung – Zehn Jahre AfD: Was nun?

Einleitung – Zehn Jahre AfD: Was nun?

Die Partei Alternative für Deutschland (AfD) wur-
de vor zehn Jahren gegründet. In diesem Zeitraum 
hat sie vielfältige Metamorphosen durchlaufen, 
die auf unterschiedlichen Ursachen beruhen. 
Die wichtigste ist wohl der mehrfache Führungs-
wechsel in der Partei, aber auch der Wandel 
der elektoralen Unterstützungsbasis spielt eine 
entscheidende Rolle. Im Ergebnis haben diese 
Wandlungen die Partei immer weiter nach rechts 
geführt. Eine Entwicklung, die mit Konflikten 
vielfältiger Art einherging – im äußeren Span-
nungsverhältnis zum Verfassungsschutz und im 
inneren zwischen Strömungen, Landesverbän-
den, aber auch zwischen Fraktionsspitze und 
Fraktion im Bundestag. Die damit verbundene 
konfliktreiche Debatte über ihre Abgrenzung zu 
rechtsextremen Akteur:innen und Positionen 
stand lange Zeit im Zentrum der parteiinternen 
Auseinandersetzungen. Austritte und Fragen 
nach der inneren Kohärenz der AfD beherrschten 
phasenweise die Debatte um den Charakter und 
die Zukunft dieser Partei neuen Typs rechtspopu-
listischer Art in dem Sinn, dass sich mit ihr eine 
neue rechte Kampagnenfähigkeit entwickelt hat, 
die bei einzelnen Themen wie der Migration oder 
der Kritik am öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
weit in die Mitte der Gesellschaft hineinreicht. 
Auch die zum Teil existentiellen innerparteili-
chen Konfliktlagen haben an dieser Kampagnen- 
und Anschlussfähigkeit nichts geändert: Das 
äußere Bild der Partei ist durch einen elektoralen 

Erfolgsweg bestimmt, wie ihn keine andere der in 
den letzten zwei Jahrzehnten neu gegründeten 
Parteien aufweisen kann. 

Im September 2013 ist die AfD zum ersten Mal 
für die Wahl in den Bundestag angetreten und 
verfehlte die Fünf-Prozent-Hürde damals knapp. 
Dafür war ihr Einzug 2017 umso weniger ge-
fährdet. Das Ergebnis von 4,7  Prozent bei der 
Wahl von 2013 konnte 2017 mit 12,6 Prozent fast 
verdreifacht werden. Damit wurde sie die dritt-
größte Fraktion im Deutschen Bundestag vor 
den Parteien FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die 
Grünen. Diesem erfolgreichen Einzug in den Bun-
destag war die parlamentarische Etablierung auf 
der Ebene der Bundesländer vorausgegangen. 
Zwischen den Bundestagswahlen von 2013 und 
2017 zog die AfD erfolgreich in 13 der 16 Land­
tage ein, Niedersachsen folgte im Oktober 2017, 
Bayern und Hessen dann 2018. In mehr als der 
Hälfte der 16 Landtagswahlen, nämlich in 9, er-
zielte die AfD mehr als 10 Prozent der Stimmen. 
Seitdem verfehlte die AfD nur im Oktober 2022 
in Schleswig-Holstein den Wiedereinzug in einen 
Landtag. Im Durchschnitt aller Wahlen zwischen 
2013 und Ende 2022 erzielte die Partei 11,4 Pro-
zent der Stimmen, dabei den kleinsten Anteil mit 
4,1  Prozent 2013 in Hessen und den höchsten 
Anteil mit 27,5 Prozent 2018 in Sachsen. Das ist 
über die zehn Jahre des Bestehens der Partei 
eine bemerkenswerte elektorale Erfolgsbilanz.



Radikalisiert und etabliert

6

Vor dem Hintergrund der von der Partei durch-
laufenen Krisen, die zumindest zeitweise den 
Eindruck erweckten, sie stehe kurz vor ihrer 
Auflösung, stellen sich eine Reihe von Fragen. 
Eine davon ist, inwieweit rechtsextreme Kräfte 
innerhalb der Partei den Kurs angeben oder ob 
es vielmehr rechtsextreme Einflussnahmen von 
außen sind, die die AfD ins Extreme treiben. Falls 
Letzteres der Fall sein sollte, richtet sich der Blick 
auf die externen Kräfte. Demnach würde die Fra-
ge lauten: Kann die AfD es verhindern, anders als 
frühere, politisch weit rechts stehende Parteien, 
an und in den Fängen rechtsextremer Kräfte zu 
zerbrechen? Die zum Teil intensiven Verbindun-
gen, die die Partei in rechtsextreme Netzwerke 
pflegt, legen nahe, dass es ihr im Zeitverlauf 
immer schwerer fällt, sich klar von rechtsextre-
men Akteur:innen und Positionen abzugrenzen. 
Wenn sie aber gleichwohl trotzdem nicht in die 
Fußstapfen der NSDAP tritt und treten will, ist 
sie dann einfach ‚nur‘ eine CDU vor ihrer Mo-
dernisierung durch Heiner Geißler und Angela 
Merkel – oder gar etwas Drittes? Und wenn ja, 
was ist dieses Dritte? 

Mit ihrer Infragestellung grundlegender demo-
kratischer Werte und ihren rückwärtsgewandten 
Gesellschaftsvorstellungen treibt die AfD soziale 
und politische Spaltungen immer weiter voran, 
so die gängige Lesart. Freilich muss dabei je-
doch beachtet werden, wie die Partei dabei an 
weit reichende Strukturveränderungen in Gesell-
schaft und Politik anknüpft. Zu fragen ist, ob die 
AfD die Partei ist, der es im Parteienwett bewerb 
derzeit am erfolgreichsten gelingt, zentrale Un-
sicherheiten und Ängste (vor allem durch allge-
genwärtige Anforderungen an Neuorientierung, 

Anpassung und Veränderungsbereitschaft) einer 
sich globalisierenden Moderne aufzugreifen, um 
die damit einhergehenden Zumutungen für ihre 
eigene völkisch-autoritäre Politik zu nutzen.

Antworten auf diese Fragen erlauben Aussagen 
über den Hintergrund des Erfolgs der AfD und 
die Zukunft der Partei. Mit Blick auf die Zukunft 
sind grundsätzlich zwei Möglichkeiten denkbar: 
Die AfD kann sich an den inneren Widersprü-
chen zwischen der Strategie einer Parlaments-
orientierung einerseits und dem Anspruch, 
Sprachrohr rechter Bewegungen andererseits 
zu sein, selbst zerreiben. Dieses Schicksal ist 
den meisten rechten Parteien in Deutschland 
widerfahren (Decker 2000, Lewandowsky 2012). 
Ebenso ist aber denkbar, dass gerade in die-
ser Bipolarität zwischen Parlament und Straße, 
zwischen Populismus und Extremismus, eine 
hin reichend belastbare Attraktivität für Wäh-
ler:innen steckt, die für sich selbst eine Reprä-
sentationslücke im übrigen Parteienspektrum 
wahrnehmen. Dass diese Repräsentationslücke 
von rechts und nicht von links gefüllt werden 
konnte, hängt vermutlich damit zusammen, 
dass linke diskursive Angebote auf die benann-
ten Heraus forderungen sozioökonomischer Art 
sind, während rechte Angebote soziokulturel-
ler Art sind. Die stärker emotional und lebens-
weltlich angelegte soziokulturelle Zuspitzung 
der AfD auf Ressentiments und hierarchische 
Einordnungen sowie die nationalstaatliche Fo-
kussierung waren offensichtlich im politischen 
Zyklus der letzten zehn Jahre für einen Teil der 
Wählerschaft attraktiver und plausibler. Aber 
ob diese konjunkturellen gesellschaftlichen 
Anschlussfähigkeiten bestimmter AfD-Diskurse 
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wiederum hinreichend sind, um die innere Struk-
tur der AfD zu befrieden, ist damit noch nicht 
gesagt. 

Klar ist: Die AfD ist komplex, widersprüchlich 
und mehrdimensional. Vor diesem Hintergrund 
ist das Ziel des Arbeitspapiers, einige dieser 
Wider sprüchlichkeiten zu rekonstruieren und 
die mehrfachen Metamorphosen der Partei zu 
analysieren. Wo kommt die AfD her? Wie hat sie 
sich organisatorisch und personell entwickelt? 
Mit welchen programmatischen Entwicklungen 
und innerparteilichen Strömungen war dies ver-
bunden? Wie hat sie sich parlamentarisch eta-
bliert? Das sind Fragen, die in Kapitel 2 behandelt 
werden. Kapitel 3 fragt nach der Struktur und den 
Orientierungen der AfD-Wählerschaft und unter-
nimmt eine Lokalisierung der Lücke in der Reprä-
sentation, die von den etablierten Parteien nicht 
abgedeckt wurde. Es ist auch zu klären, wie sich 
die AfD am Wählermarkt behauptet und welchen 
Wandel es auf der elektoralen Seite gegeben hat. 
Hier liegt aus unserer Sicht letztlich der Schlüssel 
für das Verständnis von Entstehung, Entwicklung 
und Zukunft der AfD. Der personelle Wandel in 
der Partei und ihre zunehmende Bewegung nach 
rechts, aber auch der Wandel in der Wählerschaft 
haben immer wieder innerparteiliche Konflikte 
hervorgerufen. In diesem Prozess wurde das Ver-
hältnis von Verfassungsschutz und AfD zu einem 
zentralen Konfliktpunkt in der innerparteilichen 
Dynamik. Kapitel 4 untersucht dieses Verhältnis 
im Verlauf der Radikalisierung der Partei. Dabei 
stellt die Verfassungsschutzfrage eine der zen-
tralen innerparteilichen Konfliktlinien dar, aber 
nicht die einzige. In der Corona-Frage stand die 
Partei ebenfalls vor einer Zerreißprobe. Obwohl 

bis zur Pandemie eindeutig eine Partei, die Kri-
sen immer für ihre Mobilisierung nutzen konn-
te, war das bei der Corona-Pandemie zumindest 
anfänglich kaum der Fall. Warum konnte die AfD 
aus dieser Krise kaum einen Nutzen für sich zie-
hen? Das ist die zentrale Frage in Kapitel 5. Und 
wie sieht es bei der AfD hinsichtlich der jüngsten 
Krise aus, dem Angriff Russlands auf die Ukraine? 
Das Verhältnis der AfD oder zentraler Vertreter:in-
nen der Partei zu Russland ist weitaus besser als 
für eine rechte Partei zu vermuten ist – das zeigt 
sich nicht zuletzt auch in der scheinbaren An-
schlussfähigkeit an die antifaschistische Lesart 
der russischen Geschichte. So folgte Parteichef 
Tino Chrupalla einer Einladung in die russische 
Botschaft zum ‚Tag des Sieges‘ über Nazideutsch-
land, trotz der angespannten diplomatischen 
Lage aufgrund des russischen Angriffs auf die 
Ukraine. Das Verhältnis von AfD und Moskau ist 
unter mehreren Aspekten, die Kapitel 6 unter-
sucht, für die Partei von hoher Bedeutung. 

Wie mit einem Akteur umzugehen ist, der sich 
in einer Bipolarität von Parlaments- und Bewe-
gungsorientierung präsentiert, nicht vor extremen 
Positionen, Provoka tionen und Tabubrüchen zu-
rückschreckt und die etablierten politischen Kräf-
te ein ums andere Mal öffentlich herausfordert, 
dessen Protagonist:innen zum Teil offen rechts-
extrem agieren, der aber trotzdem oder gerade 
deswegen ein so großes Wählerpotential bindet, 
ist eine zentrale aber schwer zu beantwortende 
Frage für unsere Demokratie und die Zukunft des 
Parteienwettbewerbs. Die Schwierigkeiten im Um-
gang mit diesem beweglichen politischen Gegner 
thematisiert Kapitel 7. Mit Thesen zu den zuvor 
dargelegten Befunden schließt diese Studie ab.

Einleitung – Zehn Jahre AfD: Was nun?
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2 Die Metamorphosen der AfD

Die AfD war von Anfang an eine heterogene 
Koa lition, die sich unter dem Label, gegen das 
‚Establishment‘ zu kämpfen, zusammengefun-
den hat. Dabei standen und stehen sich stets 
zwei Lager gegenüber: Einerseits die AfD als kon-
servativ-radikale Partei jenseits der CDU, die da-
rauf zielt, koalitions- und regierungsfähig zu wer-
den; andererseits die AfD als Bewegungspartei, 
die sich als parlamentarischer Arm einer rechten 
Bewegung gegen die repräsentative Demokratie 
positioniert. Beide Positionen treten keinesfalls 
in reiner Form auf. Vielmehr nutzen sie wechsel-
seitig Stilelemente der anderen Seite, um sich 
stärker zu machen als sie jeweils alleine sind 
und um in ihrer Bipolarität immer auch für die je-
weils andere Seite akzeptabel zu sein. Zugleich 
bekämpfen sich diese Richtungen immer wieder 
auch ‚bis aufs Messer‘ – schließlich geht es da-
rum, den eigenen Kurs durchzusetzen und die 
eigenen Leute abzusichern. 

Das ‚Phänomen‘ AfD ist nicht einfach zu greifen. 
Dafür ist die Partei zu vielschichtig, entsprechend 
divers wird sie auch etikettiert: als Anti-Sys-
tempartei, ‚Dagegen-Partei‘, deutsch-nationale 
Patrioten, rechtsextrem, rechtspopulistisch, 
fremdenfeindlich, autoritär, Anti-Establishment, 
Gegner der ‚Lügenpresse‘, Partei der Moderni-
sierungsverlierer, Partei des Zorns, ein Chamä-
leon, die rechte Alternative zur Union, NPD 2.0 
oder gar antiautoritär. Manche dieser Etiketten 
beansprucht sie selbst für sich. 

Zentral für die politische Linie der Partei ist ein 
Polarisierungsansatz, der vor allem zwischen Be-
völkerung und ‚Establishment‘ sowie deutscher 
und ‚nichtdeutscher‘ Bevölkerung eingesetzt 
wird. ‚Deutsch‘ wird dabei durchaus völkisch 
verstanden, es werden somit auch diejenigen 
als ‚nichtdeutsch‘ klassifiziert, die ‚nur‘ eine 
deutsche Staatsbürgerschaft haben. War an-
fänglich noch ein Euro-Skeptizismus der zen-
trale politische Motor, bewegte sich die Partei 
in den Jahren nach ihrer Gründung sukzessive 
immer weiter nach rechts. Ursächlich war hier-
für nicht zuletzt der Wegfall des Euro-Themas, 
da Deutschland vergleichsweise gut durch die 
Wirtschaftskrise steuerte. Noch entscheidender 
waren das Aufkommen der Kontroversen um ‚Pe-
gida‘ ab 2014 und die sogenannte Flüchtlings-
krise 2015. Die AfD bediente sich zunehmend 
einer rechtspopulistischen Politikstrategie und 
vergrößerte damit ihr Wählerpotential (Decker 
2016: 12). Sie mobilisierte mit dem angeblichen 
Kampf der Regierung gegen die Bevölkerung, mit 
Anti-Elitismus und Volkszentrierung. Mit dieser 
Polarisierungsstrategie versucht die AfD in al-
len Politikfeldern ein Alleinstellungsmerkmal zu 
etablieren – insbesondere in der Europa-, Migra-
tions- und Sicherheitspolitik oder auch hinsicht-
lich einer neuen konservativen Familien- und 
Gesellschaftspolitik. 

Die AfD hat mit ihrem bipolar ausgerichteten 
Politikverständnis und ihrer emotionalisieren-
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den, auf Affekte zielenden Mobilisierung nicht 
nur tiefe Spuren im Parteiensystem hinterlassen. 
Ihr Wirken knüpft auch an relativ weitreichen-
de Strukturveränderungen in Gesellschaft und 
Politik an. Dreh- und Angelpunkt zum besseren 
Verständnis des Phänomens AfD sind also die 
gesellschaftlichen Widersprüche, die sie poin-
tierter aufgreift und ‚anstößiger‘ formuliert als 
es ihren parteipolitischen Mitbewerber:innen 
lieb ist. Mit ihrer Infragestellung grundlegender 
sozialer Werte und ihrer rückwärtsgewandten 
politischen Vision treibt die AfD die gesellschaft-
liche Spaltung weiter voran, so die gängige Les-
art. Es ist zu prüfen, ob ‚der Fall‘ AfD als ein ge-
sellschaftliches Phänomen zu begreifen ist, das 
im Parteienwettbewerb aktuell für die zentralen 
ungelösten Fragen einer sich globalisierenden 
Moderne steht. 

2.1 Entstehung und Entwicklung: 
 Zwischen Parlaments- und 
 Bewegungsorientierung 

Mit ihrer Gründung im April 2013 positionier-
te sich die AfD zunächst als Partei rechts der 
CDU – programmatisch wirtschaftsliberal, mit ei-
ner deutlich nationalkonservativen Gewichtung. 
Damit gelang es schnell, sich als eine Alternative 
für enttäuschte Parteimitglieder aus den rechten 
Lagern von CDU und FDP zu etablieren. Zulauf 
erhielt die Partei ebenfalls von Bürger:innen, die 
generell nicht mehr mit dem politischen Kurs der 
etablierten Parteien zufrieden waren. 

Programmatisch ist diese erste Phase der Grün-
dung und Etablierung durch die Kritik an der 
Handhabung der anhaltenden Euro-Krise durch 

die Bundesregierung unter Angela Merkel ge-
prägt (vgl. Häusler/Roeser 2015: 13 f.). In Abgren-
zung zum sogenannten ‚Establishment‘ wurde 
das Scheitern der europäischen Währungsunion 
proklamiert, womit man wachsenden Anklang 
in der bundesdeutschen Gesellschaft fand. Ba-
sierend darauf gelang es, sich als Stimme der 
unter der angespannten Finanzpolitik leidenden 
Steuer zahler:innen zu positionieren und als poli-
tische Kraft zu inszenieren, die die Bürger:innen 
vor der teuren und als überflüssig betrachteten 
Rettung von großen Banken und EU-Staaten be-
wahren könne (Hollasky et al. 2018: 95 f.). 

Gleichwohl spielten bereits in der Gründungs-
konstellation migrationspolitische Themen und 
revisionistische Deutungen der deutschen Ge-
schichte eine Rolle. In der Partei gab es ent-
sprechende Akteur:innen, wenngleich sie noch 
nicht in der ersten Reihe standen. Es lässt sich 
deshalb durchaus konstatieren, dass schon 2013 
„die kritische Haltung der Wähler gegenüber der 
Zuwanderung ein stärkeres Motiv für die Wahl 
der AfD abgab als deren euroskeptische Positio-
nen, die im Mittelpunkt des Wahlprogramms 
standen“ (Decker 2016: 18; vgl. auch Bebnowski/
Förster 2014). 

Strategisch waren diese zwei thematischen 
Schwerpunkte von Beginn an verbunden mit 
einem Konflikt zwischen den parlaments- und 
stärker bewegungsorientierten Akteur:innen in 
der Partei. Während die ‚Parlamentsorientier-
ten‘ vor allem das Ziel verfolgen, im Parteien-
system einen dauerhaften Platz rechts von der 
Union zu besetzen und koalitionsfähig zu wer-
den, sind die ‚Bewegungsorientierten‘ stärker 
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daran interessiert, als Sprachrohr rechter Vor-
feldorganisationen zu agieren und politische 
Schlagkraft darüber zu generieren, die eigene 
Anhängerschaft auf der Straße und insbesonde-
re im Netz zu mobilisieren (Schroeder/Weßels 
2019: 21–23). Die Spannungen zwischen beiden 
Politikstrategien traten erstmals Anfang 2015 
deutlich zutage, als die mehrheitlich ordolibe-
rale Parteiführung immer mehr den Rückhalt in 
der Partei verlor. Trotz Bernd Luckes Versuchen, 
als Mitbegründer und Bundessprecher der Par-
tei das Ruder noch einmal herumzureißen, ent-
wickelte sich in der AfD ein Prozess der inneren 
Radikalisierung, der im März 2015 mit der ‚Erfur-
ter Resolution‘ offenbar wurde. Erstmals melde-
te der rechte Parteiflügel öffentlich die eigenen 
innerparteilichen Ansprüche an. Angeführt von 
Björn Höcke forderte der sogenannte ‚Flügel‘, 
die AfD als Widerstands bewegung gegen den 
Status quo zu etablieren, als politische Kraft, 
die „eine grundsätzliche politische Wende in 
Deutschland“ (Der Flügel 2015) befördern sol-
le. Darauf folgte der Essener Parteitag im Juli 
2015, auf dem Frauke Petry zur neuen Parteivor-
sitzenden gewählt wurde. Ergebnis des Partei-
tags war ein Rechtsruck der AfD, der mit ersten 
Spaltungsprozessen einherging. Als Reaktion 
auf die Abwahl Luckes verließen dieser, Hans-
Olaf Henkel und rund ein Fünftel der Parteimit-
glieder bis August 2015 die Partei. 

Natürlich können diese zuweilen außerordent-
lich hart geführten innerparteilichen Auseinan-
dersetzungen als quasi zwangsläufige Begleit-
erscheinung einer noch jungen Partei begriffen 
werden. Gleichwohl zeigten sie auch, dass die 

parteiinterne Koalition zwischen sogenannten 
gemäßigten und radikalen Kräften zwei Positio-
nen zusammenbrachte, die zwar um des Erfolges 
willen aufeinander angewiesen, deren konkrete 
Werte, Ziele und Instrumente allerdings nicht im-
mer kompatibel waren. 

Eine Weile sah es so aus, als würde die AfD, wie 
vergleichbare Vorläufer, an diesen inneren Wi-
dersprüchen scheitern und in der Bedeutungs-
losigkeit versinken. Die Kehrtwende brachte 
dann aber die sogenannte ‚Flüchtlingskrise‘, die 
der Partei einen zuvor nicht absehbaren Zulauf 
bescherte. Alexander Gauland, zu diesem Zeit-
punkt Vize-Sprecher der Partei, sagte dazu im 
Dezember 2015 in einem Gespräch mit dem Spie-
gel: „Natürlich verdanken wir unseren Wieder-
aufstieg in erster Linie der Flüchtlingskrise […]. 
Man kann diese Krise ein Geschenk für uns nen-
nen […]. Sie war sehr hilfreich.“ (Spiegel 2015).

Vor allem mit migrationsfeindlicher und rassisti-
scher Politik gelang der AfD zwischen 2013 und 
2017 der Einzug in 14 Landtage. Das Zeichen, das 
dieser Erfolg setzte: Ein Aufschwung der Partei 
war trotz oder vielleicht sogar wegen des Rechts-
rucks möglich. Der parlamentsorientierte Teil der 
AfD geriet damit weiter unter Druck, was letztlich 
in die Abwahl Frauke Petrys auf dem Kölner Par-
teitag 2017 mündete. Petry hatte sich für einen 
Abgrenzungskurs der Partei von rechtsextremen 
Positionen stark gemacht und ging, wie Lucke, 
als Verliererin aus dem Streit um die Ausrichtung 
der Partei hervor. Wie Lucke gründete Petry nach 
ihrem Austritt aus der AfD eine neue Partei. Doch 
ähnlich wie dessen ‚Allianz für Fortschritt und 
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Aufbruch‘ (ALFA) war auch Petrys ‚Blaue Partei‘ 
von Beginn an bedeutungslos. 

Petrys Abwahl war ein eindeutiger Sieg der be-
wegungsorientierten rechten Kräfte in der Partei, 
insgesamt jedoch war die parteiinterne Situation 
von 2015 bis 2020 durch eine Pattsituation zwi-
schen den parlaments- und den bewegungsori-
entierten Lagern gekennzeichnet. Beide Seiten 
wussten zu dieser Zeit um ihre gegenseitige Ab-
hängigkeit, forcierten zugleich aber auch immer 
wieder den inhaltlichen Richtungsstreit, jeweils 
in der Hoffnung, von diesem Streit profitieren zu 
können.

Symptomatisch hierfür ist die 2015/2016 ge-
führte Auseinandersetzung darüber, wie mit der 
‚Pegida‘-Bewegung umzugehen sei. Während 
sie für das eine Lager eine natürliche Bündnis-
partnerin der AfD darstellte, sah das andere La-
ger in einer zu engen Beziehung zur Bewegung 
eine inakzeptable Belastung, die der Wählbar-
keit der Partei in breiteren gesellschaftlichen 
Kreisen mehr schade als nutze. Hinter diesem 
Streit stand und steht das für rechtspopulisti-
sche oder -konservative Parteien notorische 
Problem der Abgrenzung zum Rechtsextremis-
mus. Der entsprechende Unvereinbarkeitsbe-
schluss in der Satzung wurde in den Parteiglie-
derungen der AfD von Beginn an unterschiedlich 
gehandhabt und führte in fast allen Landesver-
bänden zu organisatorischen Verwerfungen. Im 
Saarland kam es 2016 sogar zur Auflösung des 
Landesverbandes durch die Bundespartei, was 
vom Bundesschiedsgericht der Partei später zu-
rückgenommen wurde. 

Ihren vorläufigen Endpunkt fand die Fortentwick-
lung der parteiinternen Bipolarität während der 
Corona-Pandemie. Im Kontext der immer deut-
licher werdenden Radikalisierung großer Teile 
der Partei und unter dem Damoklesschwert ei-
ner ausgeweiteten Gesamtbeobachtung durch 
den Verfassungsschutz, begann der damalige 
Vorsitzende Jörg Meuthen vermehrt für einen 
Abgrenzungskurs gegenüber rechtsextremen 
Positionen zu werben. Nach einer Brandrede auf 
dem Parteitag in Kalkar 2020 und monatelan-
gem medialen Werben für einen Kurswechsel, 
trat Meuthen aber letztlich mangels Erfolg aus 
der AfD aus. Mit seinem Austritt war nunmehr 
eine dritte Phase in der Entwicklung der Partei 
angebrochen: Bestand das Ziel in der ersten Pha-
se bis 2015 darin, die Partei als parlamentarische 
Kraft rechts der Union zu etablieren und war die 
zweite Phase bis 2020 durch die Pattposition 
zwischen den Flügeln in der Partei gekennzeich-
net, hatte nunmehr eine starke Orientierung an 
(rechtsextremen) Protestbewegungen enorm an 
Bedeutung gewonnen. Diese sich auch program-
matisch widerspiegelnde Orientierung wurde 
bereits während der Corona-Pandemie deutlich 
und setzt sich im Zuge des aktuellen russischen 
Angriffskrieges gegen die Ukraine nahtlos fort. 
Sie führte dazu, dass der Bundesverfassungs-
schutz die Partei inzwischen vom Prüf- zum 
Verdachtsfall heraufgestuft hat. Auf die inter-
nen Radikalisierungen der Partei während der 
Corona-Pandemie und im Zuge des russischen 
Angriffskrieges gehen wir im fünften und sechs-
ten Kapitel spezifischer ein. Der Beziehung zwi-
schen AfD und Verfassungsschutz wenden wir 
uns im vierten Kapitel zu. 

Die Metamorphosen der AfD



Radikalisiert und etabliert

12

2.2 Programmatische Entwicklung und 
innerparteiliche Strömungen

Inhaltlich positioniert sich die AfD, wie sie oft 
selbst betont, gegen das ‚Establishment‘. Zu-
gleich versucht sie, sich über einen Einsatz für 
basisdemokratische Wahlsysteme zu profilie-
ren. Schließlich ist ihre Orientierung an einer 
Politik der nationalen Engführung prägend, nach 
der die Bundesrepublik ihre Interessen stärker 
akzentuieren („Deutschland zuerst“) und sich 
damit insbesondere auch unabhängiger von den 
USA und der EU positionieren solle. Parallelen 
zu anderen Parteien zeigen sich unter anderem 
in der starken wirtschaftsliberalen Ausrichtung, 
wie sie auch der FDP eigen ist. Zwischen AfD und 
CDU/CSU sind Überschneidungen in Bezug auf 
gewisse konservative Ordnungsvorstellungen 
und politische Stilmittel zu erkennen, auch wenn 
diese Schnittmenge klein ist. Insbesondere die 
konservativen Ordnungsvorstellungen sind bei 
der AfD weitaus stärker ausgeprägt als bei CDU/
CSU (Decker 2016: 11). 

Für die Partei programmatisch sind weiter die 
ablehnende Haltung gegenüber Migration sowie 
die flüchtlings- und islamfeindlichen Positionen 
und Rhetoriken. Sie bilden den ‚Markenkern‘ der 
AfD (Lewandowsky 2018: 166 f.). Sowohl in der 
Corona-Pandemie (Lehmann/Zehntner 2022) 
als auch im Zuge des Ukraine-Krieges und der 
damit zusammenhängenden Energie- und Infla-
tionskrise inszenierte sich die Partei als Opposi-
tion zu allen anderen Parteien und präsentierte 
ihre Positionen jeweils als Alleinstellungsmerk-
mal. Dies zeigt, dass die AfD in der Lage ist, neu 

aufkommende Themen zu bearbeiten und hierzu 
im Sinne der eigenen Ideologie Positionen zu 
entwickeln, die für ihre Anhänger:innen attraktiv 
sind. 

Auch die verstärkte Positionierung als Klimawan-
delskeptikerin und gegen den vermehrten Aus-
bau erneuerbarer Energien unterstreicht diese 
Strategie. Die AfD nutzt das Thema als Polarisie-
rungsmöglichkeit und entwickelt sich dabei im-
mer stärker zu einer Anti-Grünen-Partei (Otteni/
Weisskircher 2022).

Im Kern ist die AfD inhaltlich weiter durch die drei 
Strömungsgruppen geprägt, die von Beginn an 
für die politische Programmatik relevant waren. 
Dazu zählen Skeptiker:innen der europäischen 
Währungsunion (neoliberaler Teil), das national-
konservative Spektrum und die Gruppe, die sich 
aus den rechtspopulistischen und rechtsextre-
men Bewegungen rekrutiert. Wurde diese in der 
Startphase der AfD unter anderem von Parteimit-
gründer Alexander Gauland noch als unliebsames 
Anhängsel gesehen, von dem er die Befürchtung 
hatte, dass es das Parteibild zu sehr vereinnah-
men könnte (Häusler/Roeser 2015: 15 f.), gibt sie 
nun zentral den Ton an. Neben diesen drei Strö-
mungen, existier(t)en informelle Gruppen, wie 
der Pforzheimer Kreis, die Patriotische Plattform 
oder Christen in der AfD, die inhaltlich sowohl 
in der ‚Alternativen Mitte‘ als auch im ‚Flügel‘ 
Anknüpfungspunkte fanden. Insgesamt besteht, 
trotz mancher Unschärfen, in der wissenschaft-
lichen Debatte Konsens darüber, dass sich die 
Partei im Zeitverlauf enorm radikalisiert hat, so 
dass die Zuordnung zur rechtspopulistischen 
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Parteienfamilie als angemessen erachtet wird 
(Lewandowsky et al. 2016; Lewandowsky 2018; 
Biskamp 2021; Decker 2021). 

2.3 Organisation

Mit Blick auf die Entwicklung der Parteistruktu-
ren in den letzten zehn Jahren lässt sich fest-
halten: Die AfD ist keine klassische Mitglieder-
partei, die auf Expansion ihrer Mitgliederzahlen 
setzt und darin auch eine wesentliche Ressource 
für die öffentliche Präsentation der Partei sieht. 
Eher ist sie eine Wähler- und Fraktionspartei, die 
von öffentlichen Geldern und privaten Spenden 
lebt. Gerade vor dem Hintergrund des elekto-
ralen Erfolgs ist die schwache Mitgliederbasis 
der AfD, die sich sogar zunehmend verkleinert, 
bemerkenswert. Hatte die Partei zwischen 2013 
und 2019 noch ein Wachstum von 17.687 auf 
34.000 Mitglieder zu verzeichnen, lag die Zahl 
Ende 2021 nur noch bei knapp 30.000 (s. u. Ta-
belle 1). Damit hat die AfD nicht einmal halb so 
viele Mitglieder wie die traditionell mitglieder-
schwache FDP. Dennoch verfügt sie mittlerweile 
über einen professionellen Parteiapparat. Die-
ser finanziert sich aus der Wahlkampfkosten-
erstattung und Spenden von Privatpersonen 
und Unternehmen, deren genaue Herkunft bis 
heute teilweise nicht vollständig geklärt werden 
konnte. Darunter waren auch mediale Dienst-
leistungen, die im Wahlkampf in Form von Pla-
katkampagnen oder Zeitungen im AfD-Design 
für die Partei warben, aber nicht als Spenden 
benannt wurden (Bensmann et al. 2021). Erheb-
liche Ressourcen stehen der Partei mit den Gel-
dern und Personen zur Verfügung, die über die 

Parlamentarisierung generiert wurden. Nimmt 
man alle politischen und apparativen Ebenen 
zusammen, kann die AfD mittlerweile auf ein 
Netzwerk von vielen hunderten hauptamtlichen 
Mandatsträger:innen und Mitarbeiter:innen 
zurückgreifen. Unterstützt wurde eine schnelle 
Professionalisierung der noch jungen Partei, de-
ren Abgeordnete größtenteils kaum politische 
Erfahrungen hatten, auch durch externe Unter-
stützung von Beratungsfirmen und anderen 
Dienstleister:innen.
  
Die AfD lässt sich als typische rechtspopulistische 
Männerpartei charakterisieren: Der Frauenanteil 
unter der Mitgliedschaft liegt bei 17 Prozent. In 
Bezug auf andere Merkmale fällt die Einordnung 
in die Parteiensystematik jedoch schwerer. Zwei 
Beispiele illustrieren die Pro blematik: Aufgrund 
eines basisdemokratischen Selbstverständnis-
ses wurden in der Anfangszeit keine Delegier-
tenparteitage durchgeführt, sondern Mitglieder-
versammlungen. Auch nach dem Wegfall der 
Mitgliederversammlungen (ab November 2015) 
wurde weiterhin eine hohe innerparteiliche 
Wertschätzung gegenüber der Basis kultiviert, 
was bis heute mit expliziter Kritik an der reprä-
sentativen Demokratie und einer Bewerbung 
der direkten Demokratie einhergeht. Weiterhin 
sind die Doppelspitzen in der Bundespartei und 
Bundestagsfraktion ein Organisationselement, 
das zuvor nur unter linken Parteien bekannt war. 
Einerseits kann damit der innerparteiliche Rich-
tungsproporz abgebildet, andererseits deutlich 
gemacht werden, dass die hegemoniale Partei 
neuen Typs im rechten Lager keine klassische 
Führerpartei darstellt.

Die Metamorphosen der AfD
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Klassisch zeigt sich dagegen die Organisati-
onsstruktur der AfD in der Aufteilung auf Bun-
des-, Landes- und Kommunalverbände. Dabei 
fußt die Organisation auf vier zentralen Pfeilern: 
Bundes parteitag, Konvent, Bundesvorstand und 
Europa versammlung. In der Gründungsphase 
der Partei stellte ein eigener ‚Wissenschaft-
licher Beirat‘ eine Art Alleinstellungsmerkmal 
dar. Der Beirat wurde mit dem Rückzug Luckes 
als ‚Sachverständigenrat‘ weitergeführt, ist heu-
te jedoch bedeutungslos. 

Das oberste Organ der Partei ist der jährlich 
stattfindende Bundesparteitag. 600  Delegierte 
der Landesverbände und der Bundesvorstand 
entscheiden dort über das Parteiprogramm, die 
Bundessatzung sowie über die für die gesamte 
Bundespartei maßgeblichen Ordnungen. Zudem 
kann der Bundesparteitag über die Auflösung 
des Bundesverbandes oder einzelner Landes-
verbände und über die Fusion mit anderen Par-
teien entscheiden. Bei Bedarf kann zusätzlich 
ein ‚kleiner Parteitag‘ (Konvent) einberufen wer-
den. Dieser besteht aus fünfzig Vertreter:innen 
der Landesverbände, der:dem Bundesschatz-
meister:in und vier vom Bundesvorstand zu wäh-
lenden Mitgliedern. Der Konvent hat zwei gleich-
berechtigte Vorsitzende, die von den Mitgliedern 
des Bundesvorstandes und von den Vertreter:in-
nen der Landesverbände aus ihrer Mitte gewählt 
werden. Er ist für alle aktuellen politischen und 
organisatorischen Fragen der Bundespartei zu-
ständig und beschließt insbesondere über die 
Gründung von Vereinigungen, die Geschäftsord-
nungen der Gremien, die Verfahrensordnung für 

Mitgliederentscheide, die Verteilung staatlicher 
Mittel, die Haushalts- und Finanzplanung sowie 
über die vom Bundesparteitag überwiesenen 
Anträge. Dem Bundesvorstand, dem die Leitung 
der Partei obliegt, gehören zwei oder drei gleich-
berechtigte Sprecher:innen, drei stellvertreten-
de Sprecher:innen, ein:e Schatzmeister:in mit 
Stellvertreter:in, ein:e Schriftführer:in und sechs 
weitere Beisitzende an (AfD o. J.). Die Europa-
wahlversammlung besteht aus Delegierten der 
Landesverbände. Ihr kommt die Aufgabe zu, die 
Bewerber:innen der AfD für die Wahl zum Euro-
päischen Parlament zu bestimmen. Zudem berät 
und beschließt sie das Wahlprogramm der Partei 
zur Europawahl. 

Unter den Vereinigungen der AfD kommt der 
Jugendorganisation Junge Alternative (JA) eine 
besondere Rolle zu. In der Bundessatzung der 
Partei wird sie als „Innovationsmotor der AfD“ 
bezeichnet. Sie diene dazu, das „Gedankengut 
der Partei in ihrem Wirkungskreis zu verbreiten 
sowie die besonderen Anliegen der Jugend in-
nerhalb der AfD zu vertreten“ (AfD 2022: 17). Das 
Bundesamt für Verfassungsschutz sieht in der JA 
dagegen ein rechtsextremes Netzwerk und stuft 
die Jugendorganisation inzwischen als gesichert 
rechtsextreme Bestrebung ein (BfV 2023). Zuvor 
war sie seit 2019 bereits als rechtsextremisti-
scher Verdachtsfall geführt worden. Dass sie 
nun als gesichert rechtsextrem eingestuft wird, 
bedeutet, dass sich die „Anhaltspunkte für Be-
strebungen gegen die freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung inzwischen zur Gewissheit 
verdichtet haben“ (BfV 2023).
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Unter den Landesverbänden der Partei sind die 
nach Mitgliederzahlen größten, die Verbände 
in Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg 
und Bayern. Bremen, Mecklenburg-Vorpom-
mern und das Saarland vereinen hingegen die 
wenigsten Mitglieder. Dabei spiegeln sich die 
Richtungsstreitigkeiten auf Bundesebene auch 
in den Landesverbänden wider. Besonders her-
vorzuheben sind dabei die Unterschiede zwi-
schen den Profilen der ost- und der westdeut-

schen Landesverbände. Während die ostdeut-
sche AfD radikaler auftritt und bei den Wahlen 
erfolgreicher abschneidet, ist ihre Mitglieder-
basis im Vergleich zu den westdeutschen Ver-
bänden außerordentlich schwach entwickelt. 
Dabei ist auch zu beachten, dass die Wahlbe-
teiligung insbesondere in Ostdeutschland zu-
nehmend niedriger wird, was der beständigen 
AfD-Wählerschaft prozentual größere Gewinne 
einbringt.

Tabelle 1:
Parteimitglieder der AfD nach Bundesländern im Jahr 2021

Bundesland Anzahl Anteil in Prozent

Nordrhein-Westfalen 5.125 17,1

Bayern 4.405 14,7

Baden-Württemberg 3.915 13,1

Niedersachsen 2.459 8,2

Hessen 2.315 7,7

Sachsen 2.252 7,5

Rheinland-Pfalz 1.785 6,0

Brandenburg 1.398 4,7

Sachsen-Anhalt 1.379 4,6

Thüringen 1.271 4,2

Berlin 1.191 4,0

Schleswig-Holstein 831 2,8

Mecklenburg-Vorpommern 665 2,2

Saarland 447 1,5

Hamburg 403 1,3

Bremen 105 0,4

gesamt 29.946 100,0

Quelle: Statista 2022, eigene Darstellung. 
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Die fünf Ost-Landesverbände (ohne Berlin) sind 
zwar am erfolgreichsten bei den Wahlen, zugleich 
ist ihr Mitgliederpotential jedoch nicht so stark, 
dass sie in der Bundespartei eine quantitative 
Dominanz für sich reklamieren können. Dafür 
brauchen sie Bündnispartner im Westen. Die ost-
deutschen Landesverbände sind also Hochbur-
gen von AfD-Wählenden ohne eine ausgeprägte 
Mitgliederbasis. Allerdings ist auch festzuhalten, 
dass das Mitgliederniveau aller Parteien in den 
ostdeutschen Landesverbänden niedriger ist. 
Vergleicht man diese, entspricht das ostdeut-
sche Mitgliederniveau der AfD in etwa dem dor-
tigen Niveau der anderen Parteien. Zugleich ist 
ihr politischer Einfluss auf Bundesebene weitaus 
höher als der Mitgliederanteil von rund 23,2 Pro-
zent (mit Berlin 27,2 Prozent) dies erwarten ließe.

Zentral ist, dass die ost- und westdeutschen 
AfD-Landesverbände politisch unterschiedliche 
Rollen spielen. Wenngleich auch in anderen Par-
teien deutliche Unterschiede in Ausrichtung und 
Ausstattung zwischen ost- und westdeutschen 
Verbänden bestehen, so hat dies bei der AfD ge-
genwärtig einen anderen Charakter. Denn wäh-
rend die westdeutschen AfD-Landesverbände 
parlamentarisch bedeutungslos sind, handelt es 
sich bei den ostdeutschen tendenziell um Volks-
parteien neuen Typs. Von der AfD als einer ,Partei 
neuen Typs‘ sprach bereits Bernd Lucke auf dem 
Gründungsparteitag (Gebhardt 2013). Entschei-
dender ist hier jedoch, dass diese Bezeichnung 
in der Forschung inzwischen als loser Sammel-
begriff für Parteien genutzt wird, denen es in be-
sonderer Form gelingt, die eigene Programma-
tik mit modernsten Formen der Kommunikation 

und effektiver Öffentlichkeits- und Medienarbeit 
zu vermitteln. Dies ist auch für die AfD prägend 
(Melcher 2019) und es sind insbesondere die ost-
deutschen Landesverbände, denen es gelingt, 
hierüber breite Wählerschichten anzusprechen. 
Entsprechend rangieren sie bei Umfragen in allen 
ostdeutschen Ländern zwischen Platz eins und 
drei. Vor allem in von Abwanderung und nega-
tiven ökonomischen Transformationen betroffe-
nen ländlichen Regionen Ostdeutschlands kann 
die AfD punkten (Decker 2022). Dabei gelingt es 
ihr besonders gut, sich als Vertreterin ostdeut-
scher Gefühlslagen zu inszenieren und auf die 
von vielen Ostdeutschen empfundene mangeln-
de Repräsentation ihrer Interessen zu reagieren 
(Weisskircher 2020). Entsprechend nimmt die 
AfD für sich in Anspruch, eine Art Sprachrohr der 
dortigen Bevölkerung zu sein, sowohl mit Blick 
auf die jeweilige Landesregierung, aber auch ge-
genüber der Bundesregierung. 

Die Unterschiede zwischen den Landesverbän-
den im Osten und denen im Westen stellen auch 
hohe Anforderungen an die Integrationsfähigkeit 
der AfD im föderalen Staat. Denn um dauer haft 
erfolgreich zu sein, müsste sich die Partei auch 
in den westdeutschen Ländern behaupten, um 
nicht zur reinen Regionalpartei Ost zu verküm-
mern.

2.4 Parlamentarisierung: Landtage, 
 Europaparlament und Bundestag

Die AfD ist mittlerweile in den kommunalen Par-
lamenten, den Landtagen, im Europaparlament 
und im Bundestag angekommen, jedoch mit stark 
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variierendem Erfolg. Die Hochburgen der AfD lie-
gen klar in den ostdeutschen Ländern. Daneben 
erzielt sie auch in Süddeutschland starke Ergeb-
nisse. Im Norden ist sie dagegen bisher auffallend 
schwach. In Schleswig-Holstein misslang 2022 
sogar der Wiedereinzug ins Landesparlament. 

Insbesondere nach der erstmaligen Wahl der 
AfD in den Bundestag wurde diskutiert, ob die 
Rechtspopulisten aufgrund von diversen inneren 
und äußeren Konflikten (Geschäftsordnungen, 
zunehmend abgenutzter Provokationspolitik und 
wechselseitigen innerparteilichen Blockaden) 
bald wieder aus den Landes- und Bundespar-
lamenten verschwinden würden. Starke Verwer-
fungen in den AfD-Landtagsfraktionen in Bayern, 
Baden-Württemberg und Sachsen-Anhalt sowie 
im Europaparlament befeuerten diese Erwartun-
gen. Dennoch muss heute konstatiert werden, 
dass sich die Partei bei einer stabilen Basis von 
Wähler:innen eingependelt und sich als feste 
Größe in der Parteienlandschaft etabliert hat. Of-
fensichtlich ist auch, dass es der AfD immer wie-
der gelungen ist, die Bundestagsfraktion, trotz 
aller Konflikte, weitgehend zusammenzuhalten. 
Ursächlich hierfür könnte der vielfältige massive 
äußere Druck sein, der sowohl im Spannungs-
verhältnis mit den Landesverbänden, aber auch 
durch den Verfassungsschutz entsteht, der das 
Zusammenrücken nicht nur erleichtert, sondern 
sogar erzwingt. Ob die erreichte innere Integra-
tion auch das Ergebnis eines effizienten inner-
fraktionellen Managements von Konflikten ist, 
bedarf der empirischen Analyse. Bislang gelang 
es der AfD im Bundestag, sich formell zu eta-
blieren, ohne sich dabei gänzlich anpassen zu 

müssen. Die Fraktion wurde durch das Parlament 
bisher weder – wie einige Kommentator:innen 
im Vorfeld der Parlamentarisierung prognosti-
zierten – ‚weichgeschliffen‘, noch fällt sie durch 
massive innerfraktionelle Konflikte auf. 

Im parlamentarischen Auftreten zeichnet die 
AfD ein aggressiver und konfrontativer Stil aus, 
der aus der Sicht anderer Fraktionen und Beob-
achter:innen in den meisten Parlamenten einen 
Wandel des Arbeitsklimas bewirkt hat. Die AfD 
nutzt vor allem das Plenum als Bühne, während 
sie in Arenen des Arbeitsparlaments, mit wenigen 
Ausnahmen, kaum wahrnehmbar ist (Schroeder 
et al. 2018). Zwar sind einzelne Abgeordnete in 
ihren Positionen nicht so weit von denen der 
übrigen Parteien entfernt (z. B. bei den Debatten 
um den Solidaritätszuschlag), stilbildend für die 
parlamentarische Arbeit der Partei bleibt aber 
dennoch ihr Selbstverständnis, einzige ‚echte‘ 
Oppositionspartei zu sein. Das zeigt sich vor al-
lem in der eher unterdurchschnittlichen Nutzung 
parlamentarischer Instrumente. Wenn diese 
doch genutzt werden, findet es selten im Sin-
ne einer konstruktiven Parlamentsarbeit statt, 
sondern zumeist, um sich selbst öffentlich als 
fundamentaloppositionelle Kraft zu inszenieren 
(ebd.). Diese parlamentarische Inszenierung 
wird durch die strategische Nutzung sozialer Me-
dien verstärkt (siehe dazu auch Kapitel 3).

2.5 Fazit

Der Erfolg der AfD besteht darin, dass sie durch 
schnelles Reagieren auf neue Verhältnisse je-
weils neue Gruppen von Mitgliedern und Wäh-
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ler:innen für sich erschließen konnte. Auf der 
Basis der schnellen Anpassung an veränderte 
Umwelten gelang ihr eine nachhaltige Beein-
flussung der öffentlichen Debatten, auf der ihre 
Wahlerfolge beruhen. Und das, obwohl es über 
Jahrzehnte hinweg für unwahrscheinlich gehal-
ten wurde, dass sich eine Partei rechts der Uni-
on dauerhaft im deutschen Parteiensystem ver-
ankern könne. Dieser Erfolg ist gleichwohl kein 
Selbstläufer. Schon die heterogene Koalition von 
bewegungs- und parlamentsorientierten Kräften 
mit ihren zuweilen widersprüchlichen Haltungen 
und Zielen brachte die Partei immer wieder in 
tiefgreifende Krisen. Doch die Entwicklungen der 
letzten Jahre deuten darauf hin, dass sich die 
Partei mit einer festen Basis von Wähler:innen im 
deutschen Parteiensystem etabliert hat. Diese 
Basis scheint sich trotz der Beobachtung der AfD 
durch den Verfassungsschutz kaum zu verklei-
nern. Zudem sind die parteiinternen Richtungs-
kämpfe seit dem Rückzug Meuthens vorerst ent-
schieden: Fürsprecher:innen einer Abgrenzung 
nach rechts außen existieren in der Partei nicht 
mehr oder finden kein öffentliches Gehör.

Wie schon zu Beginn ihrer noch jungen Ge-
schichte, nutzt die AfD weiterhin politische 
Krisen geschickt und positioniert sich als fun-
damentaloppositionelle Kraft, wo auch immer 
die übrigen Parteien Repräsentationslücken 
entstehen lassen. Zum Euro-Skeptizismus und 
der deutsch-nationalen Abschottungspolitik 
gegenüber Migrant:innen und dem Islam ist in 

den letzten drei Jahren der Kampf gegen eine 
vermeintliche ‚Impfdiktatur‘ und aktuell die 
Inszenierung als kriegskritische Kraft im Russ-
land-Ukraine-Konflikt hinzugetreten (siehe hier-
zu Kapitel 6.3). 

Die Setzung fundamentaloppositioneller Posi-
tionen in Kombination mit einer Strategie der 
Pola risierung macht die Partei weiterhin attrak-
tiv für unterschiedliche Wählerschichten. Seit 
Beginn des Russland-Ukraine-Konflikts befindet 
sich die AfD erneut in einem Aufschwung. Laut ak-
tuellen Umfragen im Juni 2023 würde sie bei Bun-
destagswahlen 18 Prozent der Stimmen erreichen 
(Infratest dimap 2023). Damit ist die AfD derzeit 
so stark wie zuletzt im September 2018 – und 
dies trotz oder vielleicht auch gerade wegen ihrer 
mittlerweile nicht mehr vorhandenen Abgrenzung 
zum Rechtsextremismus. Vor dem Hintergrund 
der schwelenden Krisen, zu denen auch der 
Klima- und der demo grafische Wandel gehören, 
avanciert die Partei mehr und mehr zur Drohkulis-
se für die deutsche Demokratie. Viel wird darauf 
ankommen, ob es den demokratischen Kräften 
gelingt, selbst mobilisierende Gegenantworten 
auf die Programmatik der AfD zu entwickeln. 
Zugleich wird sich aber auch die AfD weiterhin 
inner halb des Parlamentarismus als dynami-
sches und handlungsfähiges Konstrukt beweisen 
müssen, um bestehen zu bleiben. Ob ihr das in 
Anbetracht der unvermeidlich auftretenden und 
auch in Deutschland spürbaren politischen Ver-
änderungen gelingt, bleibt abzuwarten. 
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Die AfD und ihre Position am Wählermarkt

3 Die AfD und ihre Position am Wählermarkt

Dass die AfD nach ihrem Fast-Einzug in den 
Deutschen Bundestag 2013 und ihrem erfolg-
reichen Einzug 2017 den Wiedereinzug 2021 
schaffen würde, daran zweifelte kaum jemand. 
Die AfD war ‚gekommen, um zu bleiben‘ – eine 
Formel, die die Medien, die Partei selbst und 
auch die Wissenschaft immer wieder nutzen. 
Aber ebenso deutlich ist, dass sich die Posi-
tion der AfD am Wählermarkt und das Segment 
an Wählenden, das sie bedient, im Zeitverlauf 
verändert hat. 

Während es 2013 unter Bernd Lucke maßgeb-
lich um eine Anti-EU-Positionierung ging, die 
zwar schon populistische Züge und auch Merk-
male ideologisch rechter Politik aufwies, kam 
es im Windschatten der Führungswechsel zu 
Frauke Petry und dann Jörg Meuthen zu einem 
weiteren Rechtsruck in der Partei. Entsprechend 
entwickelte sich die Wahlprogrammatik. In der 
klassischen ökonomischen Links-Rechts-Positio-
nionierung ist die AfD relativ stabil weit rechts 
außen im bundesdeutschen Parteiensystem zu 
verorten. In der soziokulturellen Konfliktdimen-
sion mit den Polen liberal-progressiv und konser-
vativ-autoritär hat sie sich weit nach rechts, also 
auf den konservativ-autoritären Pol hinbewegt 
(Zehnter/Schwichtenberg 2021). Auch die Bür-
ger:innen haben diese Bewegung nach immer 
weiter rechts außen wahrgenommen. Während 

befragte Wahlberechtigte die AfD 2013 noch als 
nur einen Punkt (7) weiter rechts als die Mitte 
auf einer Skala mit 11 Punkten verorteten, sahen 
sie sie 2016 nur noch einen Punkt vom extremen 
Pol entfernt (Giebler et al. 2021). Diese Bewe-
gung nach rechts außen im politischen Raum ist 
ebenso Teil der Metamorphosen der AfD wie die 
Veränderung ihrer Wählerbasis.

Die repräsentative Wahlstatistik gibt verläss-
lich Auskunft über Alter und Geschlecht der 
Wähler:innen der Parteien (Bundeswahlleiterin 
2023). Bei der Bundestagswahl 2021 waren, 
wie schon 2017, die Stimmenanteile für die AfD 
unter Männern deutlich höher als bei den Frau-
en. Zudem erlangte die Partei 2021 überdurch-
schnittlich hohe Wähleranteile bei den 35- bis 
69-Jährigen (10,7 und 14,1 Prozent gegenüber 
dem Gesamtergebnis von 10,3 Prozent). Deut-
lich weniger erfolgreich war sie sowohl 2017 
als auch 2021 bei den jüngsten und ältesten 
Wähler:innen. Am auffälligsten sind die Unter-
schiede zwischen Ost und West. In Ostdeutsch-
land lag der AfD-Anteil 2021 über 20 Prozent, 
im Westen unter 10 Prozent. Auch 2017 war der 
Stimmenanteil im Osten doppelt so hoch wie 
im Westen. Und die AfD wurde sowohl 2017 als 
auch 2021 unter den wählenden Männern in 
Ostdeutschland mit 27,6 bzw. 25,2 Prozent die 
stärkste von allen Parteien. Weitere Informatio-
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nen über die Sozialprofile der Wählenden ste-
hen in der repräsentativen Wahlstatistik nicht 
zur Verfügung. Hier muss auf Umfragedaten 
zurückgegriffen werden. Die Zahlen von ‚Infra-
test dimap‘ verweisen darauf, dass die AfD 2021 
leicht überdurchschnittlich (13  Prozent) unter 
Bürger:innen mit einfacher Bildung und stark 
unterdurchschnittlich unter hoch gebildeten 
(6 Prozent) abschnitt. Stark überdurchschnitt-
lich gewann die Partei zudem Wähler:innen un-
ter Arbeiter:innen (21 Prozent) und Arbeits losen 
(17 Prozent). Die Wählerwanderungs bilanz war 
2021 jedoch angesichts des Rückgangs des 
AfD­Anteils um 3 Prozentpunkte negativ im Ge-
gensatz zur vorherigen Bundestagswahl: 2017 
gewann die AfD Wähler:innen von allen Partei-
en und vor allem aus dem Lager der bisherigen 
Nichtwähler:innen. 2021 war das Saldo zwischen 
AfD und den anderen Parteien sowie den Nicht-
wählenden hingegen negativ. Nur von der Partei 
Die Linke wurden rund 90.000 Stimmen hinzu-
gewonnen. 

Diese Bewegungen von den vormaligen Nicht-
wähler:innen zur AfD im Jahr 2017 und von der 
Linken zur AfD 2021 können dahingehend in-
terpretiert werden, dass sich gerade Wähler:in-
nen für sie entscheiden, die sich durch andere 
Parteien nicht vertreten fühlen – eine Beobach-
tung, die die These von der Repräsentations-
lücke im vormals etablierten Parteiensystem 
bestärkt. Dafür spricht auch der deutlich grö-
ßere Wahlerfolg im Osten Deutschlands, in dem 
sich immer noch große Teile der Bevölkerung in 
der Selbstwahrnehmung gegenüber dem Westen 
benachteiligt sehen. Ein Kennzeichen für das 

Gefühl der Nicht-Vertretung durch die als solche 
empfundenen politischen Eliten sind populisti-
sche Orientierungen, die zu einem konstanten 
Merkmal der AfD-Wählenden gehören. Popu-
lismus wird in der Forschung unter anderem 
als ‚dünne Ideologie‘ begriffen, deren Kern die 
Unterscheidung zwischen ‚Volk‘ und ‚Elite‘ ist 
(Decker 2016: 11). Dabei verstehen sich Popu-
list:innen als authentischer Teil des Volkes, der 
für sich in Anspruch nimmt, den ‚Volkswillen‘ 
durchzusetzen. ‚Anti-Elitismus‘ und ‚Volksori-
entierung‘ sind die Kerne des Populismus, die 
für verschiedene ideologische Richtungen offen 
sind. Die AfD wird dem rechtspopulistischen 
Lager zugerechnet. Nach der letzten ‚Mitte-Stu-
die‘ der Friedrich-Ebert-Stiftung von Zick und 
Küpper (2021) ist das rechtspopulistische Poten-
tial in Westdeutschland auf etwa 11 und in Ost-
deutschland auf etwa 21  Prozent zu taxieren. 
Demnach hätte die AfD das rechtspopulisti-
sche Potential an Wähler:innen gegenwärtig 
stark ausgeschöpft. Wenn es um Populismus 
generell geht, liegen die gemessenen Anteile 
höher – 21  Prozent im Westen, 37 Prozent im 
Osten. Nach der ‚Mitte-Studie‘ können knapp 
82 Prozent der AfD-Wählenden als populistisch 
eingestellt eingestuft werden. 

Es gibt nicht nur eine geographische Deckung 
zwischen der Verteilung (rechts-)populistischer 
Einstellungen und der Wahlentscheidung für 
die AfD, sondern auch bezogen auf rechtsextre-
me Einstellungen. Diese sind unter anderem in 
Sachsen weit verbreitet, dort, wo auch die AfD 
bislang ihre höchsten Anteile und die meisten 
Direktmandate bei Bundestagswahlen erzielte 
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(Bundeswahlleiterin 2021). In Sachsen erhielt 
die Partei bei der Bundestagswahl 2021 24,6 
und in Thüringen 24 Prozent der Stimmen. In 
den anderen ostdeutschen Bundesländern la-
gen die Anteile bei knapp 20 Prozent, im Westen 
wiederum lagen die Stimmenanteile bei 10 Pro-
zent oder niedriger. Das Wahlergebnis bei der 
letzten Bundestagswahl wurde gekrönt durch 
die Steigerung der Direktmandate im Bundes-
tag von 3 (2017) auf 16 (2021). Davon wurden 
mehr als die Hälfte der Direktmandate allein 
in Sachsen gewonnen (10). Auch die restlichen 
Direktmandate wurden im Osten errungen – 4 in 
Thüringen und 2 in Sachsen-Anhalt (Bundes-
wahlleiterin 2021). 

Der AfD gelingt es also, eine beständige Basis 
unter den bundesdeutschen Wähler:innen zu 
mobilisieren. Insbesondere in Ostdeutschland 
hat sie der Partei Die Linke vielfach den Rang ab-
gelaufen und sich bis zu einem Ausmaß eine 
lokale Basis aufgebaut, dass ihr von einer be-
achtlichen Zahl an Wähler:innen ein Prädikat zu-
gesprochen wird, das vorher für Die Linke galt: 
sich um Sorgen der Menschen im ländlichen 
Raum zu kümmern. 

Dieses Bild pflegt die AfD auch in den sozialen 
Medien. Mehr als jede andere Partei setzt sie 
auf Facebook oder YouTube und kann dort nach 
Analysen der Organisation ‚Hope Not Hate‘ im 
Vergleich auch auf sehr viel größere Reichwei-
ten verweisen. Der Pressesprecher der AfD-Bun-
destagsfraktion, Marcus Schmidt, merkte in ei-
nem Interview mit der Deutschen Welle dazu an: 
„Ohne Facebook, glaube ich, wäre die AfD nicht 

so schnell so erfolgreich geworden“ (Deutsche 
Welle 2021). Tatsächlich erreicht die Partei ihre 
Zielgruppen über die Social-Media-Plattformen 
in einem beachtlich hohen Tempo und mit gro-
ßer Zielsicherheit (Trautmann/Kumkar 2021; 
Melcher 2019). Dabei richten sich die Kommu-
nikations- und Mobilisierungsstrategien der 
verbreiteten Inhalte stark an populistischen 
als auch krisenbezogenen Aussagen aus. Unter 
den populistischen Botschaften, die nach einer 
Untersuchung von Schürmann und Gründl ins-
gesamt 55,3 Prozent der Botschaften betreffen, 
finden sich ‚Anti-Elitismus‘, ‚Volkszentriertheit‘ 
und ‚Souveränität‘. Krisenbezogenes findet 
sich in 60,2 Prozent der Botschaften. Sehr häu-
fig werden Krisenthemen populistisch aufbe-
reitet, eine Praxis, mit der die AfD eindeutig 
häufiger als alle anderen Bundestagsparteien 
agiert (Schürmann/Gründl 2022). Über Face-
book hinaus nutzt die Partei inzwischen vor al-
lem auch die Plattformen TikTok und Instagram 
(aber auch Messenger wie z. B. Telegram) für 
die Mobilisierung ihrer Wähler:innen.

Nicht nur, aber auch mit den sozialen Medi-
en hat die AfD es geschafft, eine vermeintliche 
Repräsentationslücke zu formulieren und nicht 
wenige Bürger:innen haben diese Lücke augen-
scheinlich für sich selbst gesehen – anders ist 
der große Zuwachs an Stimmen aus dem Lager 
der Nichtwähler:innen 2017 kaum zu erklären. 
Damit hat die AfD sich eine nachhaltige Basis 
geschaffen: Sie spricht Personen an, die davon 
ausgehen, dass ‚die da oben‘ nicht ihre Interes-
sen vertreten und sich durch ein Einstellungs-
profil auszeichnen, das sich deutlich von dem 
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anderer Wählerschaften unterscheidet, wie 
weiter unten gezeigt wird (3.2); es sind Men-
schen, die sich – existentiell oder kulturell – in 
einer bedrohten Situation sehen. Dementspre-
chend mobilisiert die AfD mit wahrgenomme-
nen Sorgen und Ängsten nicht zuletzt in Krisen. 
Das ist ihr unter anderem bei der Ankunft von 
Menschen auf der Flucht, von Migrant:innen 
und Schutzsuchenden 2015/2016 gelungen. 
Aber auch bei der Bundestagswahl 2021 war 
die AfD die Partei, deren Wähler:innen sich am 
stärksten in ihren persönlichen politischen 
Ansichten von der von ihnen gewählten Par-
tei gut vertreten sahen; ganze 90 Prozent der 
AfD-Wählenden gaben dies in Umfragen an. Im 
Durchschnitt waren es bei den anderen Partei-
en 79 Prozent (GLES 2022).

3.1 Wie sind die AfD-Wähler:innen 
 sozial positioniert? 

Genau wie die Partei selbst, war in den letzten 
zehn Jahren auch die soziale Zusammensetzung 
der AfD-Wählerschaft von Bewegung geprägt. 
Bei der Bundestagswahl 2013 konnte noch kon-
statiert werden, dass die Wähler:innen bezogen 
auf die Schulbildung genau im Durchschnitt der 
Bevölkerung lagen. Dies galt ebenso für den 
Arbeitslosen- und den Angestelltenanteil; auch 
bei den Arbeiter:innen waren es nur leicht mehr 
Wähler:innen als im Durchschnitt (Weßels 2014: 
197). Doch schon zur Bundestagswahl 2017 ver-
änderte sich die Zusammensetzung in Richtung 
der sozial nicht so gut Situierten (Weßels 2019: 
196). 2021 hat sich die Entwicklung zu einem 

steigenden Anteil der sozial eher im unteren 
Drittel der Gesellschaft Stehenden verstärkt. 
Auch bezogen auf die Schulbildung zeigte sich 
bei der letzten Bundestagswahl ein deutlich ge-
ringerer Anteil an Wähler:innen mit Abitur als 
im Durchschnitt: 69 Prozent der AfD-Wählenden 
haben Schulbildungsabschlüsse bis zur mittle-
ren Reife, entsprechend etwa 30 Prozent Abitur 
oder Fachhochschulreife, gegenüber 54 Prozent 
unter den Wähler:innen der anderen Parteien 
(GLES 2022).

Arbeitslosigkeit ist unter AfD-Wählenden im Ver-
gleich zu denen anderer Parteien fast doppelt 
so stark ausgeprägt. In den letzten zehn Jahren 
waren Wähler:innen der AfD im Durchschnitt 
17,8 Wochen arbeitslos, bei den anderen Partei-
en waren es 8,5 Wochen (GLES 2022). 

Auch bezogen auf die beruflichen Ausbildungs-
abschlüsse sind Unterschiede zu anderen Par-
teien zu beobachten. Bei Ausbildungsabschlüs-
sen, die handwerkliche Berufe umfassen, liegt 
der Anteil unter AfD-Wählenden bei 44,3 Prozent, 
bei den anderen Parteien im Durchschnitt bei 
24,4 Prozent. Weiterhin ist der Anteil der Berufs-
fachschulabschlüsse bei Wähler:innen der AfD 
mehr als doppelt so hoch (30,2 Prozent gegen-
über 13,7 Prozent bei den anderen Parteien). 
Hingegen ist der Anteil der AfD-Wähler:innen mit 
Promotion mit 0,5 Prozent niedriger als bei ande-
ren Parteien (2,6 Prozent; s. Tabelle 2). 

Zudem ist zu beobachten, dass die AfD bei 
Männern sehr viel mehr Resonanz findet als 
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Tabelle 2:
Berufliche Qualifikationen von Wähler:innen der AfD und anderer Parteien in Prozent

Berufliche Qualifikation AfD-Wähler:innen andere 
Wähler:innen

beruflich-betriebliche Anlernzeit mit Abschlusszeugnis, 
aber keine Lehre 1,6 1,8

Teilfacharbeiterabschluss 2,1 0,9

abgeschlossene gewerbliche oder 
landwirtschaftliche Lehre 28,6 16,2

abgeschlossene kaufmännische Lehre 9,9 21,8

berufliches Praktikum, Volontariat 1,6 1,4

Berufsfachschulabschluss 30,2 13,7

Fachakademie-/Berufsakademieabschluss 1,0 2,5

Fachschulabschluss 7,8 8,3

Meister:in, Technikerabschluss 15,6 8,2

Fachhochschulabschluss 8,3 10,0

Hochschulabschluss, nicht spezifiziert 1,6 4,3

Hochschulabschluss: Bachelor 2,1 5,5

Hochschulabschluss: Master, Diplom, Magister, 
Staatsexamen 9,4 19,0

Promotion 0,5 2,6

anderen beruflichen Ausbildungsabschluss 2,1 5,6

noch in beruflicher Ausbildung 1,6 2,7

keine abgeschlossene Ausbildung 4,2 3,1

handwerkliche Abschlüsse (konservative Annahme*) 44,3 24,4

Quelle: Eigene Analyse nach GLES (2022). 
*Bestimmung nur anhand der Berufsangaben mit expliziter Bezugnahme auf Handwerk.
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bei Frauen. Der Anteil an Männern unter den 
AfD-Wählenden beträgt seit 2017 mehr oder 
minder konstant knapp 63 Prozent. Das trifft 
in etwa auf beide Teile Deutschlands, Ost 
wie West, zu. Diese Geschlechterdominanz 
unter der Wählerschaft führt dazu, dass die 
AfD bei den Bundestagswahlen 2021 in Ost-
deutschland unter männlichen Wählenden mit 
25,2 Prozent die stärkste Kraft war – knapp vor 

Tabelle 3:
Mitgliedschaft von Wähler:innen der AfD und anderer Parteien in Vereinen, Verbänden, 
Organisationen in Prozent

Mitgliedschaft in ... AfD-
Wähler:innen

andere 
Wähler:innen

Gewerkschaft 19,2 15,8

Unternehmer-/Arbeitgeberverband 1,9 2,4

Berufsvereinigung/-verband 4,5 11,2

Bauern- bzw. Landwirtschaftsverband 2,5 1,9

religiöse/kirchliche Gruppe(n) 9,1 18,4

Sport-/Hobbyverein(e) 33,5 45,9

Umweltschutzgruppe(n) 0,6 7,8

globalisierungskritische(s) Organ(e), z. B. ATTAC 0,6 1,2

‚Querdenker‘-Bewegung 0,6 0,1

Partei 3,8 5,0

mittlere Anzahl Mitgliedschaften (absolut) 0,6 0,9

maximale Anzahl (absolut) 4 10

mindestens eine Mitgliedschaft (in Prozent) 44,5 57,3

Quelle: Eigene Analyse nach GLES (2022). 

der SPD. Die AfD war und ist in wesentlichen 
Teilen eine Männerpartei (Overdieck 2014; Sau-
er/Penz 2023); und wenn auch nicht in abso-
luten Zahlen, so aber doch relativ, eine Partei 
des Ostens mit einem Stimmenanteil von 20,5 
gegenüber 8,2 Prozent im Westen (alle Zahlen 
dieses Absatzes nach repräsentativer Wahlsta-
tistik zur Bundestagswahl 2021, Bundeswahl-
leiterin 2021). 
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Die Wählerschaft der AfD zeichnet sich also 
durch eine schwächere soziale Stellung als die 
anderer Parteien aus, was sich auch in der so-
zialen Teilhabe und sozialen Integration in die 
Zivilgesellschaft ausdrückt. Mitgliedschaften 
in Vereinen, Verbänden und Organisationen 
sind unter den Wähler:innen der AfD in fast 
allen Bereichen geringer ausgeprägt als bei 
den Wähler:innen anderer Parteien. Ausnah-
me sind die Mitgliedschaften in Gewerkschaf-
ten und bei ‚Querdenken‘ (s.  Tabelle  3). Die 
mittlere Anzahl von Mitgliedschaften beträgt 
bei AfD-Wählenden 0,64, bei den anderen 
Parteien 0,91. Die maximale Zahl an Mitglied-
schaften beläuft sich in der AfD-Wählerschaft 
auf 4, im übrigen Spektrum auf 10. Und der 
Anteil derjenigen, die mindestens eine Mit-
gliedschaft aufweisen, ist bei AfD-Wählenden 
mit 44,5 Prozent deutlich geringer als bei den 
anderen (57,3 Prozent).

3.2 Einstellungen von AfD-Wähler:innen 
 im Vergleich

Nicht nur sozial gibt es Unterschiede zwischen 
dem Durchschnitt der Wähler:innen anderer 
Parteien und denen der AfD, sondern auch be-
zogen auf die politischen Einstellungen und 
Orientierungen. Was waren bisher die Motive, 
die zu einer Wahlentscheidung für die AfD ge-
führt haben? Sind es, wie noch immer gelegent-
lich zu lesen ist, Protestwählende, die für die 
AfD stimmen oder sind substanzielle, also tief-
erliegende Motive erkennbar? Nach den Ergeb-
nissen von Wagner et al. (2015) ist die Antwort 
für die Wahlentscheidungen vor 2015 eindeutig: 

Wahlwahrscheinlichkeiten für die AfD von etwa 
90 Prozent werden durch substanzielle Gründe 
wie Orientierungen zur EU, zum Sozialstaat, zur 
Migration und die Zuschreibung von Lösungs-
kompetenzen erreicht. Faktoren der Protestwahl 
oder Wahl als Legitimationskritik wie ‚Vertrauen 
in die Institutionen‘, ‚Wunsch nach direkter De-
mokratie‘, ‚Performanz der Regierenden‘ kom-
men in dieser Untersuchung nicht über eine Vor-
hersage der Wahlwahrscheinlichkeit in Höhe von 
30 Prozent hinaus. Zentraler Faktor für die Wahl­
entscheidung zugunsten der AfD war also von 
Beginn an keineswegs die Protestwahl, wenn-
gleich ein entsprechender Anteil immer auch 
enthalten war (s. auch Schwarzbözl/Fatke 2016). 
Nach der Bundestagswahl 2013 haben sich die 
Motive für die Wahl der AfD unter ihren Wäh-
ler:innen weiter akzentuiert, was sich mit Blick 
auf die Bundestagswahl 2021 im Vergleich der 
Einstellungen und Orientierungen der AfD-Wäh-
lenden mit denen der restlichen Wählerschaft 
zeigen lässt. 

Eine große Differenz zeigt sich beispielswei-
se hinsichtlich der unter AfD-Wählenden ver-
breiteten Einschätzung, dass die Institutionen 
nicht so funktionieren wie sie sollten. Auch 
schätzen sie ihre persönlichen Einflussmög-
lichkeiten im Vergleich geringer ein, ebenso 
wie die Wirkung von Wahlen und den Effekt 
der Zusammensetzung der Regierung auf die 
Politik: Mehr als ein Viertel der AfD-Wählenden 
geht davon aus, dass es keinen Unterschied 
macht, welche Partei man wählt oder wer re-
giert, im Rest der Wählerschaft sind es 9 bzw. 
6 Prozent (s. Tabelle 4). 
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Tabelle 4:
Politische Einstellungen von AfD-Wähler:innen im Vergleich in Prozent

% der AfD- 
Wähler:innen

% Wähler:innen 
anderer Parteien

Es macht kaum einen/keinen Unterschied

 -  wer regiert 27,6 9,0

 -  was man wählt 26,7 6,4

Stimme eher nicht/überhaupt nicht zu

 -  faire Repräsentation im Wahlkreis 41,4 9,1

 -  Bundestagswahl korrekt und fair 24,1 3,9

 -  Briefwahl sicheres Verfahren 31,7 4,8

Stimme eher nicht/überhaupt nicht zu:

 -  allgemeine Impfpflicht 66,0 27,7

 -  Einführung gesetzl. Frauenquote Aufsichtsräte 63,2 37,3

Stimme eher/voll und ganz zu

 -  Maßnahmen zur Gleichstellung gehen zu weit 31,0 9,3

 -  Einwander:innen sollten verpflichtet werden, sich der 
     deutschen Kultur anzupassen 78,5 35,9

Stimme eher/voll und ganz zu

 -  Kompromiss ist Prinzipienverrat 54,8 20,8

 -  Das Volk, nicht die Politiker:innen sollen entscheiden 69,8 28,7

 -  Abgeordnete müssen den Willen des Volkes umsetzen 92,1 67,1

 -  Politische Unterschiede zwischen Eliten und Volk 
     sind größer als innerhalb des Volkes 78,1 48,3

Quelle: Eigene Analyse nach GLES (2022).
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Auch herrscht eine relativ große Skepsis ge-
genüber den Wahlinstitutionen und -verfahren. 
Etwas mehr als 40 Prozent der AfD-Wählenden 
meinen, dass es keine faire Repräsentation im 
Wahlkreis gebe, ein Viertel geht davon aus, dass 
die Bundestagswahl 2021 eher nicht korrekt 
und fair verlief und knapp ein Drittel zweifelt 
an der Sicherheit der Briefwahl. Das Zutrauen 
der AfD-Wähler:innen in die repräsentativen In-
stitutionen, Akteur:innen und Verfahren ist also 
sehr gering, während der restliche Durchschnitt 
hier jeweils unter 10 Prozent liegt. Aus der Per-
spektive der AfD-Wählenden auf die politischen 
Institutionen scheinen diese nicht geeignet, 
politische Repräsentation zu garantieren. Ent-
sprechend zeigt sich bei mehr als der Hälfte von 
ihnen eine Unzufriedenheit mit dem Funktionie-
ren der Demokratie (s. Tabelle 5).

Mit Blick auf das Vertrauen in die Bundesregie-
rung, den Bundestag, die Parteien und die ge-
wählten Politiker:innen zeigt sich, dass dieses 
wie das Vertrauen in die gegebenen Institutio-
nen und Verfahren bei den AfD-Wählenden ge-
ring ausgeprägt ist. Auch wenn sich insgesamt 
schwache Vertrauenswerte in der gesamten 
Wählerschaft beobachten lassen, liegen die 
Werte bei den Wähler:innen anderer Parteien 
doch deutlich über denen der AfD-Wählenden 
(s. Tabelle 4 und 5). 

Nun scheint diese deutliche Kritik an Institutio-
nen und politischen Akteur:innen doch nahe zu 
legen, dass es sich bei AfD-Wählenden um de-
mokratiekritische Protestwähler:innen handelt. 
Das wäre jedoch eine zu schnelle Schlussfolge-
rung, denn es sind vor allem substanzielle Ziel-

Tabelle 5:
Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie und Vertrauen in Akteur:innen und 
Insti tutionen politischer Repräsentation 

AfD-Wähler:innen Wähler:innen 
anderer Parteien

Unzufrieden mit dem Funktionieren der Demokratie 55,7 % 9,0 %

Vertrauen 0 (geringstes) 10 (größtes)

 -  Bundesregierung 3,4 6,6

 -  Bundestag 3,6 6,7

 -  Parteien 3,3 5,5

 -  Politiker:innen 3,1 5,3

Quelle: Eigene Darstellung nach GLES (2022).
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setzungen, die zur Wahl der AfD motivieren. So 
lehnen etwa zwei Drittel der AfD-Wählenden eine 
allgemeine Impfpflicht ab, im Rest der Bevölke-
rung ist es nur etwas mehr als ein Viertel. Auch 
die Einführung einer Frauenquote in Aufsichts-
räten stößt ganz überwiegend auf Ablehnung. 
Entsprechend sieht es mit der Zustimmung zu 
der Aussage aus, dass ‚bisherige Maßnahmen 
zur Gleichstellung zu weit gehen würden‘. Knapp 
ein Drittel der AfD-Wählerschaft stimmt dem zu, 
bei den Wähler:innen anderer Parteien sind es 
lediglich 9 Prozent. Die Anpassung von Einwan-
der:innen an die deutsche Kultur wird von mehr 
als drei Vierteln der AfD-Wählenden gefordert, in 
der restlichen Wählerschaft sind es etwas mehr 
als ein Drittel (s. Tabelle 4). Es gibt also ein deut-
lich antiliberales und anti-emanzipatorisches 
Einstellungs-Set bei den Wähler:innen der AfD.

Was wollen die AfD-Wählenden anders hand-
haben? Ihre Veränderungswünsche lassen sich 
neben anderen substanziellen Politikzielen an 
dem ablesen, was gemeinhin als Populismus 
bezeichnet wird. Dahinter verbirgt sich eine 
Vorstellung von Politik, die den gewählten Re-
präsentant:innen, den sogenannten ‚Eliten‘, 
extrem kritisch gegenübersteht und dem Volk 
die unmittelbare Macht zuspricht. Unter den 
AfD-Wählenden ist diese Einstellung sehr viel 
stärker ausgeprägt als bei denen der anderen 
Parteien. Entgegen der grundgesetzlichen Vor-
stellung von der Freiheit der Abgeordneten er-
warten über 90  Prozent der AfD­Wähler:innen 
die unmittelbare Umsetzung des ‚Volkswillens‘ 
durch die Abgeordneten. Knapp 70 Prozent 
meinen, das Volk solle entscheiden, nicht die 

Politiker:innen – dem stimmt von der übrigen 
Wählerschaft nur etwas mehr als ein Viertel zu. 
Kompromisse in der Politik werden mehrheitlich 
als Verrat angesehen. Auch wird der Unterschied 
zwischen der ‚normalen‘ Bevölkerung und den 
‚Eliten‘ von 78,1 Prozent der AfD-Wählenden als 
größer angesehen als die Unterschiede inner-
halb der Bevölkerung, eine Einschätzung, der im 
Vergleich nur knapp die Hälfte der Wähler:innen 
anderer Parteien zustimmt (s. Tabelle 4). 

Diese Ergebnisse zeigen, dass AfD-Wählende im 
Vergleich deutlich andere Zielsetzungen und Vor-
stellungen zu politischen Entscheidungsprozes-
sen präferieren. Die Stimme für die AfD ist somit 
nicht als eine demokratiekritische Protestwahl 
zu bewerten. Vielmehr folgt die Wahlentschei-
dung für die AfD substanziellen Überzeugungen 
zugunsten einer anderen Politik und auch einer 
anderen politischen Ordnung als die der reprä-
sentativen Demokratie. 

3.3 Fazit

Zu den Metamorphosen der AfD in den zehn 
Jahren ihres Bestehens gehört die Veränderung 
der soziodemographischen Zusammensetzung 
ihrer Wähler:innen. Schon zur Bundestagswahl 
2017 hatte sie sich im Vergleich zu 2013 von 
einer eher durchschnittlichen, zum Teil etwas 
besser gestellten Wählerschaft, in Richtung ei-
ner sozial eher weniger gut gestellten verän-
dert. Hinter dieser Veränderung lässt sich ein 
Deprivationserleben vermuten, das in der Wahl 
der AfD seinen Ausdruck findet. Dafür sprechen 
auch die deutlich größeren Erfolge der Par-
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tei in den ostdeutschen Bundesländern. Alle 
22  Wahlkreise, in denen die AfD unter 5  Pro-
zent blieb, liegen zumeist in westdeutschen 
Großstädten. Gestützt wird die These, dass 
Gefühle der Nichtberücksichtigung und des 
Abgehängt-Seins eine entscheidende Rolle bei 
der Wahlentscheidung für die AfD spielen, 
auch durch die Tatsache, dass die Partei bei 
der Bundestagswahl 2021 in den Städten weit 
weniger punkten konnte als in den häufig peri-
pheren ländlichen Wahlkreisen. In den städti-
schen Wahlkreisen lag ihr Zweitstimmenanteil 

bei 8 Prozent, in den ländlichen hingegen bei 
12 Prozent (Bundeswahlleiterin 2021). 

Aber es ist nicht nur soziales, sondern auch poli-
tisches Deprivationserleben – oder anders aus-
gedrückt: die Wahrnehmung einer Repräsenta-
tionslücke. Das drückt sich in der großen Skepsis 
gegenüber Wahlen und Zweifel an deren Fairness 
ebenso aus, wie in dem Misstrauen gegenüber 
Organisationen und Institutionen politischer Re-
präsentation sowie einem ausgesprochen elite-
kritischen Populismus. 
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4 Rechtsextremismus, Verfassungsschutz, AfD

Bis zum Ende der Zeit von Jörg Meuthen als Vor-
sitzendem der Bundespartei (28.1.2021) hat die 
AfD einiges versucht, um den Zugriff des Verfas-
sungsschutzes zu vermeiden. Immer wieder war 
das Verhältnis zum Verfassungsschutz und seine 
konkreten Aktivitäten Teil der innerpartei lichen 
Kämpfe um Führung, Personen, inhaltliche Aus-
richtung und Politikstil bis hin zur Frage der 
Vernetzungs- und Bündnispraxis. Nachdem es 
der Partei lange gelungen war, der Beobachtung 
durch den Verfassungsschutz zu entgehen, ist 
sie seit 2021 als Verdachtsfall eingeordnet. Dies 
hängt nicht zuletzt auch mit dem Personalwech-
sel an der Spitze des Bundesverfassungsschut-
zes von Hans-Georg Maaßen zu Thomas Halden-
wang zusammen. Im Folgenden diskutieren wir, 
inwiefern die AfD im Rahmen der Definition des 
Verfassungsschutzes als rechtsextremistisch 
einzustufen ist und wie sich das Verhältnis der 
Partei zur Behörde im Verlauf der letzten Jahre 
verändert hat.

4.1 Rechtsextremismusdefinition 
 des Verfassungsschutzes

Der Begriff des ‚Rechtsextremismus‘ löste in den 
1970er Jahren den Ausdruck ‚Rechtradikalismus‘ 
als geläufigen Terminus des Verfassungsschut-
zes ab (Salzborn 2020: 16; Virchow 2016: 14). 
Das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) be-
handelt den Rechtsextremismus als eine Ideolo-

gie, die im Kern davon ausgeht, „dass die Zuge-
hörigkeit zu einer Ethnie oder Nation über den 
tatsächlichen Wert eines Menschen entscheide“ 
(BfV 2022c). Weitere Elemente rechtsextremer 
Ideologie sind nach dieser Arbeitsdefinition 
Nationalismus, Antisemitismus, Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit, wobei diese je nach Er-
scheinungsform in unterschiedlich ausgepräg-
tem Maße auftreten können (ebd.). Zudem be-
stehe bei den meisten Rechtsextremisten „ein 
autoritär geprägtes Staatsverständnis“, wel-
ches „mit einer Ablehnung der in Demokra tien 
üblichen Gewaltenteilung“ (ebd.) einhergehe. 
Insgesamt, so das BfV, konterkariere „[d]ieses 
Werteverständnis […] das Prinzip der freiheitlich 
demokratischen Grundordnung und steh[e] da-
mit in einem fundamentalen Widerspruch zum 
Grundgesetz“ (ebd.). 

In den letzten Jahren ist die AfD vor allem als 
rechtspopulistische Partei eingeordnet und be-
schrieben worden. Doch wie ist das Verhältnis 
von Rechtspopulismus und Rechtsextremismus 
einzuordnen? Es besteht eine unbestreitbare 
weltanschauliche Nähe zwischen beiden, insbe-
sondere in der Ablehnung von Zuwanderung, der 
Betonung nationaler Identität und dem Wunsch 
nach einer homogenen Gesellschaft (Virchow 
2016: 19). Gleichwohl ist das Verhältnis des 
Rechtspopulismus zur Demokratie etwas anders 
gelagert. So steht beispielsweise im Zentrum der 
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Programmatik der AfD nicht der Wunsch nach 
einem autoritären Staat, sondern die Forderung 
nach direkter Demokratie (AfD 2021: 12–14; AfD 
2017: 9 f.). Kennzeichnend für diese Forderung 
sind eine Kritik der repräsentativen Demokratie 
und die Betonung von Volkssouveränität. Ob der 
Verzicht auf explizit rechtsextreme Forderungen, 
wie die nach einer Diktatur, vor allem strategisch 
begründet ist und in diesem Sinne einer kalku-
lierten Selbstverharmlosung gleichkommt, ist 
eine offene Frage. Bereits in den 1960er Jahren 
beobachtete Theodor W. Adorno in Bezug auf die 
neue Rechte: „Das offen Antidemokratische fällt 
weg. Im Gegenteil: Man beruft sich auf die wah-
re Demokratie und schilt die anderen als anti-
demokratisch“ (Adorno 2019 [1967]: 37). Damit 
beschrieb er eine zentrale Entwicklung innerhalb 
des deutschen Rechtsextremismus, der sich seit 
den 1960er Jahren neu ausrichtete. Von der Ein-
sicht ausgehend, dass explizit rechtsextreme 
Forderungen kaum mehr Zustimmung finden, 
versuchen entscheidende rechte Akteur:innen 
seither auf solche zu verzichten, um strategische 
Geländegewinne zu erzielen (Semsrott/Jaku-
bowski 2021: 26). Viele Elemente dieser Strate-
gie finden sich im heutigen Rechtspopulismus 
im Allgemeinen und bei der AfD im Besonderen 
wieder. Auch die Forderung nach direkter Demo-
kratie kann als Ergebnis dieses Prozesses ver-
standen werden. Bereits die Analyse der Motive 
und Einstellungen, die zu einer Wahl der Partei 
führen, hat gezeigt, dass die Partei mit dieser 
Strategie Wähler:innen zu mobilisieren vermag 
(s. Kapitel 3). Jedoch ist es wichtig festzuhalten, 
dass diese Forderung nur oberflächlich demo-
kratisch ist: Das rechtspopulistische Rufen nach 

einer Stärkung der Volkssouveränität und direk-
ter Demokratie ist eng verknüpft mit der Idee 
eines homogenen und eindeutigen ‚Volkswil-
lens‘. Auch dies wurde in der bisherigen Analy-
se bereits deutlich. In dieser Idee kommt dem 
demokratischen Streit und der Deliberation kein 
Platz für die Meinungs- und Willensbildung zu, 
vielmehr wird der Exekutive die Aufgabe zuge-
sprochen, den vermeintlich einheitlichen ‚Volks-
willen‘ autoritär durchzusetzen. Restlos aufzu-
klären ist das Verhältnis von Rechtspopulismus 
und Demokratie letztlich aber nicht, weshalb 
auch weniger von zwei sich gegenüberstehen-
den Posi tionen auszugehen ist, als vielmehr von 
einem Kontinuum, dessen Umschlagspunkte 
sich häufig erst ‚ex post‘ definieren lassen. Der 
Rechtspopulismus ist ein komplexes Phänomen. 
Das mag auch einer der Gründe sein, warum das 
BfV lange Zeit große Schwierigkeiten bei der Be-
wertung der AfD hatte. 

4.2 Verhältnis des Verfassungsschutzes 
zur AfD

Die Einschätzungen des BfV zur AfD lassen sich 
anhand der jährlich erscheinenden Verfassungs-
schutzberichte sowie durch Publikationen des 
BfV und öffentliche Äußerungen der zuständi-
gen Akteur:innen nachvollziehen. Rückblickend 
können zwei Phasen des Verhältnisses zwischen 
BfV und AfD unterschieden werden: Die erste 
Phase, zwischen der Gründung 2013 und dem 
Einzug der AfD in den Bundestag 2017, lässt sich 
als weitgehende Ignoranz des BfV gegenüber 
rechtsextremen Tendenzen innerhalb der Par-
tei beschreiben. Die zweite Phase, welche mit 
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dem Wechsel von Hans-Georg Maaßen zu Tho-
mas Haldenwang als Präsident des BfV zeitlich 
zusammenfällt, zeichnet sich dagegen durch 
eine deutlich intensivierte Beobachtung der AfD 
durch das BfV aus.

4.2.1 Bewertung der AfD 
 unter Hans-Georg Maaßen
Hans-Georg Maaßen war von 2012 bis 2018 Prä-
sident des Bundesamtes für Verfassungsschutz. 
Wir blicken im Folgenden zunächst auf die jähr-
lichen Berichte des Amts in der Zeit unter Maaßen 
und befassen uns anschließend mit konkreten 
Aktivitäten des Präsidenten gegenüber der AfD. 

Mit ‚Pegida‘ tauchte im Verfassungsschutz bericht 
2015 erstmalig eine der AfD nahestehende Be-
wegung auf, der das BfV teilweise „fremden- und 
islamfeindliche Tendenzen“ (BfV 2015: 64) sowie 
„Anknüpfungspunkte für Rechtsextremisten“ 
(ebd.: 65) attestierte. Zudem stellte das BfV einen 
„populistische[n] ‚unten-gegen-oben‘ Diskurs“ 
(ebd.: 56) innerhalb der Anti-Asyl- Bewegung 
fest. Zum Verhältnis der AfD zu ,Pegida‘ und ihrer 
Rolle innerhalb der ‚Pegida‘-Proteste finden sich 
in dem Bericht dagegen keinerlei Äußerungen. 

Im Jahr 2016 attestierte der Verfassungsschutz 
den Anti-Asyl-Demonstrationen erneut „ideolo-
gische Anknüpfungspunkte für Rechtsextremis-
ten“ sowie „fremden- und islamfeindliche Ten-
denzen“ (BfV 2016: 67), sah aber, wie im Jahr 
2015, keine tatsächlich hinreichenden Anhalts-
punkte für eine Verfassungsfeindlichkeit (BfV 
2015: 64 f.; BfV 2016: 67). Eine Einordnung der 
Rolle der AfD innerhalb der Anti-Asyl-Proteste 

lieferte der Verfassungsschutzbericht 2016 er-
neut nicht. Zwar konstatierte das BfV, dass die 
AfD teilweise mit rechtsextremen Parteien um 
dasselbe Wählerklientel konkurriere (BfV 2016: 
39), lieferte aber an keiner anderen Stelle Aus-
führungen zum Rechtsextremismus innerhalb 
der AfD. Wenn die Partei im Verfassungsschutz-
bericht 2016 auftaucht, dann vor allem als Ziel 
linksextremistischer Aktionen (BfV 2016: 105; 
122). 

Auch im Bericht von 2017 finden sich zu den Ver-
bindungen der AfD in die rechtsextremistische 
Szene keinerlei Ausführungen. Omnipräsent ist 
dagegen die Erwähnung der AfD als Angriffsziel 
linksextremistischer Aktivitäten (BfV 2017: 102 f.; 
107; 122–125). Zudem finden sich in dem Bericht 
Formulierungen, die die AfD implizit vom Rechts-
extremismus abgrenzen: 

 „Im Aktionsfeld des ‚Antifaschismus‘ lag der 
Schwerpunkt – neben dem andauernden 
‚Kampf‘ gegen Rechtsextremisten – gerade 
vor dem Hintergrund der Bundestagswahl auf 
der Mobilisierung gegen die AfD“ (BfV 2017: 
103; Hervorhebungen WS).

Diese Passage lässt sich nur so lesen, dass das 
BfV AfD-Mitglieder zu diesem Zeitpunkt nicht 
zum Kreis potentieller Rechtsextremist:innen 
zählte, gegen den sich linksextreme Aktionen 
richten. Aussagen darüber, wie die AfD einzu-
ordnen sei, wenn nicht als rechtsextremistisch, 
finden sich im Bericht jedoch nicht. Auch im 
Verfassungsschutzbericht 2018 wird die AfD 
hauptsächlich als Opfer linksextremer Aktionen 
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behandelt. Darüber hinaus finden sich sogar 
Formulierungen, die das Etikett ‚rechtsextre-
mistisch‘ als ‚linksextreme‘ Zuschreibung auf-
fassen: 

 „Im Jahr 2018 standen neben Mitgliedern 
rechtsextremistischer Parteien weiterhin die 
von Linksextremisten pauschal als rechts-
ex tremistisch deklarierte Alternative für 
Deutschland […] im Mittelpunkt linksextre-
mistischer Agitationen“ (BfV 2018: 111 f.; Her-
vorhebungen WS). 

Im gesamten Zeitraum zwischen 2015 und 2018 
benannte das BfV die AfD nicht einmal im Zu-
sammenhang mit Rechtsextremismus. Erstaun-
lich – vielleicht erklärbar durch den Unverein-
barkeitsbeschluss der Partei mit ‚Pegida‘ – ist 
dies vor allem deshalb, weil das BfV im selben 
Zeitraum ‚Pegida‘, deren Verbindungen zur AfD 
offensichtlich waren, zumindest rechtsextremis-
tische Anknüpfungspunkte attestierte. Zudem 
führt das BfV die ‚Identitäre Bewegung‘ (IB) seit 
2017 als rechtsextremistischen Verdachtsfall 
(BfV 2017: 80 f.; BfV 2018: 82–85), erwähnt aber 
an keiner Stelle die ebenfalls offensichtlichen 
Verbindungen zwischen IB und AfD und zieht 
auch daraus keine Rückschlüsse auf rechtsex-
tremistische Tendenzen innerhalb der Partei. 
Auch der 2015 gegründete ‚Flügel‘, dessen Ini-
tiatoren spätestens 2017 mit rechtsextremen 
Äußerungen (Höcke: „Denkmal der Schande“) 
auffielen oder, wie im Fall von Andreas Kalbitz, 
eine eindeutig rechtsextreme Vergangenheit ha-
ben, fand bis 2018 keine Erwähnung in den Ver-
fassungsschutzberichten. 

Mittlerweile gibt es Hinweise darauf, dass Maa-
ßen selbst darauf hingewirkt haben könnte, dass 
sich das BfV nicht systematisch mit den rechts-
extremen Tendenzen in der AfD befasste. So er-
hob die ehemalige Vorsitzende der Jungen Al-
ternative (JA) Sachsen, Franziska Schreiber, den 
Vorwurf, dass Maaßen sich gegenüber der AfD 
als Berater eingebracht habe. In mehreren Tref-
fen mit AfD-Funktionär:innen – darunter Frauke 
Petry, Alexander Gauland und der Höcke-Vertrau-
te Stephan Brandner – habe Maaßen unter an-
derem den Ratschlag erteilt, Björn Höcke aus der 
Partei auszuschließen, um eine Beobachtung 
durch das BfV zu vermeiden (Spiegel 2018b). 
Sowohl das BfV als auch Maaßen selbst be-
streiten, dass es derartige Beratungen gegeben 
habe. Zwar habe es Treffen gegeben, doch Maa-
ßen zufolge hätten diese ausschließlich sicher-
heitspolitischen Themen gegolten (Zeit Online 
2018). Die tatsächlichen Inhalte der Gespräche 
sind bis heute nicht zweifelsfrei geklärt. Weitere 
Berichte erhoben zudem den Vorwurf, dass Maa-
ßen durch seine Machtposition verhindert habe, 
dass das BfV gegenüber der AfD aktiv wurde. 
So habe Maaßen 2016 auf die Einlassungen des 
Chefs des Thüringer Landesverfassungsschut-
zes, dass Björn Höckes Äußerungen genügten, 
um die AfD zum Prüffall zu erklären, geantwortet, 
dass da nichts sei und nichts unternommen wer-
den müsse (Müller-Neuhof 2019).

In dieses Bild reihten sich dann auch Maaßens 
Äußerungen zu Demonstrationen in Chemnitz im 
September 2018 ein. Videos von den Demons-
trationen dokumentierten rassistische Parolen 
und Ausschreitungen gegenüber Migrant:innen 
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(Tages schau 2018) und wurden medial recht bald 
als rassistisch motivierte Hetzjagden eingeord-
net. Unmittelbar nach Bekanntwerden der Videos 
äußerte sich Hans-Georg Maaßen gegenüber der 
Bild-Zeitung mit der Einschätzung, dass es sich 
dabei möglicherweise um „gezielte Falschinfor-
mation“ (zit. nach Spiegel 2018c) handele. Es lä-
gen „keine Belege dafür vor, dass das im Internet 
kursierende Video zu diesem angeblichen Vorfall 
authentisch“ sei, weshalb „[d]ie Skepsis gegen-
über den Medien berichten zu rechtsex tremen 
Hetzjagden in Chemnitz“ (ebd.) von ihm geteilt 
werde. Diese und weitere Äußerungen Maaßens 
führten zu einer enormen medialen Aufmerk-
samkeit, die letztlich einen Stein ins Rollen 
brachte, an dessen Ende seine Entlassung als 
Präsident des BfV am 8. November 2018 stand. 
Ersetzt wurde Maaßen durch seinen vormali-
gen Stellvertreter Thomas Haldenwang, der am 
15. November 2018 offiziell als neuer Präsident 
des BfV bestätigt wurde. Maaßens eigene Nähe 
zu rechtsextremen Positionen wurde nach sei-
nem Ausscheiden aus dem Amt des Präsidenten 
des BfV auch öffentlich deutlich. Immer wieder 
meldet er sich mit Beiträgen zu Wort, die ein-
deutig verschwörungstheoretisch, rassistisch 
und antisemitisch sind.

4.2.2 Bewertung der AfD unter 
 Thomas Haldenwang
Unter Thomas Haldenwang zeichnete sich schnell 
eine deutlich veränderte Haltung des BfV gegen-
über der AfD ab. Gleich im ersten Verfassungs-
schutzbericht, der unter der Verantwortung von 
Haldenwang entstand, tauchten mit dem ‚Flügel‘ 
und der Jungen Alternative (JA) erstmals Teile der 

AfD als rechtsextreme Verdachtsfälle auf (BfV 
2019: 83–89). Der Verfassungsschutzbericht 
2019 stellte fest, dass das Politikkonzept des 
‚Flügels‘ auf die Rechtlosstellung und Verächt-
lichmachung von Migrant:innen, Muslim:innen 
und poli tisch Andersdenkenden ziele und ein 
ethnisch- homogenes Staatsverständnis sowie 
sekundä ren Anti semitismus beinhalte. Dies, so 
das BfV, stehe im Widerspruch zur Menschen-
würde und dem Demo kratie- und Rechtsstaats-
prinzip (ebd.: 84–86). Auch für die JA stellt das 
BfV fest, dass ihre „Positionen […] tatsächliche 
Anhaltspunkte für Bestrebungen gegen die frei-
heitliche demokratische Grundordnung“ liefer-
ten (ebd.: 88). 

Ein halbes Jahr nach Erscheinen des Verfas-
sungsschutzberichtes 2019 verkündete Thomas 
Haldenwang in einer Pressekonferenz, dass das 
BfV den ‚Flügel‘ als eine erwiesen extremistische 
Bestrebung einstufe (Tagesschau 2020). Außer-
dem, so Haldenwang, seien die Vorsitzenden 
der AfD-Landesverbände in Thüringen (Björn 
Höcke) und Brandenburg (zu diesem Zeitpunkt 
noch Andreas Kalbitz) Rechtsextremisten (Spie-
gel 2020). Diese Einschätzung schlug sich dann 
auch im Verfassungsschutzbericht 2020 nieder, 
in dem der (offiziell aufgelöste) ‚Flügel‘ als ge-
sichert rechtsextremes Beobachtungsobjekt ge-
führt wird (BfV 2020: 93). Weiterhin führt das BfV 
2020 auch die JA als rechtsextremen Verdachts-
fall (BfV 2020: 96). Dass sich in diesem Bericht 
erstmalig auch ein Kapitel zu den Netzwerken 
und Akteuren der ‚Neuen Rechten‘ findet, spricht 
Bände. Dort werden das Magazin Compact, das 
‚Institut für Staats politik‘, der Verein ‚Ein Pro-
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zent‘ und die ‚Identitäre Bewegung‘ als rechts-
extreme Verdachtsfälle aufgeführt und deren 
personelle und ideologische Vernetzung mit der 
AfD beschrieben (BfV 2020: 74–85). 

Seit dem 8. März 2022 wird die AfD vom BfV 
nunmehr als Verdachtsfall geführt, da es laut 
BfV ausreichende tatsächliche Anhaltspunkte 
für verfassungsfeindliche Bestrebungen inner-
halb der Partei gebe. Auf dieser Grundlage kann 
der Verfassungsschutz V-Leute aus der AfD an-
werben und legal einsetzen. Zweitens können 
Beamt:innen, Polizist:innen und Soldat:innen 
dienstrechtliche Schwierigkeiten bekommen, 
wenn sie Mitglied der Partei sind. Drittens wird 
es für die Mitglieder und öffentlich bekannten 
Unterstützer:innen der AfD schwieriger werden, 
eine behördliche Waffenerlaubnis zu erhalten 
(Steinke 2022). Eine noch weitergehende Einord-
nung nahm der Verfassungsschutz Anfang Mai 
2023 für die Junge Alternative vor. Seit diesem 
Zeitpunkt stuft das BfV sie sogar als gesichert 
rechtsextremistisch ein. Für den BfV-Präsidenten 
Thomas Haldenwang verfolgt die Junge Alterna-
tive „ein völkisches Gesellschaftskonzept, das 
auf biologistischen Grundannahmen beruht“; 
zudem gehe es ihr nicht um eine Auseinander-
setzung in der Sache, sondern „um eine gene-
relle Herabwürdigung des demokra tischen Sys-
tems“ (zit. nach Müller 2023).

4.3 Wie die AfD den Verfassungsschutz 
sieht

In der AfD waren Rechtsextreme von Anfang an 
mit ‚an Bord‘, was von den Führungsakteur:innen 

der ersten Stunde als Problem betrachtet, wenn-
gleich unterschätzt wurde. Von Beginn an war 
auf Bundes- und Landesebenen umstritten, in-
wiefern eine klare Abgrenzung von Rechtsextre-
mist:innen notwendig sei, um bei den Wähler:in-
nen erfolgreich zu sein. Noch unter Parteimit-
begründer Lucke gab es einen Aufnahmestopp 
für ehemalige Mitglieder rechtsextremer Grup-
pen, die in einer stetig erweiterten Unvereinbar-
keitsliste mündete. 

Jörg Meuthen wiederum initiierte in seiner Zeit 
als Parteivorsitzender mehrere Aktivitäten, die 
eine Beobachtung durch das BfV verhindern soll-
ten. So gab die AfD noch vor dem Wechsel an der 
BfV-Führungsspitze von Maaßen zu Haldenwang 
im September 2018 bekannt, eine Arbeitsgruppe 
Verfassungsschutz einzurichten, die sich mit der 
strategischen Frage einer möglichen Beobach-
tung durch das BfV befassen sollte (AfD 2018). 
Als konkrete Ziele der Arbeitsgruppe benannte 
deren Leiter, Roland Hartwig, die Koordination 
von Klagen gegen das BfV sowie die parteiinter-
ne Aufklärungsarbeit darüber, „wie sich künftig 
Aussagen von AfD-Politikern vermeiden lassen, 
die ungeschickt formuliert sind oder gegebenen-
falls zweideutig aufzufassen sind“ (AfD 2019). 
Außerdem wolle man sich „mit den wenigen Fäl-
len, in denen tatsächlich eine problematische 
Äußerung oder Verhaltensweise vorzuliegen 
scheint“ (ebd.) befassen. Hierfür sei geplant, 
Landesbeauftrage für Verfassungsschutz in 
den Landesvorständen zu ernennen. Ob diese 
Landesbeauftragten tatsächlich existieren oder 
existiert haben, lässt sich mit öffentlich zugäng-
lichen Quellen nicht belegen. Doch trotz dieser 
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von Meuthen angestoßenen Initiativen wurde 
spätestens mit dem gescheiterten Ausschluss-
verfahren gegen Björn Höcke im gleichen Jahr 
mehr als deutlich, dass sich die Partei auch öf-
fentlich immer weiter nach rechts außen öffnete.

Im Richtungsstreit zwischen Meuthen und Höcke 
ließ die ‚Alternative Mitte‘ in der AfD im Okto-
ber 2018 noch einmal verlauten, Höcke sei „ein 
Größenwahnsinniger, der ein einzigartiges Zer-
störungswerk in Deutschland verrichtet, indem 
er die AfD […], für breitere Wählerschichten un-
wählbar macht. Parteien, die vom Verfassungs-
schutz beobachtet werden, verlieren Mitglieder, 
gewinnen keine Mehrheiten und verschwinden 
schließlich in der Bedeutungslosigkeit.“ Um sich 
vom Vorwurf des Extremismus zu befreien, müs-
se man deshalb „Björn Höcke endlich in hohem 
Bogen aus der Partei werfen und darauf hoffen, 
dass ihn die Mehrzahl völkischer Nationalisten 
freiwillig begleitet“ (Alternative Mitte 2018). 

Der ‚Flügel‘ entgegnete wiederum in Person Hö-
ckes, dass die „Verfassungsschutzkeule [...] die 
vorgeblich ‚radikalen‘ Kräfte in der Partei scho-
cken und die ‚gemäßigten‘ Kräfte locken“ (Höcke 
2019) solle. An anderer Stelle ließ Höcke verlau-
ten, dass die Beobachtung durch das BfV „eine 
unzulässige, freiheits- und demokratiefeindliche 
Instrumentalisierung einer staatlichen Behörde 
zwecks Niederhaltung einer parteipolitischen 
Opposition“ darstelle. Teile der AfD würden auf 
eine „‚Bereinigung‘ von ungeliebten, patrioti-
schen Kräften“ zielen. Diese „‚Feindzeugen‘“ 
belasteten Parteikollegen „mit zumeist völlig 
unhaltbaren ‚Extremismus‘-Vorwürfen“, mit 

dem Ziel, innerparteiliche Machtkämpfe zu in-
strumentalisieren. Damit aber würde dem „poli-
tischen Gegner und den VS-Behörden in die 
Hände“ gespielt werden (zit. nach Höcke 2019).

Diese innerparteiliche Konfliktdynamik um die 
Abgrenzung nach rechts außen spitzte sich in den 
Folgejahren mit der Ernennung zum Prüffall 2019 
sowie der Corona-Pandemie und der drohenden 
Erklärung zum Verdachtsfall durch das BfV weiter 
zu. Auf dem Parteitag der AfD 2020 in Kalkar hielt 
Meuthen noch einmal eine Brandrede, in der er 
sich gegen die Zusammenarbeit mit sogenannten 
‚Querdenkern‘ stellte. Denn diese würden „zum 
Teil auch offen systemfeindliche Positionen und 
Ansichten“ (zit. nach Klaus 2020) vertreten. Zu-
dem appellierte er an seine Partei, von Begriffen 
wie ‚Corona-Diktatur‘ abzurücken (ebd.). 

In seinen Versuchen, sich von rechtsextremen 
Akteur:innen abzugrenzen, orientierte sich 
Meuthen an einem, bereits 2018 von der AfD in 
Auftrag gegebenen, Rechtsgutachten. Das Gut-
achten des Freiburger Juraprofessors Dietrich 
Murswiek trägt den Titel „Rechtliche Vorausset-
zungen für die Beobachtung einer politischen 
Partei durch den Verfassungsschutz. Kurzgutach-
ten und Handlungsempfehlungen für die AfD“. 
Murswiek empfahl darin, dass die AfD Beschimp-
fungen gegen Politiker:innen und Parteien, pau-
schale Negativurteile sowie extremistische Reiz-
worte vermeiden solle (Murswiek 2018: 40 f.). 
Zudem riet Murswiek, „keine Kontakte und keine 
Zusammenarbeit mit Organisationen zu pflegen, 
die in den Verfassungsschutzberichten als extre-
mistisch […] bezeichnet […] werden“ (ebd.: 43). 
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Offenbar fürchtete Meuthen, dass man durch das 
gemeinsame Auftreten mit Rechtsextremist:in-
nen bei ‚Querdenken‘-Demos dem BfV zusätz-
liche Belege für die Verfassungsfeindlichkeit der 
AfD liefern könnte. Freilich lässt sich festhalten, 
dass Meuthens Abgrenzungsversuche weniger 
davon motiviert waren, die grundsätzliche in-
haltliche Ausrichtung seiner Partei zu ändern, 
als vielmehr davon, seine eigene Position in der 
Partei zu stärken und einer Beobachtung durch 
das BfV zu entgehen.

Mit der Auflösung der ‚Alternativen Mitte‘ 2019 
und dem Austritt Jörg Meuthens 2021 kamen die 
von ihnen forcierten strategischen Bemühun-
gen, sich zumindest verbal von rechtsextremen 
Akteur:innen abzugrenzen, gänzlich zum Erlie-
gen. Inzwischen existieren innerhalb der AfD 
keine Gruppierungen mehr, die offen für einen 
Abgrenzungskurs gegenüber rechtsextremen 
Akteur:innen und Positionen werben. Dagegen 
hat sich die Position des ‚Flügels‘ und Höckes 
durchgesetzt: Nun positioniert man sich offen-
siv gegen den Verfassungsschutz. Dies zeigt ein 
Blick auf die letzten Wahlprogramme.

Vor dem Hintergrund der beschriebenen Kon-
fliktdynamik ist es wenig überraschend, dass 
der Verfassungsschutz zum ersten Mal zur Bun-
destagswahl 2021 eine Rolle im AfD-Programm 
spielte. Dort hieß es: 

 „Der behördlich organisierte Verfassungs-
schutz muss schnellstmöglich auf den Prüf-
stand gestellt und so reformiert werden, dass 
er in Zukunft nicht mehr als parteipolitisches 

Instrument gegen politische Gegner miss-
braucht werden kann“ (AfD 2021: 16). 

Die AfD sieht das BfV demnach als ein politisch 
beeinflusstes Instrument, dass in erster Linie 
zur Unterdrückung politischer Opposition durch 
die Regierung eingesetzt werde. Noch deutlicher 
wird dies in den Ausführungen einiger AfD-Lan-
desverbände. So steht beispielsweise im Land-
tagswahlprogramm 2021 der AfD Sachsen-An-
halt, dass der Auftrag des Verfassungsschutzes

 „mehr und mehr als Vorwand genutzt [wird], 
um die Opposition, vor allem die patriotische 
Opposition, zu diskreditieren und zu schwä-
chen. Bürgerliche Proteste und friedliche, 
demokratische Meinungsäußerung werden 
willkürlich als ‚extremistisch‘ gebrandmarkt, 
sobald sie mit den zunehmend linksradikalen 
Kerndogmen der Altparteien nicht mehr ver-
einbar sind“ (AfD Sachsen-Anhalt 2021: 16).

Die AfD Sachsen-Anhalt vertritt also die Auf-
fassung, dass der Verfassungsschutz von den 
„Altparteien“ dazu missbraucht werde, jede 
,nicht-linksextremistische‘ Opposition zu un-
terdrücken. Die AfD Thüringen bereitete dieses 
Narrativ bereits 2019 in ihrem Wahlprogramm 
mit der Aussage vor, dass der Verfassungsschutz 
„Unterstellungen und Bewertungen linksextre-
mer Autoren“ (AfD Thüringen 2019: 18) über-
nehme. Außerdem, so die AfD Thüringen, fehle 
„weitgehend die Überwachung von gewalttäti-
gen Extremisten aus dem regierungsnahen lin-
ken Lager“ (ebd.). Die Auffassung, dass der Ver-
fassungsschutz von der Regierung dazu genutzt 
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werde, um jede ‚nicht-linke‘ Opposition zu un-
terdrücken, sich von linksextremen Überzeugun-
gen leiten lasse und er Linksextremen nicht die 
gleiche Aufmerksamkeit zukommen lasse wie 
Rechtsextremen, wird von allen Ost-Verbänden 
der AfD geteilt. 

Beim Blick auf die West-Verbände zeigt sich in-
zwischen ein ähnliches Bild. Zwar lässt sich er-
kennen, dass die Ost-Verbände in der Art der 
Formulierung deutlich radikaler auftreten, das 
grundsätzliche Narrativ wird aber auch in den 
Verlautbarungen der West-Verbände geteilt. So 
schreibt die AfD Saarland in ihrem Wahlpro-
gramm 2022: 

 „Zur besseren Wahrung seiner Neutralitäts-
pflicht muss der Landesverfassungsschutz 
aus dem saarländischen Innenministerium 
ausgegliedert und in eine eigenständige 
Behörde umgewandelt werden. Diese hat 
jede Form von extremistischer Betätigung 
entschieden zu bekämpfen“ (AfD Saarland 
2022: 47).

Der Formulierungsstil ist hier zwar wesentlich 
nüchterner, aber in der narrativen Struktur 
gleicht die hier formulierte Kritik am Verfas-
sungsschutz der Position der AfD-Ost-Verbän-
de. So wird unterstellt, dass der Verfassungs-
schutz politisch gesteuert sei und unterschied-
liche Formen des Extremismus nicht gleich-
behandle. Am NRW-Landesverband zeigt sich 
wiederum, dass auch in den West-Verbänden 
der AfD vergleichbar zugespitzte Formulierun-
gen, wie sie gemeinhin bei den Ost-Verbänden 

vorzufinden sind, ebenfalls mehrheitsfähig zu 
sein scheinen. So werde, laut AfD NRW, der Ver-
fassungsschutz 

 „zunehmend genutzt, um politische Opposi-
tion zu erschweren und so die Regierung zu 
stützen. […] Gleichzeitig werden mannigfal-
tige und wechselseitige Bezüge der Grünen 
Jugend und der Jusos der SPD in den offenen 
Linksextremismus ignoriert“ (AfD NRW 2021: 
11).

Wird diese Formulierung mit einer der oben 
ausgeführten Formulierungen der Ost-Verbän-
de verglichen, lässt sich sicherlich immer noch 
eine etwas weniger extreme Wortwahl feststel-
len. Im Kern vertritt die AfD NRW aber eine Posi-
tion zum Verfassungsschutz, welche von der der 
AfD-Ost-Verbände kaum zu unterscheiden ist. 

Zu erwähnen ist an dieser Stelle aber auch, 
dass einige West-Verbände der AfD über kei-
ne ausformulierte Position zum Verfassungs-
schutz verfügen. So finden sich beispielsweise 
bei der AfD Hessen und Bayern (bisher) keine 
Ausführungen zum Verfassungsschutz. Vermut-
lich hängt dies auch damit zusammen, dass 
die aktuellen Programme dieser Verbände ent-
standen sind, bevor das BfV die Beobachtung 
der AfD intensivierte und bevor Meuthen aus 
der Partei austrat. Dass diese Landesverbän-
de in den kommenden Wahlprogrammen eine 
dezidiert andere Position gegenüber dem Ver-
fassungsschutz einnehmen, scheint nach der 
vorangegangenen Analyse eher unwahrschein-
lich. 
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Mehrheitlich wird somit inzwischen in der AfD die 
Haltung vertreten, dass der Verfassungsschutz 
ein parteipolitisch beeinflusstes In strument der 
Regierung sei, mit dem jede nicht linke Opposi-
tion unterdrückt werden soll. Dabei lasse sich 
der Verfassungsschutz von linksextremen Dog-
men leiten und ignoriere die Gefahr des Links-
extremismus. 

4.4 Fazit

Das Verhältnis von Verfassungsschutz und AfD 
hat sich seit 2018 entscheidend gewandelt  – 
sowohl auf Seiten des BfV als auch seitens der 
AfD. Für das BfV ließ sich zeigen, dass es zwi-
schen 2013 und 2018 eine bemerkenswerte Igno-
ranz gegenüber rechtsextremen Tendenzen in 
der AfD an den Tag legte und damit seine auch 
präventive Rolle nicht wahrnahm. In keiner Wei-
se zeigte sich die Behörde in diesem Zeitraum 
in der Lage, das dynamische und komplexe 
Phänomen AfD richtig einzuschätzen. Vielmehr 
wurde in den Berichten gar ein Extremismus 
gegen die AfD identifiziert – ein doch sehr ei-
genwilliges Extremismusverständnis. Ursäch-
lich hierfür dürfte vor allem die Besetzung der 
BfV-Präsidentschaft mit Hans-Georg Maaßen 
gewesen sein, der heute mit permanenten 
Grenzüberschreitungen in das rechtsextreme 
Lager auffällt und in seiner Funktion als Präsi-
dent eine entscheidende Rolle beim Umgang 
des BfV mit der AfD gespielt hat. Anders lässt 
sich der Kurswechsel des BfV nach seinem Ab-
tritt kaum erklären. Seit 2018 agiert dass BfV 
sensibel gegenüber rechtsextremen Personen, 
Netzwerken und Tendenzen innerhalb der AfD. 

Auf Seiten der AfD konnte gezeigt werden, dass 
im Zeitverlauf die Abgrenzungsbemühungen 
gegenüber rechtsextremen Positionen und Kräf-
ten schwächer geworden sind. Indem extremen 
Posi tionen innerhalb der AfD Tore und Türen ge-
öffnet wurden, erfolgte eine auch programma-
tische Radi kalisierung. Hatte man unter Lucke 
noch einen Kurs vertreten, um offen rechtsex-
treme Akteur:innen aus der Partei zu halten 
bzw. deren Positionen nicht unwidersprochen 
zu lassen, veränderte sich dies im Laufe der Jah-
re zunehmend. Spätestens mit dem Austritt Jörg 
Meuthens war die Praxis einer auch öffentlich 
nachvollzieh baren Politik der Abgrenzung nach 
rechts außen zum Erliegen gekommen. Nicht 
zuletzt das völlige Ausbleiben von Kritik und 
Distanzierung gegenüber der im Herbst 2022 
aufgedeckten ,Reichsbürger‘-Zelle, an der auch 
eine ehemalige AfD-Abgeordnete beteiligt war, 
verdeutlicht dies nachdrücklich. Die derzeitige 
Bundestagsfraktion der AfD besteht laut Moni-
tor-Recherchen mittlerweile mehrheitlich aus 
‚Flügel‘-nahen AfD-Mitgliedern (Monitor 2022). 
Ein entschiedenes Eintreten für einen verfas-
sungskonformen Kurs der AfD ist derzeit nicht 
abzusehen. Stattdessen scheint sich die Partei 
einvernehmlich darauf geeinigt zu haben, Ex-
tremismusvorwürfe als linksextremes Dogma 
abzutun und den Verfassungsschutz als regie-
rungsgesteuertes Instrument der Repres sion zu 
bezeichnen. 

Insofern lässt sich der Wandel des Verhältnisses 
zwischen AfD und BfV durchaus als paradox be-
schreiben: Die offensivere Gangart der Behörde 
gegenüber der Partei trug scheinbar eher mit 
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dazu bei, die Position der Rechtsextremen in der 
AfD zu stärken.

Offen ist, ob der Einsatz von geheimdienstlichen 
Mitteln, zu dem das BfV nunmehr rechtlich legi-
timiert ist, dazu beitragen kann, das ‚AfD-Ver-
fassungsschutz-Paradox‘ aufzubrechen. Derzeit 
deutet alles darauf hin, dass der Verdacht, dass 
es sich bei der AfD im Gesamten um eine rechts-

extreme Bestrebung handelt, weiter bestätigt 
werden dürfte. Für die Zukunft stellt sich weniger 
die Frage ob, sondern eher wann das BfV dazu 
übergehen wird, die AfD als gesichert rechtsex-
treme Bestrebung einzustufen. Spätestens dann 
dürften auf die deutsche Demokratie bewegte 
Zeiten zukommen, liefe damit doch eine Partei, 
die derzeit rund fünf Millionen Menschen reprä-
sentiert, Gefahr, verboten zu werden. 
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Die AfD und die Pandemie

5 Die AfD und die Pandemie

Die AfD ist mit ihrer populistischen und rechts-
extremen Ausrichtung eine Partei, die versucht, 
aus Krisen und Ängsten politisches Kapital zu 
schlagen. Das Paradebeispiel für eine erfolgrei-
che Instrumentalisierung von Angst und eine 
dadurch erreichte Mobilisierung ist die soge-
nannte ‚Flüchtlingskrise‘ ab September 2015. 
Wie die Analyse in Kapitel 3 gezeigt hat, war 
die Polarisierungs- und Mobilisierungsstrategie 
mit flüchtlingsfeindlichen und entsprechenden 
verteilungspolitischen Aussagen eine Identi-
tätsstiftung im Sinne ‚Wir‘ gegen ‚die Anderen‘ 
zu etablieren, insbesondere bei Wähler:innen 
mit niedrigem sozioökonomischen Status er-
folgreich.

Die offensichtliche Fähigkeit, krisenhafte Pro-
zesse und folgenreiche Großereignisse für 
die Mobilisierung von Gegnerschaft gegen 
die ‚Etablierten‘ auszunutzen, ließ vermuten, 
dass diese Strategie auch in anderen Fällen 
erfolgreich sein könnte. Das Spiel der AfD mit 
vorhandenen Vorbehalten in der Bevölkerung 
gegen die Regierenden und mit Ängsten vor 
Verlusten jeglicher Art, ob sozial, kulturell 
oder wirtschaftlich, ließ es wahrscheinlich er-
scheinen, dass die AfD auch aus der Corona- 
Pandemie Kapital für sich schlagen können 
würde. Es kam jedoch anders.

5.1 Nicht jede Krise stärkt die AfD

Mit der Corona-Pandemie schien eine neue Kri-
sensituation zu entstehen, von der befürchtet 
wurde, sie könne der AfD in die Hände spielen. 
Es kam die Frage auf, ob die AfD aus dieser 
Konstellation offensiv Kapital schlagen könne, 
um auf der Straße, in Umfragen und Wahlen 
zu mobilisieren. Zunächst reagierte die Partei 
indifferent. Zu Pandemiebeginn stand die AfD 
den Positionen der Regierung relativ nahe. Das 
betraf auch ihr Auftreten im Zusammenhang 
mit dem Thema im Deutschen Bundestag. Wie 
Lewandowsky et al. (2023: 239) anhand einer 
Inhaltsanalyse der Reden von AfD-Abgeord-
neten zeigen konnten, warf die AfD im ersten 
Monat, in dem COVID-19 sich in Deutschland 
immer weiter verbreitete, der Regierung vor, zu 
wenig für den Schutz der Bevölkerung zu tun. 
So stellte Alice Weidel im März 2020 fest, dass 
die Regierung nichts unternehme, um die Risi-
ken für die Bevölkerung zu minimieren (Weidel 
2020). Insgesamt unterschieden sich ihre Posi-
tionen zu dem Thema jedoch kaum von denen 
der Regierung. In einem ersten Posi tionspapier 
vom 8. April 2020 unterstützte die Partei Maß-
nahmen wie Vorsorgeuntersuchungen, Ent-
wicklung von Impfstoffen und soziale Distan-
zierung. Doch bald darauf folgte die Kritik an 
Shutdown-Maßnahmen sowie die Forderung, 
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die Grenzen zu schließen. Das zweite Positions-
papier vom Mai verstärkte die Kritik am Shut-
down von Wirtschaft, Freizeit und Tourismus 
und forderte stattdessen die sofortige Öffnung 
dieser Bereiche. Soziale Distanzierung und Mas-
ken sollten auf freiwilliger Basis weiter beibehal-
ten werden. Schon in diesen beiden Papieren 
spiegelt sich die ambivalente und nicht wider-
spruchsfreie Positionierung der AfD-Bundes-
tagsfraktion zur Corona-Politik wider. 

Eine Widersprüchlichkeit, die auf eine Spaltung 
zum Thema innerhalb der Fraktion zurückzufüh-
ren war. Das darin liegende Konfliktpotential 
zeigte sich besonders deutlich, als am 7.  April 
2020 eine Gruppe von AfD-Abgeordneten eine 
Sondersitzung der Fraktion zum Umgang mit der 
Pandemie erzwang. Gegen den Willen der Vor-
sitzenden Alice Weidel und Alexander Gauland 
und trotz epidemiologisch kritischer Lage trafen 
sich 70 von 89 AfD-Abgeordneten im Reichs-
tagsgebäude. Im niedergeschriebenen Fazit des 
Treffens wurde darauf verwiesen, dass eine Kom-
bination aus Industriesterben, Versorgungskri-
se und Grundrechtseinschränkungen weit ge-
fährlicher wäre als die Corona-Krise (Zeit Online 
2020a).

Im Verlauf des Sommers 2020 positionierte sich 
die AfD zunehmend radikaler in der Frage der 
Corona- Politik. Alexander Gauland sprach ganz 
im Sinne vieler regionaler Gliederungen der 
Partei von einer „Corona-Diktatur auf Widerruf“ 
(Zeit Online 2020b). Der freigestellte Polizist 
und Abgeordnete Karsten Hilse forderte gleich 

nach Beginn der Pandemie in einem offenen 
Brief, den er als „Karsten Hilse, Mitglied des 
Deutschen Bundestages“ unterzeichnete, die 
Polizist:innen in Deutschland dazu auf, nicht 
gegen Demonstrant:innen auf Anti-Lockdown- 
und Anti- Maßnahmen-Protesten vorzugehen. 
Vielmehr sollten sie gegenüber den eigenen Vor-
gesetzten Bedenken anmelden (Leister 2021). 
Doch die Corona-Positionierungen blieben wi-
dersprüchlich, sodass eine Spaltung zwischen 
den Lagern recht nahe rückte. Gegen Positionen 
wie die Gaulands oder Hilses wendete sich zum 
Beispiel der Vorsitzende Meuthen: Von einem 
„Ermächtigungsgesetz“ zu reden sei genauso 
falsch wie von einer „Corona-Diktatur“. Zugleich 
kritisierte er, dass große Teile der Partei eine zu 
große Nähe zur ‚Querdenken‘-Bewegung hätten 
(Tagesspiegel 2020a). Meuthen wandte sich 
damit gegen Bezirksverbände, die in diesem 
Schulter schluss große Wählerpotentiale vermu-
teten und entsprechend für die Proteste gegen 
die Corona-Maßnahmen mobilisierten. 

Dass die Corona-Proteste ein großes Mobilisie-
rungspotential hatten, konnten Grande et al. in 
einer groß angelegten Studie zeigen (2021). Dass 
diese Mobilisierungskraft nicht auf rechtsex-
treme Kräfte beschränkt blieb, zeigten die drei 
Wellen von Protestereignissen im Mai, August 
und November 2020, von denen ein kleinerer 
Teil durch Gruppierungen wie ‚Querdenken‘ or-
ganisiert wurde, der größere Teil jedoch nicht 
einfach zuzuordnen war. Anders sah es bei den 
Teilnehmer:innen aus. Es dominierten insbe-
sondere ‚Querdenker‘, wobei die sozia le Zusam-
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mensetzung der Proteste heterogen war. Män-
ner waren in der Mehrheit, vor allem die unter 
60-jährigen und eher gering gebildeten (Grande 
et al. 2021). Im Jahresverlauf 2020 spielte zu-
nehmend Ostdeutschland als soziale Basis der 
Corona-Proteste eine Rolle. Bei denjenigen, die 
die Proteste unterstützten, finden sich zu einem 
Viertel AfD-Wähler:innen und zu etwa einem 
Drittel solche, die sich nicht repräsentiert fühlen 
(ebd.). Dabei wurden die Anteile derjenigen, die 
sich politisch weit rechts positionierten, im Lau-
fe des Jahres 2020 immer größer und erreichten 
im November einen Anteil von etwa 45 Prozent. 
Dass die AfD da auch für sich eine Chance sehen 
musste, war wohl von Anfang an deutlich. 

So stellten vor Beginn des Wahlkampfes zur 
Bundestagswahl 2021 Alice Weidel und Tino 
Chrupalla als AfD-Spitzenkandidaten die ent-
sprechenden Schwerpunkte der Wahlkampagne 
vor. Dabei wurde das Zugehen auf Corona-Impf-
gegner:innen besonders hervorgehoben. Weidel 
warnte vor einer „Zweiklassengesellschaft“ und 
dem „Lockdown für Ungeimpfte“. Die Mobilisie-
rung über das Thema Corona wurde zentraler Be-
standteil der Wahlkampfstrategie der AfD. 

Zudem zeigte sich, dass die Heterogenität der 
Corona-Proteste ein Möglichkeitsfenster für 
die Partei darstellte, die eigene Reichweite zu 
erhöhen. So waren etwa unter den Protestteil-
nehmenden, die sich regelmäßig in der sächsi-
schen Stadt Pirna versammelten, nicht nur viele 
AfD-Anhänger:innen und -Mitglieder, sondern 
auch Neonazis, Verschwörungstheoretiker:in-

nen und Corona-Leugner:innen (Tagesspiegel 
2020b). Allerdings wurde auch deutlich, dass es 
der Partei nur sehr begrenzt gelang, diese Pro-
teste aktiv zu steuern. Auch das abschließende 
Ergebnis bei der Bundestagswahl 2021 zeigte: 
Letztlich konnte die AfD nur geringe Krisen-
mobilisierungs-Erfolge verbuchen. 

5.2 Corona und die Bundestagswahl 2021

Vor der unten im Zwischenfazit folgenden Aus-
wertung des AfD-Wahlergebnisses im Hinblick 
auf die Mobilisierung neuer Wähler:innen, ist 
es zunächst sinnvoll darzulegen, wie sich die 
AfD-Wählerschaft in Orientierungen und Einstel-
lungen zur Corona-Politik von der der anderen 
Parteien unterschied. Das fängt bei der Zufrie-
denheit mit der Arbeit der Bundesregierung zur 
Bekämpfung der Pandemie an, zeigt sich bei der 
Akzeptanz einer Impfpflicht und auch bei der 
Unterstützung von Corona leugnenden Gruppie-
rungen. 

Die Zufriedenheit der nicht die AfD wählenden 
Bürger:innen mit der Corona-Politik der Bun-
desregierung fiel zwar insgesamt auch nicht 
besonders hoch aus, gleichwohl zeigen sich 
deutliche Unterschiede zu den Wähler:innen 
der AfD. In der Nachwahlumfrage der deutschen 
Wahlstudie zur Bundestagswahl 2021 ordnete 
die Mehrheit der Wähler:innen anderer Parteien 
die vorgenommenen Maßnahmen als eher zu-
friedenstellend ein, lediglich 13 Prozent von ih-
nen gaben an, völlig oder stark unzufrieden zu 
sein. Anders hingegen das Bild unter den Wäh-
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ler:innen der AfD: Hier gaben 54 Prozent an, völ-
lig oder stark unzufrieden mit dem Agieren der 
Bundesregierung im Zusammenhang mit der 
Pandemie zu sein (GLES 2022). Der Forderung 
nach einer allgemeinen Impfpflicht stimmten 
die Wähler:innen der AfD nur zu einem Vier-
tel zu, die der anderen Parteien zu 54 Prozent. 
Entsprechend der Skepsis hinsichtlich der Pan-
demiepolitik und möglicher Maßnahmen fiel 
auch die Unterstützung für Corona leugnende 
Gruppen wie ‚Querdenken-711 Stuttgart‘ aus. 
46  Prozent der AfD­Wählenden unterstützten 
diese Gruppen etwas oder sogar sehr, bei den 
anderen Wähler:innen waren es lediglich 5 Pro-
zent (s. Tabelle  6). Diese Unterschiede zwi-
schen AfD-Wählenden und denen anderer Par-
teien waren gleich groß. Es zeigt sich, dass die 
AfD ihre Wahlkampfstrategie mit Blick auf ihr 

Kernklientel ausrichtete und die Inszenierung 
als Fundamentalopposition gegenüber dem 
Kurs der Bundesregierung und der Landesre-
gierungen dazu diente, das in der AfD-Wähler-
schaft weit verbreitete Unbehagen gegenüber 
den Corona-Maßnahmen zu bedienen. 

5.3 AfD-Wahlentscheidung 
 und Corona-Geschehen

Die hohe Corona-Skepsis, die sich in diesen 
Orientierungen ausdrückt, kann zudem zu der 
These führen, dass sich regional Zusammenhän-
ge zwischen einem hohen Infektionsgeschehen 
und einem hohen Anteil an Wähler:innen der 
AfD zeigen lassen. Bewirkte ein hoher Anteil an 
AfD-Wählenden in einem Wahlkreis auch eine 
hohe Inzidenzzahl? Oder war die Kausalrichtung 

Tabelle 6:
Corona-bezogene Orientierungen von AfD-Wähler:innen im Vergleich zu allen anderen Wähler:in-
nen

AfD-
Wähler:innen

andere 
Wähler:innen

Völlig oder stark unzufrieden mit der Arbeit der Bundes-
regierung bei der Pandemiebekämpfung

54 % 13 %

Stimme voll und ganz oder eher zu, dass es in Zeiten einer 
Pandemie wie Corona eine allgemeine Impfpflicht geben 
sollte

25 % 54 %

Unterstütze sehr oder etwas Gegner:innen der Corona-
Maßnahmen, wie z. B. ‚Querdenken-711 Stuttgart‘

46 % 5 %

Quelle: Eigene Analyse nach GLES (2022). 
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andersherum: Führte ein intensives Krisenerleb-
nis aufgrund hoher Inzidenzzahlen zu einer AfD-
Wahl? 

Nachdem Sachsen im Herbst 2020 zu einem der 
Corona-Hotspots geworden war, stellten sich 
auch die Medien diese Frage. Wissenschaftlich 
ging als einer der ersten Karl-Heinz Reuband 
(2021) dieser These nach. Hohe Wähler:innen-
anteile der AfD in Bautzen und entsprechende 
sonntagmorgendliche Demonstrationen auf der 
Bundesstraße 96 oder auf dem Kornmarkt der 
Stadt legten einen Zusammenhang nahe. Seine 
Analysen der regionalen Wahlergebnisse der AfD 
bei der Europawahl 2019 zeigen, dass die Co-
rona-Inzidenz in den Regionen Sachsens 2020 
höher war, in denen auch die Anteile derer, die 
2019 die AfD gewählt hatten, höher waren. Reu-
band vermerkte in seiner Analyse auch, dass 
Sachsen hinsichtlich des beschriebenen Zusam-
menhangs zwischen Verbreitung der AfD-Wahl 
und Corona-Ausbreitung keinen Sonderfall dar-
stellte, sondern der Zusammenhang zwischen 
regionalen AfD-Wahl-Präferenzen und Inziden-
zen generell festzustellen sei. 

Und tatsächlich kann dies für die Bundestags-
wahl 2021 mithilfe sogenannter ökologischer 
Analysen gezeigt werden. Die Wahlökologie 
untersucht den Zusammenhang zwischen Ei-
genschaften kleinräumlicher Einheiten wie den 
Wahlkreisen, Gemeinden oder Stimmbezirken 
und den regionalen Stimmenanteilen. Corona- 
Infektions- und -Todeszahlen liegen für Wahl-
kreise nicht vor. Daher wurden entsprechende 

Zahlen für die Regierungsbezirke für die für die-
ses Arbeitspapier vorgenommenen Analysen auf 
die Wahlkreise umgerechnet. Dies führt zu einer 
Reduktion der Zahl der zu analysierenden Ein-
heiten von 299 Wahlkreisen auf 282, da in Bre-
men 2, in Hamburg 5 und in Berlin 11 Wahlkreise 
zusammengefasst werden mussten.

Die vorgenommene Mehrvariablenanalyse mit-
hilfe des Regressionsansatzes zeigt zum einen 
den bereits bekannten starken Zusammenhang 
zwischen der Zugehörigkeit der Wahlkreise zu 
Ost- und Westdeutschland und den Zweitstim-
menanteilen der AfD. Weiterhin lässt sich ein 
leicht negativer Zusammenhang mit der Bevöl-
kerungsdichte beobachten: Je höher diese ist, 
desto geringer der AfD-Zweitstimmenanteil.

 
Ein positiver Zusammenhang zeigt sich zwi-
schen AfD-Zweitstimmenanteil und der kumu-
lierten Zahl der Infektionen in einem Wahlkreis: 
Je höher die Infektionszahlen, desto höher der 
AfD-Zweitstimmenanteil. Dies lässt sich insbe-
sondere im Zusammenspiel zwischen Zweit-
stimmenanteil der AfD und der Zugehörigkeit 
der Landkreise zu Ostdeutschland nachweisen 
(s. Abbildung 1). Dieser Erklärungsansatz ist mit 
knapp 20 Prozent erklärter Varianz des berech-
neten Modells zwar nicht sehr stark, aber die 
Tendenz ist deutlich. Wichtig ist, dass weite-
re Faktoren wie ‚Arbeitslosigkeit‘, ‚Bildung im 
Wahlkreis‘, ‚Unterstützungsempfänger‘ und 
andere Charakteristika nicht weiter zur Erklä-
rung der Infektionszahlen beitragen und daher 
unberücksichtigt bleiben konnten. Bezogen auf 

Die AfD und die Pandemie



Radikalisiert und etabliert

46

die kumulierten Corona-bedingten Todeszahlen 
weist das Modell in die gleiche Richtung (ho-
her AfD-Anteil und höhere Todeszahlen), aber 
die Erklärungskraft ist mit 41 Prozent erklärter 
Varianz deutlich stärker (s. Abbildung 1). In ei-
ner solchen Perspektive sind Infektions- und 
Todeszahlen eine Folge von z. B. Impfabstinenz, 
die auf Einstellungsmerkmale zurückzuführen 
sind, wie sie sich bei den AfD-Wählenden fin-
den. 

Diese Ergebnisse deuten also auf folgende 
Kausalrichtung hin: Je höher der Stimmenanteil 
für die AfD, desto höher die Inzidenzzahl in ei-
nem Wahlkreis. Aber die Kausalrichtung könnte 
auch umgedreht sein: Nicht das Verhalten von 
AfD-Wählenden bedingt höhere Inzidenz oder 
Todeszahlen, sondern stärkeres Corona-Krisen-
erleben erhöht die Affinität zu einer AfD-Wahl.

Wird die AfD-Wahl als Ergebnis der Stärke der 
Corona-Infektionen und -Toten in einem Land-
kreis betrachtet, ergibt sich für Ostdeutsch-
land ein sehr starker, im Westen ein deutlich 
geringerer Effekt mit einem Anteil erklärter 
Varianz durch Infektions- bzw. Todeszahlen 
und Region von jeweils 80 Prozent. Aus die-
ser Perspektive wird also die Wahrnehmung 
der Corona-Problemlage zur Determinante der 
AfD-Wahl. Diese Kausalrichtung lässt sich stark 
für Ostdeutschland, aber nur kaum für West-
deutschland zeigen.

Beide Modelle zeigen somit einen deutlichen 
Zusammenhang zwischen Corona-Geschehen 

und AfD-Wahl. Aber obwohl der Anteil der er-
klärten Varianz mit den Infektions- und Todes-
zahlen als ‚erklärender‘ Variable für die AfD-Wahl 
doppelt so hoch ist, wie im Modell mit der AfD-
Wahl als ‚erklärender‘ Variable für hohe Infek-
tions- und Todeszahlen, kann über die Kausali-
tät mit beiden Erklärungsansätzen nichts Defi-
nitives ausgesagt werden. Ob das ignorierende 
Verhalten der Anhänger:innen der AfD die Co-
rona-Zahlen nach oben getrieben hat oder der 
Corona-Kontext jeweils auch einfach günstig für 
eine Politisierung und Mobilisierung zuguns-
ten der AfD war, kann also nicht abschließend 
geklärt werden. Allerdings weisen die von ,For-
sa‘ vorgelegten Ergebnisse einer Befragung zur 
Bundestagswahl 2021 in eine Richtung, die den 
Ergebnissen der ersten hier untersuchten Kau-
salrichtung entspricht (AfD-Wahl als ‚erklärende‘ 
Variable). Danach haben etwa zwei Drittel aller 
ungeimpften Wähler:innen bei der Bundestags-
wahl für Parteien aus dem rechten Spektrum ge-
stimmt, 50 Prozent der Ungeimpften haben die 
AfD gewählt (Spiegel 2021). 

Obwohl diese Kausalrichtung wie dargelegt 
nicht abschließend bestimmt werden kann, 
ist vor allem zentral, dass der bereits von Reu-
band nachgewiesene Zusammenhang zwischen 
AfD-Wahl und Corona-Geschehen auch für die 
Bundestagswahl 2021 gezeigt werden kann. In-
sofern ist festzuhalten, dass die Rechnung der 
AfD-Spitzenkandidaten Weidel/Chrupalla mit 
Blick auf Einstellungen und Orientierungen bei 
den AfD-Wähler:innen zumindest teilweise auf-
gegangen ist. 
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Abbildung 1: 
Zusammenhang zwischen AfD-Zweitstimmenanteilen und Corona-Geschehen

Quelle: Eigene Berechnungen mit Daten der Bundeswahlleiterin und Infektionsdaten des Robert Koch-Instituts.
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5.4 Fazit

Die wankende Positionierung der AfD-Führung 
von einer kritischen Befürwortung der Corona- 
Maßnahmen der Bundesregierung in der An-
fangsphase hin zu einer bald darauffolgenden 
vehementen Opposition gegen die Einschrän-
kungen der Bewegungsfreiheit sowie die zu-
weilen deutlichen Spannungen zwischen der 
Bundesebene und vielen lokalen Parteigliede-
rungen haben Konsequenzen für die Wahlergeb-
nisse der AfD in den Corona-Jahren gehabt.

So konnte die AfD letztlich nur geringe 
Krisen mobilisierungs-Erfolge verbuchen. Der 
Stimmen anteil der AfD bei den letzten Wahlen 
resultierte im Wesentlichen aus einer Re-Mobi-
lisierung. Dies zeigt sich zum einen in Umfrage-
ergebnissen: Nach einem Abstieg von durch-
schnittlich 14  Prozent potentiellen Zweitstim-
menanteilen (zwischen September 2017 und 
Januar 2020) auf im Durchschnitt etwa 10 Pro-
zent (in der Zeit von Februar 2020 bis Juli 2022) 
konnte dieser (in der Zeit ab August 2022 bis 
April 2023) zurück auf einen Durchschnitt von 
14 Prozent gehoben werden (Forschungsgruppe 
Wahlen 2023).

Ähnliches gilt auch beim Blick auf die Wahl-
ergebnisse. Werden alle 34 Wahlen auf Lan-
des- und Bundesebene zwischen 2013 und 
Ende 2022 betrachtet, ergibt sich das folgen-
de Bild: Bei aufeinanderfolgenden Wahlen in 
den Ländern und im Bund, die vor dem Fe bruar 
2020 liegen, hatte die AfD immer Zuwächse zu 
verzeichnen. Ihre Ergebnisse lagen in dieser 

Periode im Durchschnitt um 9,9 Prozentpunk-
te höher als bei der jeweils vorangegangenen 
Wahl im Land oder Bund. Das betrifft die Verän-
derung zwischen Wahlen im Bund und in 5 Bun-
desländern, von denen 2 in Ostdeutschland 
(Brandenburg und Sachsen) liegen. Es gibt 
bei dem Vergleich der insgesamt 12 Wahlen in 
diesem Zeitraum in keinem Fall eine negative 
Veränderung. 

Anders sieht es beim Vergleich von Wahlen aus, 
die vor und nach dem 1. Februar 2020 lagen. 
11  Wahlen lagen davor, 11 danach. Im Durch-
schnitt haben sich die AfD-Anteile nach die-
sem Datum um 2,6  Prozentpunkte verringert. 
Dazu gehören auch Wahlen in 2 ostdeutschen 
Bundes ländern, nämlich Sachsen-Anhalt (2021; 
­3,5  Prozentpunkte) und Mecklenburg­Vor-
pommern (2021; -4,1 Prozentpunkte). Mit Aus-
nahme der Wahlen in Niedersachsen (2022; 
+4,7  Prozentpunkte) sind bei den verbleiben-
den 10 Wahlvergleichen alle negativ (siehe Ta-
belle  7). Auch wenn nicht von klaren Kausa-
litäten gesprochen werden kann, eines ist je-
denfalls deutlich: Die Corona-Pandemie konnte 
von der AfD nicht erfolgreich für eine Mobili-
sierung neuer Wähler:innen zu ihren Gunsten 
genutzt werden. Auch bei den Landtagswahlen 
2023 kann nur für Berlin ein leichter Zuwachs 
an AfD-Stimmen verzeichnet werden, die Um-
frageergebnisse zu den in diesem Jahr anste-
henden Landtagswahlen in Bayern und Hessen 
verweisen nicht auf Verbesserungen gegenüber 
den vorherigen Wahlergebnissen hin. Und in 
Bremen hat die AfD es verfehlt, einen gültigen 
Listenvorschlag einzureichen.
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Tabelle 7:
Wahlergebnisse der AfD in den Ländern und im Bund 2013–2023

Wahl Bundesland Monat Jahr Prozent

LTW Hessen 9 2013 4,1

BTW Bundestagswahl 9 2013 4,7

LTW Sachsen 8 2014 9,7

LTW Brandenburg 9 2014 12,2

LTW Thüringen 9 2014 10,6

LTW Hamburg 2 2015 6,1

LTW Bremen 5 2015 5,5

LTW Baden-Württemberg 3 2016 15,1

LTW Rheinland-Pfalz 3 2016 12,6

LTW Sachsen-Anhalt 3 2016 24,3

LTW Berlin 9 2016 14,2

LTW Mecklenburg-Vorpommern 9 2016 20,8

LTW Saarland 3 2017 6,2

LTW Nordrhein-Westfalen 5 2017 7,4

LTW Schleswig-Holstein 5 2017 5,9

BTW Bundestagswahl 9 2017 12,6

LTW Niedersachsen 10 2017 6,2

LTW Hessen 10 2018 13,1

LTW Bayern 10 2018 10,2

LTW Brandenburg 9 2019 23,5

LTW Bremen 5 2019 6,1

LTW Sachsen 9 2019 27,5

LTW Thüringen 10 2019 23,4

LTW* Hamburg 2 2020 5,3

LTW Rheinland-Pfalz 3 2021 8,3

LTW Baden-Württemberg 3 2021 9,7

LTW Sachsen-Anhalt 6 2021 20,8

LTW Berlin 9 2021 8

LTW Mecklenburg-Vorpommern 9 2021 16,7
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Vielleicht muss man angesichts nicht zunehmen-
der Mobilisierung von Wähler:innen für die AfD 
trotz Krise sagen: ‚Thema verfehlt‘. Zwar haben 
die oben dargelegten Zustimmungswerte gezeigt, 
dass die AfD-Wählerschaft die Corona- Politik in 
hohem Maß ablehnte. Gleichwohl hat eine Um-
frage von ARD und ‚Infratest dimap‘ vom 26. Sep-
tember 2021 ergeben, dass für die AfD-Wählen-
den nach wie vor ‚Zuwanderung‘ (40 Prozent) das 
zentrale Thema war. Erst mit einigem Abstand 
folgen die Themen ‚Umgang mit Corona‘ (18) und 
‚soziale Sicherheit‘ (17) (Tagesschau 2021). 

So kann festgehalten werden, dass die Corona- 
Pandemie für die AfD durchaus eine Zäsur dar-
stellte. Von beständigen Zuwächsen seit 2013 

hin zu deutlichen Verlusten und einer mäßigen 
Re-Mobilisierung auf vorherige Niveaus – das 
zeigt, dass nicht jede Krise ohne weiteres für 
rechtspopulistische Mobilisierung genutzt wer-
den kann. Zugleich wird aber auch deutlich, 
dass die Basis und die regionalen Gliederungen 
der AfD es in dieser Zeit schafften, eine Radikali-
sierung auch auf Bundesebene durchzusetzen: 
Positionierte sich die Bundesführung zunächst 
eher moderat, wurde schnell auf einen radikale-
ren Kurs umgeschwenkt. In diesem Sinne kann 
wohl festgehalten werden: „Die Vor-Corona-AfD 
existiert nicht mehr“ (Schroeder 2020). Dies gilt 
insofern, als die Führung lernen musste, mit 
Misserfolgen umzugehen und sich infolgedes-
sen dem Basisdruck anpasste.

BTW Bundestagswahl 9 2021 10,3

LTW Saarland 3 2022 5,7

LTW Nordrhein-Westfalen 5 2022 5,4

LTW Schleswig-Holstein 5 2022 4,4

LTW Niedersachsen 10 2022 10,9

LTW Berlin 4 2023 9,1

Gesamtdurchschnitt 11,3

Differenz Wahlergebnisse vor 2/2020 (6 Vergleiche) 9,9

Differenz Wahlergebnis vor 2/2020 und ab 2/2020 (12 Vergleiche) -2,6

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der offiziellen Internet­Seiten der Landes­ und Bundeswahlleiter:innen zu 
den Wahlergebnissen. *Die rot unterlegte Zeile markiert den Beginn der Corona-Pandemie im Jahr 2020.  
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6 Die AfD und Russland

Die AfD verfolgt seit ihrer Gründung eine dezidiert 
russlandfreundliche Linie, die sich im Laufe der 
Zeit immer stärker akzentuierte und sich inzwi-
schen fast zu einem Markenkern entwickelt hat. 
Diese Linie ist im Osten stärker als im Westen 
verankert. Getragen wird diese positive Orientie-
rung an Russland von einem zum Teil offensiven 
Antiamerikanismus, woran auch die Sympathie 
in der AfD für Donald Trump nichts grundsätzlich 
änderte. Entscheidende Strategen der AfD, wie 
der Ehrenvorsitzende Alexander Gauland, gehen 
davon aus, dass eine enge Bindung an Russland 
einer historisch gewachsenen geopolitischen 
Interessenlage Deutschlands entspreche. Folg-
lich tritt die Partei für eine andere internatio-
nale Bündnispolitik ein. In diesem Sinne wird 
auch immer wieder das Ziel kommuniziert, dass 
die Orientierung an den USA gebrochen werden 
müsse, damit Deutschland selbst souverän wer-
den könne. Dieser pointierte Antiamerikanis-
mus beinhaltet eine starke Relativierung libera-
ler Werte, des Pluralismus und der Meinungs- 
und Pressefreiheit. Entsprechend attestiert die 
AfD dem russischen Gesellschaftsmodell unter 
Putin – vor allem bezüglich traditioneller Leitbil-
der eines vormodernen Frauen-, Familien- und 
Sexual bildes ohne liberale Gender- und Gleich-
stellungspolitiken – eine Vorbildfunktion. 

Seit seiner 1999 erfolgten Machtübernahme hat 
Vladimir Putin sukzessive eine antiwestliche und 

neoimperiale Politik durchgesetzt. Zu dieser Poli-
tik gehört auch, dass die russische Regierung 
rechte Aktivitäten in Westeuropa finanziert, um 
die dortigen demokratischen Parteien sowie In-
stitutionen zu schwächen und Russlands Einfluss 
in den westlichen Gesellschaften zu erhöhen. 
Diese Interventionen besaßen bislang – soweit 
bekannt geworden ist – keinen flächendecken-
den Charakter; vielmehr waren sie auf spezielle 
Aktionen, Einflusskanäle (bspw. RT, zuvor Russia 
Today) und einzelne Protagonist:innen konzen-
triert. In diesem Sinne verweist ein 2019 öffent-
lich gewordenes russisches Strategiepapier aus 
dem April 2017 auf die Förderung von Organisa-
tionen, Kundgebungen, Medienkampagnen und 
die Vernetzung rechter Parteien in Europa, um 
die Legitimierung russischer Interessen in der EU 
zu fördern (Fiedler/von Salzen 2019). 

In vielfacher Weise überschneiden sich die poli-
tischen Ziele der russischen Führung und der 
AfD. Wie Erstere zielt auch die AfD auf eine De-
stabilisierung der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung ab und verfolgt dezidiert das Ziel 
der Einrichtung einer illiberalen Gesellschaft. 
Insofern ist die AfD für das russische Ziel einer 
Destabilisierung der bundesrepublikanischen 
Regierungspolitik quasi ein natürlicher Bünd-
nispartner. Gleichzeitig sind von AfD-Mitgliedern 
initiierte Aktivitäten, die von russischer Seite fi-
nanziert werden, nicht allein von daher relevant. 
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Das wäre eine zu einfache Sicht der Dinge. Denn 
Mitglieder der AfD bemühen sich auch immer 
wieder aus politischem Eigeninteresse aktiv um 
eine politische und finanzielle Förderung durch 
russische Quellen. Doch wie bei anderen Themen 
ist auch die Haltung zu Russland in der Partei 
keinesfalls unumstritten. Auch hier lässt sich ein 
innerparteilicher Ost-West-Konflikt ausmachen.

6.1 Die programmatische Verharmlosung 
Russlands 

Wenngleich die AfD seit ihrer Gründung eine russ-
landfreundliche Linie verfolgt, schlägt sich dies 
in ihren öffentlich zugänglichen Parteiprogram-
men nur in einer moderaten Form nieder. So steht 
im Grundsatzprogramm der Partei von 2016: 

 „Das Verhältnis zu Russland ist für Deutsch-
land, Europa und die NATO von maßgeblicher 
Bedeutung, denn Sicherheit in und für Europa 
kann ohne Russlands Einbindung nicht gelin-
gen. Wir setzen uns daher dafür ein, Konflikte 
in Europa friedlich zu regeln und dabei die je-
weiligen Interessen zu berücksichtigen“ (AfD 
2016: 31). 

Ähnlich fiel auch die Formulierung im AfD-
Bundes tagswahlprogramm 2021 aus: 

 „Eine stabile europäische Friedensordnung 
bedarf einer ausgewogenen Zusammenarbeit 
sowohl mit den USA als auch mit Russland. 
Dabei sind die legitimen Sicherheitsinteres-
sen aller europäischen Staaten zu berück-
sichtigen“ (AfD 2021: 62). 

In einem guten Verhältnis zu Russland wird 
die Voraussetzung für einen dauerhaften Frie-
den in Europa gesehen. In diesem Sinne liege 
es „im deutschen und europäischen Interesse, 
Russland in eine sicherheitspolitische Gesamt-
struktur einzubinden“ (ebd.: 64). Mit diesen Be-
gründungen trat die AfD auch stets entschieden 
für eine Aufhebung der EU-Sanktionen und den 
Ausbau der Wirtschaftsbeziehungen zu Russ-
land ein. Die Fertigstellung und Inbetriebnahme 
der Gasleitung ‚Nord Stream 2‘ werden im Pro-
gramm von 2021 als „unverzichtbar“ (ebd.: 65) 
bezeichnet. Über diese Positionen hinaus, die 
vor dem Krieg in ähnlicher Weise auch von den 
anderen Parteien formuliert wurden, sah sich die 
AfD – darauf weist ein (internes) Strategiepapier 
zur Bundestagswahl 2017 hin – zugleich auch als 
verlängerten Arm Putins in der Bundesrepublik. 
Die AfD benennt in diesem Papier nämlich auch 
das Ziel einer „Diskreditierung“ von Kritiker:in-
nen Moskaus (Amann et al. 2019). 

Für eine enge politische Bindung und Orientie-
rung an Russland standen in der AfD in den ver-
gangenen Jahren insbesondere Alexander Gau-
land und Björn Höcke. Gauland warb bereits in 
der Frühphase der Partei, in der die Mehrheit 
der AfD-Führungselite noch im Bereich der so-
genannten ‚Atlantiker‘ agierte, für eine positive 
Haltung zugunsten Russlands, eine Linie, die er 
später innerparteilich durchsetzte. Eine noch 
radi kalere Variante der Russland-Orientierung 
als die vor allem historisch und geopolitisch 
begründete von Gauland ist die gesellschafts-
politisch aufgeladene Position Björn Höckes. 
Besonders pointiert brachte er diese in seiner 
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Rede zum ‚Tag der Deutschen Einheit‘ am 3. Ok-
tober 2022 in Gera vor. In dieser teilte Höcke die 
Welt zwischen ‚nationalen‘ und ‚liberalen‘ Ord-
nungen auf. Während die USA das Zentrum der 
liberalen Demokratie darstelle, gehöre Russland 
zum Kreis der nationalen Demokratien, die Tra-
dition und Autorität achteten. Die USA dagegen 
bezeichnete er als „Regenbogen-Imperium“, das 
durch Masseneinwanderung die eigenen Grund-
lagen unterhöhle und als „raumfremde Macht“ 
in Europa agiere. Es sei deshalb notwendig, sich 
von den USA abzugrenzen. Stattdessen forderte 
Höcke – selbst unter den Bedingungen des russi-
schen Angriffskrieges – einen „Schulterschluss 
mit Russland“. Russland sei der „natürliche Part-
ner“, weil „die Deutschen und die Russen eine 
ähnliche seelische Prägung“ hätten (zit. nach 
Ayyadi 2022). 

Obwohl nicht alle in der Partei so klar positio-
niert sind wie Höcke und Gauland und das Ver-
hältnis zu Russland innerhalb der AfD immer 
wieder auch kritisch gesehen wird, ist doch zu 
beobachten, dass solche russlandkritischen 
Posi tionen in der Partei nicht in der gleichen 
Lautstärke vernehmbar sind, wie die prorus-
sischen Positionen. Auch ist zu beobachten, 
dass in Ostdeutschland die Bereitschaft, sich 
auf einen prorussischen Kurs einzulassen, weit-
aus stärker ausgeprägt ist, als im Westen. Trotz 
durchaus vorhandener Differenzen innerhalb 
der AfD ist der Russland-Bezug ideologisch und 
politisch ein Alleinstellungsmerkmal der Partei 
(Die Linkspartei hat diesen Anspruch nicht; sie 
ist vielmehr in dieser Frage tief gespalten). Dies 
ist insbesondere, aber nicht nur, für die Rechts-

extremist:innen in der AfD eine reizvolle Per-
spektive, um Singularität und Aufmerksamkeit 
herzustellen. 

6.2 Direkte Kontakte zwischen AfD 
 und Russland

Zahlreiche öffentlich bekannt gewordene per-
sönliche Hinweise wie auch Dokumente, da-
runter vor allem E-Mails, belegen, dass seit 
mindestens 2015 regelmäßige Kontakte zwi-
schen AfD-Funktionär:innen und russischen 
Politiker:innen bis in den Kreml hinein beste-
hen. Durch Besuche in Russland werden diese 
Kontakte gepflegt und intensiviert. Zugleich 
zeigen diese Verbindungen, dass es sich bei 
Kontakten und Auftritten in Russland nicht 
um Eintagsfliegen handelt. Vielmehr stehen 
dahinter feste Strukturen und Strategien sei-
tens eines Teils der AfD und auch auf Seiten 
der russischen Regierung. Aus dem bereits er-
wähnten russischen Strategiepapier aus dem 
Jahr 2017, in dem auch ein eigenes Kapitel zur 
Bundestagswahl 2017 enthalten ist, geht her-
vor, dass Markus Frohnmaier (damaliger Chef 
der Jungen Alternative) als vielversprechender 
AfD-Kandidat unterstützt werden sollte, um im 
Bundestag die russischen Interessen zu vertre-
ten (Fiedler/von Salzen 2019). Zudem bestand 
bis vor dem russischen Angriffskriegs gegen die 
Ukraine ein zentrales Element der russischen 
Strategie in der Einflussnahme über Medien 
wie RT (zuvor Russia Today) oder Sputnik, die in 
Deutschland Nachrichten ausstrahlten (Amann 
et al. 2019). Inzwischen sind sowohl RT und Sput-
nik in Deutschland verboten und nicht mehr er-

Die AfD und Russland
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reichbar. Vor den Einstellungen der Tätigkeiten 
waren AfD-Funktionär:innen in diesen Medien 
jedoch ständige Gäste. So zum Beispiel der 
Bundestagsabgeordnete Steffen Kontré, der 
auch öfter schon in russischen Staatsmedien 
aufgetreten ist und seit längerem Verbindungen 
nach Moskau pflegt (Schmidt 2022). Repräsen-
tant:innen der Partei werden in den russischen 
Staatsmedien dabei immer wieder als hochran-
gige Vertreter:innen des deutschen Staates prä-
sentiert. Selbst in Zeiten des Krieges nehmen 
sie bewusst und kalkuliert diese Aufgabe wahr. 

Kontré war auch Teil einer Delegation von AfD- 
Politiker:innen, die im März 2018 nach Russland 
reiste, um anschließend öffentlich zu bekun-
den, dass die Präsidentschaftswahlen „fair und 
demo kratisch“ abgelaufen seien. Neben Kontré 
nahmen Frohnmaier, Waldemar Herdt, Anton 
Friesen und Dietmar Friedhoff an dieser Reise 
teil. Weitere Beispiele für bekannt gewordene 
Treffen in Russland: Im Oktober 2015 reisten un-
ter anderem Alexander Gauland, Andreas Kalbitz 
und wiederum Frohnmaier auf Kosten eines rus-
sischen Oligarchen nach St. Petersburg, um sich 
dort mit einem persönlichen Referenten Putins 
zu treffen. Im Februar 2017 reiste Frauke Petry 
(zu diesem Zeitpunkt Parteichefin) mit ihrem 
Ehemann Marcus Pretzell auf Kosten russischer 
Geldgeber nach Moskau. Auch der aktuelle Vor-
sitzende Tino Chrupalla scheint eine stärkere 
Verbundenheit zu Russland zu pflegen, vermut-
lich mit engen Kontakten seiner Berater bis in 
den Kreml (Schmidt 2022). Ende 2020 wurde er 
vom russischen Außenminister Lawrow zum Ge-
spräch nach Russland eingeladen. Hinzu kom-

men noch eine Reihe von Landespolitiker:innen 
der AfD, die durch eine starke Nähe zu Russland 
auffallen und in diesem Sinne handeln (Halder/
Khamis 2022). Darunter zum Beispiel der aus 
Kasachstan stammende AfD-Bundestagsabge-
ordnete Eugen Schmidt, der sowohl im ‚Zentral-
rat der Russlanddeutschen‘ als auch im Verein 
‚Vadar‘ tätig ist, zwei Organisationen hiesiger 
Russlanddeutscher, die in starkem Maße die 
Position Putins in Deutschland vertreten. Laut 
Spiegel gehörten 2019 von den 16 Mitgliedern, 
die in den Protokollen der Vereinssitzungen auf-
tauchen, 11 der AfD an (Hoffmeister et al. 2022).

Wie Kontré tritt auch Schmidt regelmäßig im rus-
sischen Staatsfernsehen auf. Dort hat er Deutsch-
land bereits wiederholt als ein Land dargestellt, 
in dem Andersdenkende unterdrückt werden. 
Zudem erklärte er, dass es in Deutschland kei-
ne Demokratie gebe und die Medien komplett 
von der Regierung kontrolliert seien (Becker/Heil 
2022). 

6.3 Die AfD und der russische Angriffs-
krieg

Insbesondere im Zuge der gewaltvollen Expan-
sion in der Ukraine, beginnend mit der Annexion 
der Krim 2014, hat Russland begonnen, gezielt 
den Kontakt zu den rechten Parteien in Europa 
zu suchen. Insofern AfD-Politiker:innen so offen 
wie kaum andere die Nähe zu Russland aus eige-
ner Initiative suchten, lag eine enge Verbindung 
zwischen Russland und der AfD auf der Hand, 
auch im Hinblick auf die Rechtfertigung des rus-
sischen Angriffs auf die Ukraine. 
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So identifizierte Gauland die russische Annexi-
on der Krim im Frühjahr 2014 zwar als völker-
rechtswidrig, verkündete jedoch zugleich, dass 
es sich hierbei um das „Einsammeln russischer 
Erde“ handele, womit er das russische Vorgehen 
durchaus legitimierte (zit. nach Weiland 2022). 
Gleich mehrfach nahmen AfD-Funktionär:in-
nen an Veranstaltungen auf der Krim und in der 
Ostukraine teil: So reisten im April 2016 Marcus 
Pretzell (zu diesem Zeitpunkt AfD-Landeschef in 
Nordrhein-Westfalen) und Markus Frohnmaier 
zu einem internationalen Wirtschaftsforum nach 
Jalta. Im Juli 2016 reisten zwei AfD-Landtagsab-
geordnete (Thomas Rudy und Udo Stein) in die 
Ostukraine. Im April 2018 nahm eine größere 
AfD-Delegation an einem Wirtschaftsforum in 
Jalta teil. Im November 2018 agierten mehrere 
AfD-Funktionäre als selbsternannte ‚interna-
tionale Wahlbeobachter‘ in der Ostukraine, um 
die demokratische Struktur der dortigen Wahl 
zu bestätigen (Amann et al. 2019). Es ist davon 
auszugehen, dass Moskau diese AfD-Funktio-
näre nicht besonders motivieren musste, um als 
Lautsprecher für die eigene ‚Expansionspolitik‘ 
zu wirken. Vielmehr deutet alles darauf hin, dass 
diese Politiker russische Interessen in Deutsch-
land aus eigenem Antrieb propagieren, wozu 
seit 2014 auch gehört, die Annexion der Krim als 
rechtmäßig zu beurteilen. 

Mit dem Beginn des russischen Angriffskrieges 
in der Ukraine ist eine Zäsur in der bundesdeut-
schen Politik verbunden, die mit der Rede zur 
„Zeitenwende“ von Bundeskanzler Olaf Scholz 
am 27. Februar 2022 für alle offensichtlich wurde. 
Nach dem Willen der Bundesregierung sollte es 

nun darum gehen, die Ukraine zu unterstützen, 
ohne dass dies zu einer Ausdehnung des Krie-
ges in den NATO-Bereich führt – eine Position, 
die ein Großteil der AfD-Fraktion jedoch nicht 
teilt. Nur eine kleine Minderheit der Fraktions-
mitglieder sprach sich dafür aus, die Ukraine 
mit Waffenlieferungen zu unterstützen. Dagegen 
ließ beispielsweise Kontré verkünden, dass der 
Westen eine gehörige Mitschuld am Ukraine-
krieg habe. Dabei bediente er das russische 
Narrativ, nachdem der Westen das Ziel verfolgt 
habe, die Ukraine zum „Aufmarschgebiet“ der 
USA (Stellvertreterkrieg) zu machen, um Russ-
land zu destabilisieren (Schmidt 2022). Es wa-
ren schließlich nur 4 AfD-Abgeordnete, die am 
28. April 2022 dem bis auf die AfD und Die Linke 
fraktionsübergreifenden Antrag zur „Umfassen-
den Unterstützung für die Ukraine“ zustimmten 
und sich damit nicht der AfD-Fraktionslinie an-
schlossen (Bensmann/Stoll 2022).

In der Debatte um die Regierungserklärung vom 
27. Februar 2022 stellte sich die AfD­Spitze ge-
gen Olaf Scholz, der mit seiner Rede den „Kalten 
Krieg reaktiviert“ habe (zit. nach Linden 2022). 
Alice Weidel verwies auf die „Sicherheitsinte-
ressen aller“, die dadurch gefährdet worden 
seien, dass der Westen „überheblich Russland 
den Großmachtstatus abgesprochen“ habe. Da-
mit habe man eine „Kränkung Russlands“ verur-
sacht. Auch Amtskollege Tino Chrupalla pflich-
tete bei. Die Kriegsursachen seien komplex und 
nicht losgelöst von der Ausdehnung der NATO zu 
betrachten. Es dürfe auch „nicht unser Ziel sein, 
den einen Schuldigen auszumachen“ (zit. nach 
Linden 2022). Statt also die russische Aggres-

Die AfD und Russland



Radikalisiert und etabliert

56

sion zu kritisieren, lobte Chrupalla lieber den 
russischen Beitrag zur Deutschen Einheit. Zu 
diesen Aussagen der AfD-Vorsitzenden schrieb 
der Politikwissenschaftler Markus Linden: 

 „Schon diese Sätze […] lesen sich wie aus 
dem Handbuch für Propaganda und Desin-
formation, als seien sie von Kommunika-
tionsspezialisten einer angreifenden Macht 
für die deutsche Öffentlichkeit erdacht. Die 
Tatsache der russischen Aggression wird 
durch ‚Scheinkontextualisierung‘ relativiert – 
bis hin zur Schuldumkehr, denn, so Chrupalla 
in seiner Rede: ‚Schuldzuschreibungen erzeu-
gen keine Lösung‘“ (Linden 2022). 

Mit Argumentationsmustern wie diesen, ver-
sucht sich die AfD als Friedensmacht zu insze-
nieren und bezeichnet sich stellenweise selbst 
als „Friedenspartei“ (AfD NRW 2023). Zur Stra-
tegie der Partei gehört auch die Forderung nach 
Verhandlungen zwischen der Ukraine und Russ-
land in Berlin, mit der Bundesregierung als neu-
tralem Vermittler. Höcke twitterte gar den Slogan 
‚Frieden schaffen ohne Waffen‘: Eine bewusste 
Vereinnahmung einer Forderung der Friedens-
bewegung der 1980er Jahre, um über das eigene 
Kernklientel hinaus mit sprachlichen Aneignun-
gen im gesellschaftlichen Diskurs zu punkten 
(Weiland 2022).

Bereits seit ihrem Einzug in den Bundestag 
macht sich die AfD für ein Ende der EU-Sanktio-
nen gegen Russland stark. Der russische Angriff 
auf die Ukraine hat hieran nichts geändert. Nur 
vereinzelt sind Stimmen aus der Partei zu hören, 

die Sanktionen gegen bestimmte Verantwort-
liche und Unterstützer:innen des Angriffskrie-
ges zustimmen. Einher mit der Forderung nach 
einem Ende der Sanktionen geht das Drängen 
auf eine Inbetriebnahme von ‚Nord Stream 2‘. 
Hinzu kommt, dass die Partei kein offenes Be-
kenntnis zur NATO formuliert, gleichwohl aber 
Klagen über zunehmende Diskriminierungen 
gegenüber russischsprachigen Bürger:innen in 
Deutschland vorbringt und einzelne Abgeordne-
te sogar vor Gefahren warnen, die von ukraini-
schen Flüchtlingen ausgehen würden: So hetzte 
beispielweise ein AfD-Mitglied bei einem Treffen 
der AfD-Fraktion im Düsseldorfer Landtag offen 
gegen ukrainische Flüchtlinge: „Jeder weitere 
ukrainische Flüchtling, der nach Deutschland 
kommt, ist eine Gefahr für uns Russlanddeut-
sche, für unsere Frauen, für unsere Kinder. Die 
fangen jetzt schon an, uns zu terrorisieren“ (zit. 
nach Bensmann/Stoll 2022).

Am 9. Februar 2023 legte die AfD einen Antrag im 
Bundestag vor, der sich für eine schnelle diplo-
matische Lösung des Krieges in der Ukraine 
aussprach und gegen militärische Hilfen für die 
Ukraine votierte. Dieser als „Friedensinitiative“ 
titulierte Text führte im Vorfeld schon innerhalb 
der AfD-Bundestagsfraktion zu einem Disput, in 
dessen Folge die inhaltlichen Positionen abge-
schwächt wurden. Im Bundestagsplenum folgte 
eine sehr kontroverse Debatte (FAZ 2023). Im 
Kern forderte die AfD, sich von der militärischen 
Logik zu verabschieden, um der diplomatischen 
Arena Raum zu geben. Zwar beinhaltete der 
Antrag auch die Forderung, dass sich die russi-
schen Truppen „schrittweise“ zurückziehen sol-
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len. Dies wurde jedoch zugleich verbunden mit 
der Forderung, auch die Waffenlieferungen an 
die Ukraine und die Sanktionen gegen Russland 
zu beenden. Zudem dürfe die Ukraine weder EU- 
noch NATO-Mitglied werden. 

Die Antragstellung der AfD war zeitlich so plat-
ziert, dass Brücken zu bislang eher nicht mit der 
AfD verbundenen politischen Lagern deutlich 
wurden. Denn zum selben Zeitpunkt zirkulierten 
Aufrufe mit ähnlichen Forderungen. Wie bei-
spielsweise der von Alice Schwarzer und Sahra 
Wagenknecht, dem sich auch Tino Chrupalla 
anschloss (Holewik 2023). 

Die banalisierende Sicht auf die russische Impe-
rialpolitik, die den vorgelegten Antrag auszeich-
net, wird immer wieder auch durch weitere Akti-
vitäten aus dem Umfeld der AfD verbreitet. Be-
sonders aktiv ist hier der bereits erwähnte Verein 
‚Vadar‘, der sich selbst als Menschenrechtsorga-
nisation bezeichnet, für sich beansprucht, sich 
gegen die Diskriminierung russischsprechender 
Menschen in Deutschland einzusetzen, sich 
jedoch im Kern für die Interessen Russlands in 
Deutschland stark macht. Neben Eugen Schmidt 
gehören laut Vereinsregister auch der stellver-
tretende Bundesschatzmeister der AfD, Harald 
Weyel, der ehemalige Bundestagsabgeordnete 
Ulrich Oehme und die Landesparlamentarier:in-
nen Olga Petersen aus Hamburg sowie Gunnar 
Lindemann aus Berlin zu den Gründungsmitglie-
dern des Vereins. Folgende Tätigkeiten stehen 
exemplarisch für die Arbeit des Vereins: Die pro-
russische Influencerin Alina Lipp, gegen die in 
Deutschland ermittelt wird, weil sie in sozialen 

Medien den russischen Angriffskrieg und damit 
zusammenhängende Straftaten gebilligt und 
befürwortet haben soll, wird durch den Verein 
rechtlich und finanziell unterstützt. Ein freiwillig 
für Russland kämpfender Deutscher, der sich in 
ukrainischer Kriegsgefangenschaft befindet und 
der Ukraine Folter vorwirft, wird ebenfalls unter-
stützt. Der Verein betreibt darüber hinaus einen 
eigenen Telegram-Kanal mit gegenwärtig etwa 
rund 6.000 Abonnent:innen. Dort zeigen die Mit-
glieder auch auf, was sie unter Diskriminierung 
verstehen. So setzen sie sich zum Beispiel dafür 
ein, den Buchstaben ‚Z‘ als Symbol der Russen 
für den Angriffskrieg gegen die Ukraine entgegen 
dem Verbot in Deutschland verwenden zu dürfen 
(Banholzer et al. 2022). 

Dass auch die AfD-Führung die Propaganda des 
russischen Staates konkret unterstützt, konnte 
am 80. Jahrestag der Niederlage der deutschen 
Streitkräfte (‚Wehrmacht‘) in Stalingrad (heute: 
Wolgograd) beobachtet werden. Tino Chrupal-
la legte im Februar 2023 gemeinsam mit dem 
russischen Botschafter Sergei Netschajew einen 
Kranz an der Gedenkstätte Seelower Höhen (öst-
lich von Berlin) nieder, wo 1945 eine der drama-
tischsten Schlachten des Zweiten Weltkrieges 
stattfand. Anschließend wurde in einer Mittei-
lung der russischen Botschaft verkündet, Bot-
schafter Netschajew habe gemeinsam mit dem 
Co-Vorsitzenden der AfD der Soldaten der Roten 
Armee gedacht, „die im Kampf gegen den deut-
schen Nazismus gefallen sind“ bis zur „endgül-
tigen Zerschlagung Hitlerdeutschlands“. Selbst 
die rechtskonservative Zeitung Junge Freiheit, 
aber auch einzelne Vertreter:innen der Bundes-
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tagsfraktion warfen Chrupalla vor, sich mit dieser 
Aktion vor den Karren der russischen Propagan-
da spannen zu lassen (Joswig 2023). 

6.4 Der innerparteiliche Streit 
 um Russland

Trotz allem ist und bleibt das Verhältnis zu Russ-
land in der AfD umstritten: Meist im Westen be-
heimatete ,Atlantiker‘, die in der von den USA an-
geführten NATO die Ankerposition für Frieden und 
Sicherheit sehen und häufig aus dem Lager der 
Militärs kommen, stehen denjenigen gegenüber, 
die sich für eine stärkere Orientierung Deutsch-
lands an Russland einsetzen. Obwohl der Wes-
ten Deutschlands hinsichtlich der Anzahl der 
Mitglieder und Wähler:innen stärker ist, sind die 
‚Atlantiker‘ mittlerweile in der Minderheit. Und 
obwohl hinter den Türen die Konflikte varian-
tenreich ausgefochten werden, dominiert nach 
außen inzwischen der russlandfreund liche Kurs. 
Dieser pendelt zwischen einer geopolitischen 
Stabilitäts position allgemeiner Art (Frieden und 
Sicherheit mit Russland) und einer völkisch- 
gesellschaftlichen Unterstützung der russischen 
Propaganda. Hinzu kommt, wie gesehen, ein re-
ges Netzwerk von Politiker:innen, Referent:innen 
und aktiven Mitgliedern, die den direkten Kon-
takt zu Russland suchen sowie solchen, die sich 
durch russische Anreize für die dortige Politik 
und ihre Propaganda gewinnen lassen.

Die Auseinandersetzungen zwischen den unter-
schiedlichen Positionen führten immer wieder 
auch zu Versuchen der Konsensbildung. Ergeb-
nis war unter anderem ein Kompromisspapier 

vom März 2022. In diesem Neun-Punkte-Papier 
wurde eine „einheitliche“ Position zur „Russ-
land-Streitfrage“ vorgelegt (Schmidt 2022). Doch 
im Ganzen setzten sich im Zeitverlauf eindeutig 
die radikaleren Pro-Russlandpositionen durch. 
Dies führte auch dazu, dass sich vereinzelt Ak-
teur:innen zurückzogen oder gar aus der AfD 
austraten, wie zuletzt die Bundestagsabgeord-
nete Joana Cotar. Bekannt wurde auch, dass die 
internen Auseinandersetzungen dazu geführt 
haben sollen, dass die AfD-Spitze im Bundestag 
Redebeiträge im Vorfeld prüfte. Wiederholt soll 
auch über die Einführung eines Sanktionskatalo-
ges diskutiert worden sein, ohne dass dies wirk-
lich realisiert wurde (Leithäuser 2022).

Auf die öffentliche Kritik, dass AfD-Politiker:in-
nen durch Russland finanziert würden, reagierte 
der Bundesvorstand mit dem Versand eines Fra-
genkatalogs. In dem sollten verdächtigte AfD- 
Politiker:innen erklären, ob sie „Angebote“ von 
russischer Seite bekommen hätten (Bensmann/
Stoll 2022). Die Nachhaltig- und Ernsthaftigkeit 
einer solchen Aktion ist mehr als fraglich.

In jedem Fall lässt sich festhalten, dass neben 
den offensichtlich engen Verknüpfungen, die 
zwischen AfD-Politiker:innen und russischen Ak-
teur:innen bestehen, auch zu beobachten ist, 
dass sich die AfD in der öffentlichen Debatte so 
positioniert, wie sie es auch bei anderen Kon-
junkturthemen macht: Sie artikuliert eine Funda-
mentalopposition gegenüber der Regierung und 
den anderen Parteien und versucht so, sich das 
Alleinstellungsmerkmal ‚gegen die da oben‘ im 
Parteienwettbewerb zu sichern. 
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6.5 Fazit

Die AfD ist die lautstärkste bundesdeutsche 
Partei, die in der Innenpolitik auch während der 
Kriegszeit die Interessen Russlands aufgreift. 
Zwar wird der Angriffskrieg nicht offen verteidigt, 
doch sind prorussische Parteinahme und die 
Übernahme russischer Narrative durchgehend 
zu beobachten. Damit knüpft sie, und das ist 
zen tral für ihren Erfolg in den Umfragen und an 
den Wahlurnen, an die bei einem Teil der deut-
schen Bevölkerung vorhandene Skepsis an, die 
nicht will (und befürchtet), dass sich die Bundes-
regierung weiter in den Krieg Russlands gegen 
die Ukraine hineinziehen lässt. Nach Umfragen 
liegt der Anteil der Bürger:innen, die skeptisch 

bis ablehnend gegenüber dem deutschen En-
gagement zugunsten der Ukraine sind, im Früh-
jahr 2023 recht hoch. So waren es beispielswei-
se rund 40 Prozent der Befragten, die die Liefe-
rung von ‚Leopard II‘-  Panzern an die Ukra ine für 
nicht gut befanden. Zugleich ist die AfD neben 
der Linkspartei alleine mit der dezidierten Ab-
lehnung dieses Engagements unter den Bundes-
tagsparteien. Russland ist für die AfD aber nicht 
nur ein Thema, um diese Skepsis jenseits von 
Regierung und Opposition einzufangen. Die AfD 
nutzt dieses Thema auch, um die eigene Deutung 
deutscher Interessen zu untermauern. In diesem 
Sinne sind Russland und die Politik des Kremls 
für die AfD auch ein nationales, geopolitisches 
und gesellschaftspolitisches Thema. 

Die AfD und Russland
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7 Der Umgang mit der AfD – Ein ‚Moving Target‘?

Bisher haben wir die Entwicklung der AfD in den 
letzten zehn Jahren nachgezeichnet und an-
hand von drei zentralen Themenfeldern – Ver-
fassungsschutz, Corona-Pandemie, Nähe der 
Partei zur Politik Russlands – untersucht, wie 
sich die innerparteilichen Kräfteverhältnisse in 
dieser Zeit immer weiter nach rechts außen ent-
wickelt haben. Welche Schlussfolgerungen sind 
hieraus zu ziehen? 

Die Frage, wie die etablierten politischen Par-
teien, die demokratische Zivilgesellschaft, aber 
auch die Sicherheitsbehörden mit der AfD um-
gehen sollen und können, stellt sich, unter sich 
immer wieder ändernden Bedingungen, seit die 
Partei in die Landtage und in den Bundestag ein-
gezogen ist. Die AfD ist als Partei der zahlreichen 
Metamorphosen ein ‚bewegliches Ziel‘ (moving 
target). 

Die doppelte Ausrichtung der Partei zwischen 
Bewegungs- und Parlamentsorientierung, ihre 
unterschiedliche Erscheinung auf Bundes- und 
regionaler Ebene, aber auch die unterschied-
lichen Positionierungen in Ost und West er-
schweren den ‚richtigen‘ strategischen Umgang 
mit ihr erheblich. Aber nicht nur das. Die Radi-
kalisierung und die zunehmende Dominanz 
rechtsextremer Kräfte in der Partei bis zu dem 
Grad, sie für den Verfassungsschutz gerichtsfest 
zum rechtsextremistischen Verdachtsfall werden 

zu lassen, erschwert den Umgang mit ihr in den 
Parlamenten als demokratisch gewählte Kraft. 

7.1 Umgang in den Parlamenten

Bis 2017 war in den Landesparlamenten zu be-
obachten, dass die etablierten Parteien einen 
Umgang mit der AfD pflegten, der als ‚abgren-
zen, ohne auszugrenzen‘ bezeichnen werden 
kann (Schroeder et al. 2018). Die in dieser For-
mel steckende Ambivalenz deutet bereits die 
Schwierigkeit an, eine einfache und eindeutige 
Strategie zu verfolgen. Darauf verweisen auch 
die Ergebnisse einer aktuelleren Studie zum 
Umgang der anderen Parteien mit der AfD aus 
dem Jahr 2022 (Heinze 2022). In dieser unter-
scheidet Anna-Sophie Heinze vier formale Um-
gangsweisen von vier Arten des Umgangs auf 
der Policy-Ebene. Formal haben die Parteien von 
der Exklusion über Ad-Hoc-Tolerierung, legisla-
tive Kooperation bis zu exekutiver Kooperation 
vier Alternativen. Auf der Policy-Ebene wiederum 
können Positionen der AfD ignoriert, entschärft, 
debattiert oder angenommen werden (ebd.: 
336–337). In ihrer Auswertung zeigt Heinze, 
dass in den verschiedenen Landesparlamenten 
recht unterschiedliche formale und politikbezo-
gene Reaktionsmuster angewendet wurden. Die 
Reaktionen unterscheiden sich zwischen den 
Landtagen stärker als zwischen den Fraktionen 
in den Landtagen. Auf mittlere Frist tendierten 
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aber alle Landtagsfraktionen der anderen Par-
teien dazu, auf der formalen Ebene so etwas wie 
eine Ad-Hoc-Tolerierung, z. B. bei der Besetzung 
von Parlamentsposten, zu praktizieren, auf der 
Policy-Ebene blieb es hingegen in aller Regel 
bei Abweisung der AfD, zumeist, indem nur eine 
Person für die jeweilige Fraktion oder für die Re-
gierung sprach (ebd.: 340–346). Heinze erkennt 
in den Umgangsweisen der anderen Parteien mit 
der AfD eher kontextuelle Lernprozesse als eine 
einheitliche und allgemein wirksame Strategie 
(ebd.: 347). Sie zitiert auch Abgeordnete, die 
berichten, dass es ihnen auch nach Jahren noch 
nicht gelungen sei, einen konsistenten Umgang 
mit der AfD zu finden. Eine Schwierigkeit wird 
insbesondere darin gesehen, in die Debatte 
über AfD-Forderungen einzusteigen, ohne zu-
gleich auf deren Provokationen hereinzufallen 
(ebd.: 346). 

Die AfD mobilisiert nach den Worten des BfV eine 
„heterogene Mischszene“, die aus „Reichsbür-
gern“ „Selbstverwaltern“, Rechtsextremisten 
sowie aktiven oder ehemaligen AfD-Mitgliedern 
besteht (BfV 2022a; 2022b). Diese „rechtsoffe-
ne Mischszene“ findet sich auf der regionalen 
Ebene der Partei, aber auch unter den Bundes-
tagsabgeordneten ist die Vielfalt groß. Unter den 
83 Bundestagsabgeordneten der AfD finden sich 
Rechtsextreme, Corona Leugnende und suspen-
dierte Polizist:innen. Es gibt eine tiefe Kluft 
zwischen einem gemäßigten, parlamentsorien-
tieren Lager und einem rechtsextremen Lager 
der Bewegungsorientierten, wobei letztere zu-
nehmend das öffentliche Bild der AfD prägen. 
Ex-Polizist Steffen Janich war Versammlungslei-

ter untersagter Demonstrationen gegen die Co-
rona-Politik, Christina Baum ist Unterstützerin 
von Björn Höcke, der gerichtlich bestätigt als 
Rechtsextremer bezeichnet werden darf. Stefan 
Keuter teilte Nazi-Fotos inklusive eines Fotos von 
Hitler mit ausgestrecktem Arm in den sozialen 
Medien. Stephan Brandner aus Thüringen gilt als 
Stellvertreter Björn Höckes in Berlin. Die Reihe 
könnte fortgesetzt werden. 

Ein Blick in die Landesverbände der Partei ergibt 
ein ähnliches Bild der Heterogenität. Auch hier 
zeigt sich die Strategie der Partei, im Spagat 
zwischen Radikalität und Mäßigung ihr Poten-
tial breit gefächert zu erhalten. Es gibt radika-
lere und (in Relation zu diesen) gemäßigtere 
Landesverbände. Zu den eher gemäßigten Lan-
desverbänden gehören 7 aus dem Westen und 
einer aus dem Osten Deutschlands (Mecklen-
burg­Vorpommern). Die 7 radikaleren Landes-
verbände verteilen sich auf Ost (Brandenburg, 
Sachsen, Sachsen- Anhalt, Thüringen) und West 
(Baden-Württemberg, Bayern, Saarland). Diese 
heterogene, bipolare Landschaft – personell auf 
der Bundesebene, organisatorisch zwischen 
den Landesverbänden  – macht einen einheit­
lichen Umgang und eine klare Strategie der AfD 
gegenüber schwierig bis nahezu unmöglich. 

7.2 Umgang mit den 
 AfD-Unterstützer:innen

Hinzu kommt, dass auch die Wählerschaft der 
Partei durchaus heterogen ist. Dies insbeson-
dere in Bezug auf Ost- und Westdeutschland: 
Wie die Analysen im dritten Kapitel gezeigt ha-
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ben, sind die regionalen Disparitäten nach wie 
vor sehr groß. Die Einstellungsforschung zeigt, 
dass es der AfD insbesondere gelingt, mittels 
populistischer Einstellungen zu mobilisieren. 
Dies wurde bereits 2013 ersichtlich, als die Par-
tei aus dem Stand nur knapp an der Fünf-Pro-
zent-Hürde im Bund scheiterte. Die AfD scheint 
mit ihrem populistischen Politikangebot eine 
Repräsentationslücke zu füllen, deren Umfang 
sich durch die Mobilisierung im Lager der zuvor 
Nichtwählenden bei den Bundestagswahlen 
2017 zeigte. Angesprochen werden ein Benach-
teiligungsempfinden und damit einhergehende 
Ressentiments gegen alles Fremde und Unbe-
kannte. 

Dieses Mobilisierungspotential verdeutlicht un-
ter anderem die ‚Mitte-Studie‘ 2021 (Zick/Küpper 
2021): Hiernach weist mehr als ein Viertel der 
Deutschen nach einem harten Kriterium popu-
listische Einstellungen auf, indem sie allen 
9  abgefragten popu listischen Einstellungen 
zustimmen und fast 14 Prozent rechtspopulis-
tische Orientierungen, die sich zusätzlich zu 
den populistischen Orientierungen noch durch 
Demokratiemisstrauen und Abwertung von als 
fremd markierten Gruppen auszeichnen. 

Für die demokratischen Parteien stellt sich vor 
diesem Hintergrund wohl die Aufgabe, nicht nur 
einen Weg zu finden, mit der AfD umzugehen, 
sondern auch, für Populismus offene Bürger:in-
nen nicht auszugrenzen und nicht in die radikale 
Fundamentalopposition zur Demokratie abrut-
schen zu lassen. Die nach rechts offene Misch-

szene hat mit ihren selbst referentiellen Kom-
munikationsnetzwerken ohne Zweifel die Mittel, 
die Bürger:innen mit Ausgrenzungsgefühlen 
anzusprechen und entsprechend zu mobilisie-
ren. Medienformate wie Junge Freiheit, Deutsch-
land-Kurier, das Magazin Compact (von Jürgen 
Elsässer), das österreichische Portal unzensiert, 
KenFM (von Ken Jebsen, im Juli 2021 eingestellt), 
RT (2022 eingestellt), das Onlinemedium Tichys 
Einblick und die sozialen Plattformen werden da-
für genutzt. 

Die Unterstützung rechter Kommunikations- 
Outlets und -Kanäle durch AfD-Abgeordnete 
existiert bereits. So gibt z. B. der AfD-Bundes-
tagsabgeordnete Hannes Gnauck öffentlich an, 
dass er das neurechte Kampagnen-Netzwerk 
‚Ein Prozent‘ oder das identitäre ‚Filmkunst-
kollektiv‘ direkt finanziell unterstützt. Dieses 
Vorgehen ist auch vor dem Hintergrund der 
Selbstwahrnehmung der AfD zu sehen, dass 
sie sich durch die etablierten Medien benach-
teiligt sieht, was bekanntermaßen seit 2014 
auf den ‚Pegida‘-Demonstrationen, aber auch 
auf Demonstrationen der AfD zur Wiederbele-
bung der nationalsozialistischen Parole der 
‚Lügenpresse‘ geführt hat. So wurde bei einer 
Kundgebung der AfD in Cottbus 2021 nach ei-
nem gewalttätigen Übergriff auf Journalist:in-
nen ,Lügenpresse‘ von den Demonstrierenden 
skandiert. Alice Weidel vermerkte im Rahmen 
des Landesparteitags in Baden-Württemberg im 
Juli 2022, es gebe keine unabhängigen Medien 
mehr, die „Journaille“ sei grün-links dominiert, 
und die AfD daher darauf angewiesen, alter-
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native Medienkanäle zu gründen und zu nut-
zen. Auch Tino Chrupalla hat ein ablehnendes 
Verhältnis zu den etablierten Medien. In einem 
Rundbrief an den Kreisverband Görlitz schrieb 
er von „Feindpropaganda“ und einer „schwar-
zen Liste“ für „bestimmte Pressevertreter“ (zit. 
nach Sächsische Zeitung 2019).

Im Großen und Ganzen verbirgt sich hinter 
diesen Aktivitäten ein Kampf gegen den öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk in seiner jetzi-
gen Form. Alice Weidel machte in einem Inter-
view mit der Jungen Freiheit dazu ihre Position 
deutlich: „Wenn überhaupt, dann hat öffent-
lich-rechtlicher Rundfunk nur in einer in der 
Senderzahl drastisch reduzierten, auf ein Zehn-
tel seiner jetzigen Größe gestrafften und auf 
wenige wesentliche Kernaufgaben beschränk-
ten Form noch eine Existenzberechtigung“ (zit. 
nach Tagesspiegel 2022). 

Zusammen mit den Vorwürfen an die Regierung, 
mit ihrer Corona-Politik eine Diktatur einzuführen, 
verweist auch dies auf eine Positionierung, von 
der zumindest ungewiss ist, ob sie sich mit der 
demokratischen Grundordnung verträgt. Es bleibt 
bei der Strategie der AfD, die Gesellschaft zu spal-
ten und die Vertrauensdefizite zwischen Regie-
rung und Bürger:innen zu verstärken. Sie ist da-
rauf ausgerichtet, die ‚Krise‘, welche auch immer 
als Mobilisierungsvehikel dienen kann – Migra­
tion, Corona, ‚Lügenpresse‘ – auszunutzen und 
dabei die selbst etablierte und bislang wirkungs-
volle bipolare Lagerung zwischen Bewegungs- 
und Parlamentsorientierung beizubehalten. 

7.3 Fazit

Vor diesem Hintergrund bleibt es eine zentra-
le Herausforderung für den Umgang mit der 
AfD, dass es dieser häufig gelingt, jede Kritik 
und jeden politischen Angriff auf sie zu einem 
Deprivationsgefühl derjenigen zu machen, die 
sich als Unterstützer:innen der Partei ansehen. 
Umso wichtiger ist es, sich mit den Widersprü-
chen und Bruchlinien in der AfD zu befassen und 
sich adäquat mit diesen auseinanderzusetzen. 
Es kann einer Gesellschaft und ihrer Demokratie 
nicht guttun, ein Sechstel bis zu einem Viertel 
der Bürger:innen dem Gefühl zu überlassen, 
(nicht nur) politisch abgehängt zu sein. Die AfD 
vermag es, diesen Bürger:innen über Emotiona-
lisierung und Affektpolitik das Gefühl zu geben, 
die empfundene Repräsentationslücke zu füllen. 
Es sind insbesondere die echten oder sich als 
solche empfindenden Verlierer:innen der Globa-
lisierung, die durch die AfD mit entsprechenden 
emotional aufgeladenen Erklärungen und ver-
meintlichen Lösungen versorgt und dadurch der 
rationalen politischen Auseinandersetzung zum 
Teil erfolgreich entzogen werden. Eine politische 
Gegenansprache ist damit schwierig. Ohne sub-
stanzielle Antworten auf die Ängste und Nöte 
dieser Bürger:innen wird deren politische Inte-
gration ins Lager der demokratischen Kräfte je-
doch vermutlich nicht gelingen. Notwendig ist 
es, das Gefühl des Abgehängt-Seins und des 
Nicht-Repräsentiert-Werdens durch entsprechen-
de Politik aufzulösen. Doch konkretere Vorschlä-
ge auf die Frage ‚Was tun?‘ sind noch immer nicht 
zufriedenstellend gefunden worden. 

Der Umgang mit der AfD – Ein ‚Moving Target‘?
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8 Die Zukunft der AfD: Widersprüchlich, 
 zerrissen und konsolidiert

Die AfD ist eine Partei der Widersprüche. Dies 
ist im Verlauf der hier vorgenommenen Analysen 
deutlich geworden. Intern einerseits polarisiert 
zwischen Parlaments- und Bewegungsorientie-
rung, zwischen gemäßigten und extremen Kräf-
ten, nach außen bewusst diese Bi-Polaritäten 
mobilisierend, hat die AfD mehrere Führungs-
wechsel hinter sich, in deren Folge sich ihr politi-
scher Kurs immer weiter nach rechts verschoben 
hat. Auch in der Wählerschaft ist dieser Wandel 
mit vollzogen worden. Sie hat sich im Zeitverlauf 
verändert und zeichnet sich seit einigen Jahren 
nun durch Merkmale aus, die auf eine hohe 
sozia le und politische Deprivation hindeuten. 
Dieser Weg nach rechts außen hat nach anfäng-
licher Ignoranz durch den Verfassungsschutz un-
ter der Leitung von Maaßen nach dem Führungs-
wechsel zu Haldenwang für die AfD zum Status 
des Beobachtungs- und später Verdachtsfalls 
geführt. Kann vor diesem Hintergrund und der 
Radikalisierung der Partei für die Zukunft vermu-
tet werden, dass es nicht die Frage ist, ob die AfD 
als rechtsextrem eingestuft wird, sondern wann 
dies der Fall sein wird? 

Die Wandlungen der AfD sind kaum prognosti-
zierbar. Das zeigt ihr Verhalten in der Corona- 
Pandemie. Die begründbare Erwartung war, dass 
die Partei die Krise für eigene Mobilisierungs-
bestrebungen nutzen würde. Das hat sie auch 
getan. Wenngleich der Weg dorthin auf Umwe-

gen erreicht wurde, fiel die Bilanz dieser Strate-
gie zumindest ambivalent bis widersprüchlich 
aus. Zunächst hat sich die AfD in der Corona-Kon-
stellation in starker Zurückhaltung geübt und die 
Regierungspolitik sogar gestützt. Erst nach etwa 
einem halben Jahr hat sie hier ihren stilbilden-
den Oppositionskurs gefunden. Aber nach der 
Corona-Krise war die Situation für die AfD eine 
andere als vorher, als sie mit jeder Wahl Stim-
menzuwächse zu verzeichnen hatte. Mit Beginn 
der Pandemie waren ihre Wahlergebnisse (mit 
einer Ausnahme) schlechter ausgefallen als 
vorher. Inzwischen scheint sich die Partei von 
diesem kleinen ,Corona-Tief‘ am Wählermarkt 
wieder erholt zu haben. Zumindest weisen die 
Umfragen darauf hin, dass die AfD derzeit viele 
Wähler:innen zu mobilisieren vermag. Es bleibt 
jedoch so, dass sich durch die starke Bezugnah-
me auf die Anti-Corona-Front der Straße die An-
hängerschaft der Partei unter ideenpolitischen 
Gesichtspunkten noch einmal verändert hat. 
Daneben konnten aber auch sehr substanzielle 
Kontinuitäten gezeigt werden, von denen eine 
sehr bedeutende die von der Gründung an be-
stehende unterstützende Haltung gegenüber 
Russland ist, die fast in einer Symbiose mit dem 
Ziel der Systemdestabilisierung Deutschlands 
mündet. 

Somit bleibt die AfD in ihrem Erscheinungsbild 
ambivalent. Sie ist sowohl durch Diskontinuitä-
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ten wie auch durch Kontinuitäten geprägt. Zu 
den Diskontinuitäten zählen die Führungswech-
sel und die sich gleichzeitig verändernde Wäh-
lerstruktur. Zur Kontinuität und damit Erkenn-
barkeit gehört, dass die AfD nach wie vor ihre 
Bipolarität nicht nur aushält, sondern sie gezielt 
nutzt, um sowohl eine moderate als auch eine 
extreme Wählerschaft zu mobilisieren und ihre 
eigene Resonanzfähigkeit weiter zu sichern. Mit 
ihrer Radikalität und viel Aufmerksamkeit erzeu-
genden Provokationsfähigkeit vermag sie sowohl 
die verunsicherten wie auch die eigenen ideolo-
gisch überzeugten Wähler:innen zu binden, die 
in der AfD einen lautstarken Ansprechpartner für 
Unbehagen, Zorn, Kritik und ihre Vorstellung von 
einer anderen Gesellschaft sehen. 

Die Schlussfolgerungen, die sich daraus für die 
Zukunft der AfD und die Bedingungen demokra-
tischer Politik ergeben, laufen darauf hinaus, 
dass nicht zuletzt Unsicherheit generierende 
Rahmenbedingungen, wie zuletzt die Corona- 
Pandemie oder aktuell der Krieg Russlands ge-
gen die Ukraine mit seinen Implikationen sowie 
globale Probleme ein vergleichsweise günstiger 
Resonanzboden sind, um Kontinuität und Sta-
bilität der AfD zu flankieren und zu befördern. 
Die Partei hat sich über die für sie kritische 
Phase der Corona-Pandemie nicht nur gerettet, 
sondern durch ihre weiteren, wenn auch leicht 
schwächeren Wahlerfolge als konsolidierte Kraft 
im politischen System Deutschlands behauptet. 
Die Frage, ob die Partei in den Fängen von rechts 

außen ersticken wird, muss derzeit negativ be-
antwortet werden. Rechtsextreme nehmen so-
wohl von innen wie auch von außen Einfluss auf 
die AfD. Das bedeutet bislang nicht, dass ihre 
parlamentarische Existenz bedroht wäre. Viel-
mehr wird die AfD als extrem-rechte politische 
Kraft auch in Zukunft nicht ignoriert werden kön-
nen. Sie ist eine feste Größe und ein fester Faktor 
im Parteienwettbewerb Deutschlands geworden. 
Bei einer AfD-Wählerschaft von fast 5 Millionen 
Bürger:innen ist es für die etablierten Parteien 
und demokratischen Kräfte eine Herausforde-
rung, eine resiliente Strategie zu entwickeln, um 
mit dieser politischen Kraft umzugehen. Die AfD 
hat eine mögliche Antwort auf die Repräsenta-
tionslücke etabliert, die auf der rechten Seite 
des politischen Spektrums besteht. Angesichts 
einer Wählerschaft, die aktuell überwiegend in 
den sozial schwächeren Segmenten der Gesell-
schaft verankert ist, besteht aber ein offensicht-
licher programmatischer Widerspruch mit der 
nach wie vor eher neo liberalen Ausrichtung der 
AfD in der Wirtschafts- und Sozialpolitik. Denk-
bar ist deshalb, dass die Repräsentationslücke 
auch von links gefüllt werden könnte, z. B. wenn 
es einem politischen Projekt gelänge, zentra-
le Themen der AfD mit einem links-keynesia-
nischen Ansatz zugunsten der Unterschichten 
zu verbinden, so wie sich dies in Ambitionen 
von Sahra Wagenknecht andeutet. Denkbar ist, 
dass die AfD als Partei der Metamorphosen bis 
zu einem gewissen Grad selbst für eine solche 
Entwicklung offen ist.
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